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Insbesondere mit den Erfolgen von 
charismatischen Rechtspopulisten wie 
Marine Le Pen in Frankreich und Ge-
ert Wilders in den Niederlanden ist die 
Aufmerksamkeit für die wachsenden 
Wahlerfolge rechtsextremer Parteien in 
Europa wieder gewachsen. Ihr Einfluss 
auf die Regierungen und damit auch die 
entscheidenden Fragen der Europapo-
litik wächst. Regierungschefs wie Vic-
tor Orban in Ungarn nähern sich dem 
rechten Rand immer weiter an. Europa-
weit vernetzen sich Rechtsextreme und 

Rechtspopulisten wie die Europaabge-
ordnete Marine Le Pen und der öster-
reichische FPÖ-Chef Heinz-Christian 
Strache. Das Titelbild dieser Broschüre 
zeigt die beiden Politiker bei einer Pres-
sekonferenz im Straßburger Europa-
parlament. Wenn im Frühjahr 2014 die 
nächsten Wahlen zum Europäischen 
Parlament stattfinden, ist vielen Abge-
ordneten aber auch vielen Wählerinnen 
und Wählern noch gar nicht bewusst, 
wie präsent die Rechtsextremen in Eu-
ropa bereits sind. Dies liegt auch an 
den neuartigen Erscheinungen rechts-
extremen Gedankenguts. Zunehmend 
lernen die maßgeblichen Akteure, sich 
grenzübergreifend zu vernetzen und 
populistische Grundstimmungen zu be-
dienen. Das von ihnen inszenierte Bild 
des der eigenen Heimat und Kultur fest 
verbundenen Kämpfers gegen „die da 
oben in den etablierten Parteien und in 
Brüssel“ bekommt durch die fortschrei-
tenden globalisierten Krisenmomente 
immer mehr Zulauf. Die rassistischen 
und menschenfeindlichen Untertöne 
werden dabei schnell überhört. Doch in 
den Köpfen und an den Stammtischen 
bleiben sie hängen. Nachdem ich be-
reits 2010 eine umfassende Broschüre 

zu „Strategien gegen Rechtsextremis-
mus“ veröffentlichen konnte, soll die-
se Broschüre nun dazu dienen, über 
Rechtsextreme und Rechtspopulisten 
im Europäischen Parlament sowie de-
ren Parteien in den EU-Ländern aufzu-
klären. Eine umfassende Sammlung an 
Hintergrundinformationen soll den Men-
schen in Europa ermöglichen, sich ein 
Bild von der Gesamtlage zu machen. 
Zudem stellt sie eine Handreichung für 
die Beteiligten am politischen Prozess 
in der Europäischen Union sowie die 
Kolleginnen und Kollegen in Parlamen-
ten und Parteien dar, um das mitunter 
vernebelte rechtsextreme Spektrum 
besser einschätzen und rassistischen 
wie nationalistischen Tendenzen entge-
gen treten zu können.

Ausdrücklicher Dank gebührt mei-
nem Team, allen voran Tobias Peter, 
der maßgeblich zum Erfolg dieser und 
auch der vorhergehenden Broschü-
re beigetragen hat. Natürlich ist diese 
Broschüre auch eine Momentaufnah-
me und erscheint in einer Zeit, in der 
Europa und seine Demokratie in einer 
tiefen Krise steckt. Bei den griechischen 
„Schicksalswahlen“ 2012 zog mit der 

„Goldenen Morgenröte“ eine weitere 
rechtsextreme Partei in ein europäi-
sches Parlament ein. Angesichts der 
wirtschaftlichen und sozialen Verwer-
fungen in vielen EU-Mitgliedstaaten ist 
auch weiterhin nicht von einer Entwar-
nung in Bezug auf den Erfolg rechtsex-
tremer und rechtspopulistischer Partei-
en auszugehen. Auch insofern werde 
ich in den kommenden Jahren weiter-
hin einen Schwerpunkt meiner Arbeit 
im Einsatz gegen Rechtsextremismus 
in Europa sehen. Über neue Entwick-
lungen und ergänzende Informationen 
zu dieser Broschüre wären mein Team 
und ich daher sehr dankbar. Wer wei-
tere Informationen zu unserer Arbeit im 
Europäischen Parlament erhalten will 
oder Anregungen hat, kann eine E-Mail 
an jan.albrecht@europarl.europa.eu     
schicken.

In diesem Sinne hoffe ich, dass diese 
Broschüre Ihnen hilfreiche Einblicke 
liefert und einen Teil zu einem Europa 
ohne Rassismus, Menschenfeindlich-
keit und Nationalismus beiträgt.

Vorwort von Jan Philipp Albrecht
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Rechtsextremismus in seinen verschie-
denen Facetten und Schattierungen 
bedroht die europäischen Demokratien. 
Dabei dient der Begriff „Rechtsextre-
mismus“ als Bezeichnung für eine gan-
ze Gruppe von Ideologien und Aktivitä-
ten, welche sich gegen die Demokratie, 
Pluralität und Menschenrechte wenden. 
Ihr Gesellschaftsentwurf ist geprägt von 
autoritären und antipluralistischen Vor-
stellungen. Auch im Europaparlament 
sind rechtsextreme und rechtspopulisti-
sche Parteien vertreten und arbeiten ak-
tiv an einem „Europa der Vaterländer“. 
Doch wer sind diese Abgeordneten und 

welche Themen vertreten sie? Aus wel-
chen Ländern stammen sie und wer sind 
die jeweiligen nationalen AkteurInnen? 
Diese Broschüre gibt einen Einblick in 
ein bisher wenig beachtetes Gebiet: Die 
Präsenz verschiedenartiger rechtsex-
tremer Parteien und Abgeordneter im 
Europäischen Parlament. Anhand von 
Berichten der einzelnen europäischen 
Länder können sich Interessierte ei-
nen Überblick darüber verschaffen, 
aus welchen nationalen Kontexten die 
Abgeordneten stammen und welche 
Positionen sie im Parlament vertreten. 
Auch wenn in vielen europäischen Län-
dern nach dem Zweiten Weltkrieg sich 
am Faschismus orientierende Parteien 
wenig Chance auf größere Wahlerfolge 
hatten, so arbeiteten diese bis heute 
kontinuierlich an der Durchsetzung ih-
res menschenverachtenden Weltbildes. 
Um diese Tendenzen aufzuzeigen set-
zen die Länderberichte daher auch mit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges ein, 
die historische Betrachtung bleibt da-
bei jedoch schlagwortartig. Allerdings 
wird deutlich, dass Rechtsextremismus 
kein neuzeitliches Phänomen in Europa 
darstellt und sich zudem viele der Par-
teien ideologisch ein neues Gewand 
gegeben haben ohne aber ihren rassis-
tischen Kern aufzugeben. Anders als in 
Westeuropa tauchten in Osteuropa erst 
1989/90 wieder rechtsextreme Parteien 
in der politischen Landschaft auf, daher 
setzen hier die Länderberichte zu Be-
ginn des osteuropäischen Transforma-
tionsprozesses ein. Dessen ungeachtet 
gab es natürlich auch in Osteuropa fa-
schistische Parteien und Bewegungen 
vor und in der Zwischenkriegszeit und 

darüber hinaus auch entsprechende 
Tendenzen bis 1989. Weiter wird in den 
Länderberichten überblickartig und aus-
schließlich der parteiförmige Rechtsext-
remismus beschrieben, für ausführliche 
Informationen sei auf die genannten 
Quellen verwiesen. Auch ideologische 
Unterschiede und Besonderheiten kön-
nen nur am Rande thematisiert werden, 
ebenso verhält es sich mit inhaltsana-
lytischen Ausführungen über den teils 
versteckten Gehalt antisemitischer und 
rassistischer Äußerungen. Auch wenn 
es schwer fällt, können die jeweiligen Zi-
tate nicht auf ihr ideologisches Substrat 
und auf ihren jeweiligen rechtsextremen 
Impetus hin analysiert werden und müs-
sen größtenteils für sich stehen. Diese 
Broschüre ist vielmehr als Informati-
onsquelle über die jeweiligen rechtsex-
tremen und rechtspopulistischen Abge-
ordneten gedacht und als Bereitstellung 
von Informationen zur weiteren politi-
schen Auseinandersetzung. Anzumer-
ken bleibt, dass auf bewegungs- und 
subkultureller Ebene rechtsextreme 
Gruppen in allen genannten Ländern 
aktiv sind. Auch wenn die wissenschaft-
liche Forschung einen direkten Zusam-
menhang zwischen bewegungs- und 
parteiförmigen Rechtsextremismus 
herausstellt, bleiben diese Gruppen in 
den Länderberichten unberücksichtigt. 
In vielen der genannten Quellen fin-
den sich weitere Informationen hierzu. 
Alle Quellen sind öffentlich zugänglich, 
sorgfältig geprüft und im Text gekenn-
zeichnet. Wegen der sprachlichen Viel-
falt waren Sekundärquellen bei der Er-
stellung dieser Broschüre sehr wichtig, 
zudem sind die üblichen Einschränkun-

EINLEITUNG
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gen bei der Übersetzung von wörtlichen 
Zitaten durch Dritte zu beachten. Da 
es sich nicht um offizielle Übersetzun-
gen handelt, sind Kleinstabweichun-
gen innerhalb der Aussagen möglich. 
Anders verhält es sich mit Zitaten aus 
Dokumenten und Reden aus dem Par-
lament selbst, da diese mindestens in 
englischer Sprache vom Parlament 
selbst zur Verfügung gestellt werden. 
Die biographischen Angaben sind von 
der Homepage des Europäischen Par-
laments entnommen.

Die Begriffe….

Es gibt eine Vielzahl von Begrifflich-
keiten zur Beschreibung dessen, was 
hier als Rechtsextremismus bezeichnet 
wird.1 Rechtsextremismus bezeichnet 
allgemein eine politische Strömung die 
sich direkt oder indirekt gegen die wich-
tigsten Grundpfeiler liberaler Demokra-
tien wendet, politischen Pluralismus 
und verfassungsrechtlichen Schutz 
von Minderheiten. Den Kern bilden ul-
tranationalistische, autoritaristische und 
xenophobe Elemente. Dem Prozess 
der gesellschaftlichen Modernisierung 
mit sozialer und funktionaler Differen-
zierung sowie Individualisierung wird 
das Gegenstück einer über nationale 
Zugehörigkeiten konstruierten und eth-
nisch, kulturell oder religiös definierten 
kollektiven Identität entgegengestellt.2  
Das Individuum hat sich und seine 
(BürgerInnen-)Rechte den größeren 
Interessen der Gemeinschaft unterzu-
ordnen. Seit den 1980er Jahren lösten 

sich die meisten, vor allem die westeu-
ropäischen, rechtsextremen Parteien 
vom Band ihrer faschistischen Tradi-
tionen und offen anti-demokratischen 
Ausrichtung. Nunmehr kann zwischen 
der extremen Rechten mit starken Be-
zügen zu faschistischen Traditionen 
sowie populistischen NationalistInnen 
(hier auch RechtspopulistInnen) unter-
schieden werden.3 Vor allem in einer 
sog. „rechtsextremen Grauzone“4 sind 
RechtspopulistInnen auf kommunaler, 
regionaler und nationaler Ebene erfolg-
reich. Im Gegensatz zum Rechtsext-
remismus setzen RechtspopulistInnen 
weder auf eine direkte Gegnerschaft 
zur Demokratie noch auf offene Gewalt 
als Mittel der politischen Auseinander-
setzung. Um sich für die sog. „Mitte der 
Gesellschaft“ als Wahlalternative anbie-
ten zu können, versuchen sie nicht mit 
den RechtsextremistInnen identifiziert 
zu werden. Ungeachtet ihrer ideologi-
schen Wandlung sind auch die Prinzi-
pien der rechtspopulistischen Parteien 
nicht mit denen eines pluralistischen 
und auf Gleichheitsvorstellungen be-
ruhenden Rechtsstaates vereinbar. In 
ihnen findet sich die gleiche Ideologie 
der Ungleichheit und Ausgrenzung von 
ethnisch oder biologisch definierten 
Minderheiten wieder und die Forderung 
nach einer Beschneidung ihrer Rechte.

 

Der gesellschaftliche Hinter-
grund…

Rechtsextreme Parteien, Bewegun-
gen und subkulturelle Milieus sind in 

gesamteuropäischer Perspektive seit 
den späten 1980er Jahren zunehmend 
erstarkt. Dies drückt sich zum einen in 
Wahlerfolgen auf nationaler und euro-
päischer Ebene aus, zum anderen in 
den Mitgliedschaften in rechtsextremen 
Bewegungen und der Attraktivität sub-
kultureller Milieus vor allem für junge 
Menschen. Erfolgreich auf lokaler, re-
gionaler und nationaler Ebene sind im 
europäischen Kontext die Freiheitliche 
Partei Österreichs (FPÖ), die belgische 
Vlaams Belang (VB), der französische 
Front National (FN), die ungarische 
Jobbik und Partei für ungarisches Recht 
und Leben (MIÉP), die italienische Lega 
Nord, das Bündnis Zukunft Österreich 
(BZÖ), die dänische Volkspartei, die 
Schweizerische Volkspartei (SVP) und 
die niederländische Partei für die Freiheit 
(PVV). Daneben existieren noch Partei-
en die bisher nur auf lokaler und regio-
naler Ebene erfolgreich waren, wie die 
Nationaldemokratische Partei Deutsch-
lands (NPD), die British National Party 
(BNP) oder die Schwedendemokraten 
(SD). Die extremistische Rechte ist vor 
allem auf Bewegungs- und subkulturel-
ler Ebene erfolgreich.5 Im subkulturellen 
Milieu ist eine starke transnationale Zu-
sammenarbeit zwischen Rechtsextre-
mistInnen aus verschiedenen Ländern 
zu beobachten. Auslandskontakte zwi-
schen den Rechtsextremen haben sich 
intensiviert, die Kommunikationswege 
verbessert, ein permanenter Informati-
onsaustausch hat sich etabliert und es 
herrscht ein reger Veranstaltungstouris-
mus.6 Das Internet spielt eine zentrale 
Rolle bei der Kommunikation und Ver-
breitung von Propagandamaterialien.

Auffällig auf gesamteuropäischer Ebe-
ne ist das Erstarken der rechtspopu-
listischen Parteien bei Wahlen. Diese 
versuchen sich einerseits in der Öffent-
lichkeit immer wieder von den rechts-
extremen Parteien abzugrenzen, an-
dererseits existieren klare strukturelle 
und personelle Verbindungen zwischen 
rechtsextremistischen und rechtspo-
pulistischen AkteurInnen. Dies bein-
haltet gemeinsame Mobilisierung und 
gegenseitige Unterstützung bei Wah-
len, aber auch die Bereitstellung von 
Nachwuchskräften durch die extreme 
Rechte für populistische Parteien.7 Vor 
allem für junge Menschen ist der Ein-
stieg in rechtsextreme Milieus durch 
subkulturelle Netzwerke attraktiver als 
ein direktes parteipolitisches Engage-
ment. Durch Musik, Mode und Freizeit-
angebote werden die Jugendlichen früh 
an rechtsextreme Weltbilder herange-
führt und durch den Kauf bestimmter 
Kleidungsmarken, Tonträger und durch 
den Besuch von Konzerten rechte 
Strukturen unterstützt. In vielen euro-
päischen Ländern ist die subkulturelle 
rechtsextreme Szene bedeutender und 
zahlenmäßig größer als die Anhänge-
rInnenschaft entsprechender Parteien. 
Dessen ungeachtet haben die kulturel-
len Aspekte die durch Musik und der da-
mit verbundenen Ideologie transportiert 
werden einen langfristigen Effekt auf die 
Einstellungsmuster junger Menschen.8 
In einigen Ländern ist darüber hinaus 
auch eine bedeutende Radikalisierung 
mit einhergehender Gewaltanwendung 
rechtsextremer Gruppen festzustellen. 
Vor allem in Deutschland, der Schweiz, 
Frankreich und den Niederlanden tre-
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ten die Rechtsextremen zunehmend 
gewaltbereiter auf. Auch Ungarn gerät 
seit einiger Zeit immer wieder in den Fo-
kus der Aufmerksamkeit, seitdem dort 
RechtsextremistInnen vermehrt öffent-
lich in Erscheinung treten und Roma an-
greifen. Die rechtsextremistische Partei 
Jobbik und die (eigentlich verbotene) 
paramilitärische Ungarischen Garde 
von der viele dieser Angriffe ausgehen, 
ist seit den nationalen Wahlen in Un-
garn 2010 mit 17 Prozent der Stimmen 
drittstärkste Kraft im ungarischen Parla-
ment. Interessant ist die Beobachtung, 
dass je erfolgreicher Parteien agieren, 
desto kleiner  subkulturelle Bewegun-
gen sind und umgekehrt. Aber auch in 
Ländern in denen rechtsextreme Par-
teien auf nationaler und europäischer 
Ebene keine Rolle spielen, verzeichnen 
diese doch stetige Stimmenzuwächse 
auf regionaler und lokaler Ebene. Bei-
spiel hierfür sind Deutschland, Schwe-
den und Großbritannien. 

Die Themen…

Immigration ist europaweit eines der 
zentralen negativ besetzten Stichwör-
ter der Rechtsextremen. MigrantInnen 
und vor allem die Präsenz von Musli-
men innerhalb der (westeuropäischen) 
Gesellschaften werden dabei als das 
„Grundübel“ aller sozialen Probleme 
ausgemacht. Arbeitslosigkeit, Krimi-
nalität, Wohnraumknappheit, „Sozial-
betrug“ und „Überfremdung“ lassen 
sich im rechtsextremen Weltbild direkt 
auf Immigration zurückführen und sind 

Ursache aller materiellen und kulturel-
len Probleme. Einwanderung dient als 
‚frame’, also als inhaltlicher Rahmen 
der Probleme und Medium der Re-
Artikulation.9 Gesamtgesellschaftliche 
Probleme werden durch die Rechts-
extremisten re-artikuliert und mit Be-
zugnahme auf eine ethnisch-nationale 
Hegemonialität als Erklärungsmuster 
für gesellschaftliche Konflikte ethnisiert. 
Im Ergebnis bedrohe Migration die als 
homogen gedachte „Nation“ und „zer-
setzt“ das „Volk“. Gesellschaftliche und 
individuelle Probleme entstehen nach 
rechtsextremem Weltbild dann, wenn 
Menschen nicht in „ihrer“ Kultur verwur-
zelt und zu Hause seien, sondern wenn 
es im Zuge von Migrationsbewegungen 
zu „Vermischungen“ der als homogen 
und statisch gedachten Kulturen kom-
me. Folgerichtig lösen sich die meisten 
Probleme, wenn die Immigration nicht 
nur gestoppt, sondern in den verschie-
denen Staaten lebende „Ausländer“ 
zurückgeführt werden. Auffällig werden 
diese Forderungen, wenn die schweize-
rische SVP im Wahlkampf „Maria statt 
Scharia“ fordert, die deutsche NPD „Po-
leninvasion stoppen“ (mittlerweile wur-
de die Verwendung eines Wahlplakates 
mit dieser Forderung wegen Volksver-
hetzung gerichtlich verboten) oder die 
ungarischen RechtsextremistInnen Sin-
ti und Roma zum zentralen Feindbild 
erklären und zum Aufstand gegen die 
„Versklavung“ des ungarischen Volkes 
aufrufen.

Die rechtsextreme Ideologie knüpft di-
rekt an einen weit verbreiteten „Ras-
sismus der Mitte“ an, der nicht (offen) 

biologisch-rassistisch determiniert ist, 
sondern durch eine kulturelle Differenz 
erklärt wird. Die „Fremden“ seien unver-
einbar mit der eigenen Kultur. Dass es 
sich dabei im Endeffekt wiederum um 
eine rassistische Klassifizierung han-
delt wird klar, wenn der meist unausge-
sprochene Zusatz der Minderwertigkeit 
der „anderen“ Kultur mitgedacht wird.10  
Fragen nach der Identität eines „Vol-
kes“ werden unter den Vorzeichen einer 
homogenen Gemeinschaft auf Basis 
eines biologisch „reinen Substrats“ ge-
stellt, welche sich auf Blutsbande und 
nicht auf Staatsangehörigkeit gründet 
(ethnos versus demos). In dieser eth-
nizistischen Orientierung ändert sich 
schließlich das Objekt des Rassismus 
im Vergleich zu den klassischen fa-
schistischen Parteien. Der alte anti-
semitische Hintergrund verschwindet 
nicht gänzlich, tritt aber hinter einen 
virulenten anti-muslimischen Rassis-
mus zurück.11 Offenkundig wird die An-
schlussfähigkeit dieser Ideologie an die 
„gesellschaftliche Mitte“ bspw. durch 
Untersuchungen, die zeigen, dass die 
Hälfte aller Deutschen MuslimInnen 
ablehnend gegenübersteht.12 Die Tat-
sache, dass Medien und prominente 
PublizistInnen antimuslimische Diskur-
se offen führen und beflügelt durch das 
schweizerische Minarettverbot durch 
Volksabstimmung wird in Wahlkämpfen 
immer stärker auf die angebliche Gefahr 
einer „schleichenden Islamisierung“ Eu-
ropas gesetzt. Während in den westeu-
ropäischen Staaten vor allem Muslime 
im Fokus der Hetze stehen, sind es 
bspw. in Rumänien und Ungarn Roma, 
die sogar physisch attackiert werden. 

Der Politikwissenschaftler Dieter Segert 
konstatiert:

„Generell ist für die extreme Rechte 
in allen Ländern Osteuropas fest-
zustellen, dass der Kern ihres poli-
tischen Selbstverständnisses durch 
einen ethnisch-kulturellen Nations-
begriff gebildet wird. Damit verbun-
den sind Ängste, dass die eigene 
Nation durch ethnische Minderhei-
ten in ihrer Existenz gefährdet wer-
den könnte. Solche Gefühle sind 
natürlich präsenter in den Ländern, 
in denen nennenswerte ethnische 
Minderheiten leben. Neben der Slo-
wakei trifft das auf Rumänien, Bul-
garien und einige Nachfolgestaaten 
des früheren sozialistischen Jugos-
lawiens zu.“13 

Die rechtsextreme Agitation gegen Im-
migration und ethnische und religiöse 
Vielfalt hat einen Einfluss auf die poli-
tischen Willens- und Entscheidungs-
prozesse des politischen Mainstreams. 
Dies gilt gleichermaßen für West- wie 
für Osteuropa. Die öffentlichen Forde-
rungen fast aller Parteien sind in Bezug 
auf die Themen Kriminalität, Immig-
ration und Integration nach rechts ge-
rückt.14 Die meisten Parteien, ob links 
oder rechts, versuchen die Angst vor 
dem Islam politisch zu ihrem Vorteil zu 
nutzen. Eng verknüpft mit dem Thema 
der ethnischen und religiösen Vielfalt 
der Gesellschaften ist die rechtsextre-
me Kritik an der pluralistischen Demo-
kratie. Auch wenn RechtspopulistInnen 
sich nicht als fundamentale Opposition 
zum bestehenden System verorten und 
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noch weiter: Die Menschen haben das 
Gefühl, für die Fehler der Finanzwelt 
büßen zu müssen. Während milliarden-
schwere Rettungsschirme aufgespannt 
werden, müssen die Menschen in Grie-
chenland und anderenorts persönlich 
für die Folgen einer eisernen europäi-
schen Sparpolitik einstehen.  

Das Europäische Parlament...

Bereits mit der ersten allgemeinen Wahl 
zum Europäischen Parlament 1979 war 
das gesamte politische Spektrum im 
Parlament vertreten. Immer wieder gab 
es Versuche rechtsextremer Fraktions-
bildungen, um im parlamentarischen 
Betrieb mit geeinter Stimme auftreten 
zu können und in den Genuss der finan-
ziellen und organisatorischen Vorteile 
zu gelangen. So wurde bereits 1984 die 
„European Right“ gegründet, die erste 
Fraktion rechtsextremer Parteien unter 
Führung von Jean-Marie Le Pen (Front 
National, Frankreich). Zurzeit existiert 
die Fraktion „Europa der Freiheit und 
der Demokratie“, in der sich sowohl 
rechtspopulistische als auch rechtsex-
treme Mitglieder wiederfinden und die 
im Grunde eine Art Zweckgemeinschaft 
darstellt. Einige RechtspopulistInnen 
sind auch in der Fraktion der „Europä-
ischen Konservativen und Reformisten“ 
organisiert, einer Abspaltung der „Euro-
päischen Volkspartei“.

Auch durch die Gründung von politi-
schen Parteien auf europäischer Ebene 
(Europaparteien) versuchen sich die 

rechtsextremen und rechtspopulisti-
schen Parteien zu koordinieren und fi-
nanzielle Zuwendungen vom Parlament 
zu erhalten. Die „Europäische Allianz 
für Freiheit“ (EAF) wurde im Febru-
ar 2011 vom Europäischen Parlament 
als Europapartei anerkannt und erhielt 
rund 372.000 Euro (vorläufiger Betrag) 
aus EU-Mitteln für das Jahr 2011.16 Mit-
glieder der EAF sind unter anderem 
Abgeordnete17 der FPÖ, VB und der 
deutschen Bürger in Wut. Im März 2012 
bewilligte das Europäische Parlament 
rund 290.000 Euro aus EU-Haushalts-
mitteln für die Europapartei „Europäi-
sche Allianz nationaler Bewegungen“ 
(AENM). Mitglied des AENM sind neben 
den im Europäischen Parlament vertre-
tenen Abgeordneten des französischen 
Front National (Ende 2011 ausgetreten), 
der ungarischen Jobbik und der British 
National Party noch VertreterInnen wei-

terer rechtsextremer Parteien. In der 
„Bewegung für ein Europa der Freiheit 
und Demokratie“ (MELD) sind unter 
anderen VertreterInnen aus der Dä-
nischen Volkspartei, der griechischen 
LAOS, der slowakischen Nationalpartei 
und der Lega Nord versammelt. Sie er-
hielten rund 621.000 Euro für 2012. Die 
Voraussetzungen, um als Europapartei 
anerkannt zu werden, sind vergleichs-
weise gering: aus mindestens einem 
Viertel der Mitgliedsstaaten müssen 
Abgeordnete aus regionalen oder nati-
onalen Parlamenten vertreten sein oder 
mindestens ein Mandat im Europäi-
schen Parlament innehaben. Von den 
EU-Mitteln profitieren in Zukunft also 
auch die rechtsextremen schwedischen 
Nationaldemokraten oder die neofa-
schistische Fiamma Tricolore, Parteien 
die eigentlich gar nicht im Europäischen 
Parlament vertreten sind. 

nicht offen die Anwendung von Gewalt 
befürworten, ist ihnen mit extremisti-
schen Rechten die Kritik an der Politik, 
den politischen Parteien und der Demo-
kratie im Ganzen gemein.15 Die Politik 
wird als korrupt, elitär und machtverses-
sen dargestellt und PolitikerInnen als 
nur auf den eigenen Vorteil fixiert. Sich 
selbst stellen rechtsextreme Parteien 
gerne als „Anwalt des kleinen Mannes“ 
dar. Anschlussfähig ist diese Kritik je-
doch in weiten Teilen der Gesellschaft: 
Zunehmende Politikverdrossenheit 
bzw. eine Distanz zwischen den Bür-
gerInnen und dem politischen System/
Eliten ist ein gesamteuropäisches Phä-
nomen. Darüber hinaus ist die Kritik am 
Abbau des Wohlfahrtsstaates, die Aus-
nutzung dessen durch ImmigrantInnen 
und verbunden mit dem Bild der sich 
selbst bereichernden PolitikerInnen in 
den meisten europäischen Staaten ge-
sellschaftsfähig geworden. Indem die 
Rechtsextremen den Wohlfahrtsstaat 
reorganisieren wollen – freilich unter 
den Bedingungen eines solidarischen 
Wohlfahrtsstaates nur für „Volkszuge-
hörige“ – sprechen sie vor allem gering 
Qualifizierte, Arbeitslose und Menschen 
an, die sich von Wohlstandsverlust be-
droht fühlen („subjektive Deprivation“). 
Oftmals wird die EU-Bürokratie als noch 
abgehobener wahrgenommen und dar-
gestellt. Sie habe den „echten“ Bedürf-
nissen der Menschen nichts mehr zu 
tun. Einer der Gründe, warum so viele 
Menschen dieser Einschätzung zustim-
men liegt im fehlenden Wissen über 
europäische Strukturen, Abläufe und 
Verantwortlichkeiten. Die aktuelle Fi-
nanzkrise verschärft das negative Bild 
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Gesellschaftliche und politische 
Situation in Belgien

Der Nationalismus und das politische 
Selbstverständnis gründen sich in Bel-
gien zu einem großen Teil auf den Ge-
gensatz zwischen den Regionen Flan-
dern und Wallonien. Der Anfang des 
20. Jahrhunderts reichere Landesteil 
Wallonien mit seiner auf Schwerindust-
rie basierenden Wirtschaft wurde in den 
1960er Jahren vom Dienstleistungs-
sektor Flanderns ökonomisch überholt. 
Verstärkt wurde die wirtschaftlich star-

ke Position Flanderns durch die vielen 
internationalen Häfen und die sich hie-
rum ansiedelnde Industrie. Bereits Mit-
te der 1960er Jahre waren alle großen 
Parteien in eine flämische und einen 
wallonische Partei aufgespalten. Im fol-
genden Länderbericht werden nur die 
flämischen AkteurInnen vorgestellt. Bei 
der Interpretation der Wahlergebnisse 
zum Abgeordnetenhaus und zum Se-
nat ist im Folgenden zu beachten, dass 
Vlaams Blok bzw. Vlaams Belang nur in 
Flandern angetreten sind. Der National 
Front (FN), eine rechtsextreme Partei 
im wallonischen Teil, tritt für ein geein-
tes Belgien ein. Auch wenn der FN 2004 
und 2007 rund 2 % der Stimmen in Wal-
lonien bei Abgeordnetenhaus- und Se-
natswahlen bekamen, wurde er wegen 
formaler Fehler nicht zur Wahl 2010 zu-
gelassen. Der FN ist zurzeit in Belgien 
wahltechnisch und politisch irrelevant.18 

Während der Besatzung durch 
Deutschland haben in Belgien Teile 
der flämischen (und wallonischen) Na-
tionalistInnen mit den Nationalsozialis-
tInnen kollaboriert. Nach Kriegsende 
wurden entsprechende Organisationen 
und Parteien verboten und viele Kolla-
borateurInnen kamen in Haft. Dessen 
ungeachtet gründeten sich bereits 1949 
einige flämisch-nationalistische Orga-
nisationen, wie der Vlaamse Concen-
tratie und der rechtsextreme Vlaamse 
Militanten Orde (VMO; gegründet als 
Organisatie), neu. Erste Wahlerfolge 
erzielte das Wahlbündnis Christelijke 
Vlaamse Volksunie mit 3,9 % der flämi-
schen Stimmen und einem Sitz bei den 
Parlamentswahlen 1954. Aus diesen 

positiven Erfahrungen heraus gründe-
te sich kurz darauf die Volksunie (VU), 
die 1962 sechs Prozent der flämischen 
Stimmen auf sich vereinigte.19 Weiteren 
Zulauf bekamen die flämischen Natio-
nalistInnen im Laufe der 1960er Jahre 
durch den sich zuspitzenden Spra-
chenstreit zwischen den belgischen 
Regionen welcher vereinzelt auch zu 
Ausschreitungen führte. In Folge er-
reichte die VU bei den Parlamentswah-
len 1971 18,8 % der flämischen Stim-
men. Gleichzeitig wuchs der Einfluss 
der liberalen Kräfte innerhalb der Partei 
und gaben ihr den Anstrich einer links-
liberalen nationalistischen Partei um für 
größere WählerInnenschichten attraktiv 
zu werden.20 Diese Entwicklung wurde 
besonders vom rechtsextremen Teil der 
Partei abgelehnt, welcher sich zunächst 
1971 durch das Aufgehen der VMO in 
die VU und die Aufstellung des ehe-
maligen VMO-Vorsitzenden Bob Maes 
zum Abgeordneten intern befrieden 
ließ. Keinen Monat später gründete sich 
eine neue VMO (verboten 1981) unter 
der Führung von Bert Eriksson, deren 
Mitglieder sich wieder aus dem ge-
waltbereiten rechtsextremen Spektrum 
zusammensetzten. Daneben existier-
ten noch einige andere rechtsextreme 
Organisationen wie der Verbond van 
Nederlandse Werkgemeenschappen 
Were Di und der daraus 1976 abge-
spaltete Voorpost. Mit dem Egmont-
Abkommen von Mai 1977, auf den sich 
die Regierungsparteien und unter ihnen 
die VU geeinigt hatten, sollte Belgien in 
drei autonome Regionen mit eigenen 
Regierungen und Direktbefugnissen 
aufgeteilt werden. In Folge gründeten 
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sich zwei aus Gegnern des Egmont-Ab-
kommen und Teilen der Mitgliedschaft 
der VU bestehende Parteien. Zum ei-
nen die rechtsextreme Vlaams Nationa-
le Partij (VNP) unter Karel Dillen, einem 
ehemaligen VU Mitglied und Gründer 
der Volksunie Jongeren (Jugendorgani-
sation der VU). Zum anderen die eher 
national-liberal ausgerichtete Vlaam-
se Volkspartij (VVP) unter Lode Claes, 
ebenfalls ehemaliges VU Mitglied.

Nachdem die belgische Regierung auf-
grund des Egmont-Abkommens 1978 
auseinanderfiel und Neuwahlen nötig 
wurden, kandidierten VNP und VVP mit 
einer gemeinsamen Wahlliste namens 
Vlaams Blok (VB). Nach einem schlech-
ten Abschneiden Claes‘ mit weniger als 
1 % der Stimmen ging der VVP in den 
VNP auf. Aus dem Wahlbündnis wurde 
die Partei Vlaams Blok unter Vorsitz von 
Dillen, der als einziger bei den Wahlen 
ein Mandat errang.21 In den Anfangsjah-
ren war der VB eine kleine Splitterpartei 
und bis Ende der 1980er Jahre erreichte 
er bei Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
und Senat regelmäßig zwischen 1 – 2 
%. Politisch fokussierte er sich vor al-
lem auf das Ziel eines autonomen Flan-
derns. Durch die Wahlerfolge rechts-
extremer Parteien in Nachbarländern 
beflügelt, wandelte er sich im Laufe der 
1980er Jahre von einer separatistisch-
nationalistischen Partei hin zu einer 
modernen, thematisch breit aufgestell-
ten rechtsextremen Partei. Dillen, Vor-
sitzender des VB bis 1996 und Mitglied 
des Europäischen Parlaments 1994-
2004, startete 1985 die „Operation Ver-
jüngung“. Große Teile der Parteiführung 

wurden durch junge VB Mitglieder im 
Parteivorstand abgelöst und 1987 der 
Vlaams Blok Jongeren (Jugendorgani-
sation des VB) gegründet. In dieser Zeit 
wurde auch das Thema Immigration 
auf die politische Agenda gesetzt und 
gipfelte 1987 in der Kampagne „Eigen 
volk eerst!“ („Das eigene Volk zuerst!“), 
durch die der VB mit zwei Mandaten im 
Abgeordnetenhaus und erstmals über-
haupt mit einem Sitz im Senat vertreten 
war.22 Der Durchbruch bei den Wahlen 
gelang dem VB 1991 mit 6,6 % bei den 
Abgeordnetenhauswahlen und 6,8 % 
bei den Wahlen zum Senat. Bis zum 
Jahr 2003 konnte die Partei ihre Wahl-
ergebnisse sukzessive ausbauen und 
um jeweils 1-2 %  verbessern. Im Jahr 

2003 erreichte er sein bestes Ergebnis 
mit 11,6 % und 18 Sitzen im Abgeord-
netenhaus, bzw. 11,3 % und 5 Sitzen im 
Senat. Bei den Wahlen zum flämischen 
Parlament wurde der VB im Jahr 2004 
mit 24,2 % der Stimmen zweitstärkste 
Kraft im Parlament, war jedoch wegen 
eines breiten cordon sanitaire nicht an 
der Regierung beteiligt. Thematisch 
vertrat der VB einen starken flämischen 
Ethno-Nationalismus, wandte sich ge-
gen Immigration, präferierte einen star-
ken Staat mit einem harten Kurs in der 
inneren Sicherheit und positionierte sich 
als Anti-Partei im Polit-Establishment.23  
So wurde zum Beispiel ein 70-Punkte 
Plan zur nötigenfalls auch gewaltsamen 
Rückführung von ImmigrantInnen in de-
ren vermeintliche Herkunftsländer aus-
gearbeitet und vorgestellt.

Im November 2004 löste sich der VB for-
mal auf und gründete sich gleich darauf 
als Vlaams Belang (VB) neu. Vorausge-
gangen war ein Urteil des obersten bel-
gischen Gerichtshofes, wonach drei mit 
der Partei verbundenen Organisationen 
rassistisch seien und die Partei gegen 
die Gesetze zur Bekämpfung des Ras-
sismus verstoßen hätte. Der Vlaams 
Blok befürchtete die staatlichen Zu-
schüsse zu verlieren und gründete sich 
mit einem entschärften Parteiprogramm 
neu. „Ausländer“ sollen nun nicht mehr 
pauschal abgeschoben werden, son-
dern sollen in Belgien bleiben können 

wenn sie nicht kriminell seien und sich 
integrieren würden. Dessen ungeachtet 
machte die Parteiführung des VB klar, 
dass die Partei trotz Neugründung sub-
stanziell die Gleiche bleiben würde. Das 
Verbot sah man als Angriff auf die Mei-
nungsfreiheit. Unter dem Titel „Prozess 
ist Mordanschlag“ formulierte der dama-
lige Parteivorsitzende Frank Vanhecke:

„Am 9. November… wurde ent-
schieden, ob die Meinungen in die-
sem Land noch frei sind […] ob die 
multikulturelle Gesellschaft echte 
freie Meinungsäußerung erträgt. In 
den Niederlanden wird diese freie 
Meinungsäußerung von religiösen 
und politischen Fanatikern mit Re-
volvern bedroht. Im eigenen Land 
bleiben die Waffen vorläufig noch in 
der Schublade.“24 

Trotz eines kurzfristigen Zugewinns bei 
folgenden Wahlen brachen die Ergeb-
nisse 2010 ein und der VB verlor rund 
ein Drittel seiner WählerInnen. Aktu-
ell ist der VB mit 12 Abgeordneten im 
Abgeordnetenhaus und mit 3 Sitzen 
im Senat vertreten. Stärkste Kraft im 
Abgeordnetenhaus wurde die national-
konservative Nieuw-Vlaamse Alliantie 
(N-VA;17,4 %), gefolgt von den walloni-
schen Sozialisten (PS; 13,7 %) und der 
christdemokratischen   Christen-Demo-
cratisch en Vlaams (CD&V; 10,8 %).25  
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Das Europäische Parlament  
Belgien – Vlaams Belang

Frank Vanhecke

*30.05.1959 in Brugge. Fraktion 
„Europa der Freiheit und der De-
mokratie“, Stellvertretender Vor-
sitzender/ Mitglied des Vorstands. 
Lizenziat in Literaturwissenschaft 
und Philosophie (Kommunikations-
wissenschaften) (1981). General-
vorsitzender des Vlaams Blok (seit 
1996). 1994-1996 und ab 2000 
Mitglied des Stadtrats von Brügge. 
Sekretär der Fraktion im Senat (Mai 
2003 bis Juli 2004).1994-2003 und 
seit 2004 wieder Mitglied des Euro-
päischen Parlaments. Stellvertre-
tender Generalsekretär der Tech-
nischen Fraktion der Europäischen 
Rechten (1989-1994). Ausschüsse: 
Haushaltskontrolle (Stellvertreter), 
Menschenrechte (Mitglied), Ent-
wicklung (Mitglied).

Der Vlaams Belang erreichte 2009 bei 
den Wahlen zum Europäischen Parla-
ment 9,9 % der flämischen Stimmen. 
Nachdem zunächst Philip Claeys und 
Frank Vanhecke für den VB in das 
Parlament eingezogen waren, hatte 
Vanhecke im November 2011 seinen 
Austritt aus dem VB und seinen Über-
tritt in die Fraktion „Europa der Freiheit 
und Demokratie“ (EFD) bekannt gege-
ben. Zuvor war vermutet worden, dass 
Vanhecke in die N-VA wechseln würde, 
tatsächlich hatte er sich aber als Unab-
hängiger der EFD-Fraktion angeschlos-
sen. Trotzdem machte er aus seinen 
Sympathien für die N-VA nie einen Hehl:

„Vandaag kun je als Vlaams natio-
nalist maar beter op N-VA stemmen 
dan op Vlaams Belang“26 [„Von nun 
an kannst Du als flämischer Natio-
nalist lieber für N-VA stimmen als für 
Vlaams Belang“; d. Verf.]

Vanhecke war im Verlauf seines politi-
schen Lebens Mitglied einiger flämisch-
nationalistische Organisationen und ist 
seit 1999 Mitglied des Europäischen 
Parlaments. Er verlor allerdings im Jahr 
2008 seine Immunität wegen eines 
Artikels in einer Parteizeitung, woge-
gen er Anfang 2009 Klage einreichte.27  
Vanhecke setzt sich im Europäischen 
Parlament gegen Immigration ein, für 
„wasserdichte Außengrenzen“, gegen 
einen EU-Beitritt der Türkei, gegen den 
„eurokratischen Starrsinn“  und sah im 
Italien unter Berlusconi „ein Vorbild für 
Freiheit, Meinungsfreiheit und Presse-
vielfalt.“28

Philip Claeys ist seit 2003 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Er zog nach-
folgend für Karel Dillen ins Parlament 
ein, der aus gesundheitlichen Gründen 
zurückgetreten war. Er war zwischen 
1995-1999 Vorsitzender der Jugend-
organisation Vlaams Blok Jongeren, 
seit 1999 Chefredakteur der Parteizei-
tung des Vlaams Blok und später des 
Vlaams Belang. Auch Claeys hetzt im 
Parlament vor allem gegen die Europä-
ische Union und gegen Einwanderung 
und verknüpft jegliches Thema damit:

„So sehen wir zum Beispiel die 
Rückkehr der Tuberkulose, eine 
Krankheit, die bis vor kurzem aus 
Europa völlig, oder nahezu völlig, 
verschwunden war, und die derzeit 
durch die Massenwanderung wie-
der importiert wird. Hier ist daher 
auch dringendes Handeln erforder-
lich […]. Natürlich ist es von größter 
Bedeutung, dass der Gesundheits-
politik Vorrang vor politischer Kor-
rektheit eingeräumt werden sollte.“29 

Weiter setzt er sich für eine völlige Mei-
nungsfreiheit ein, hier im Zusammen-
hang mit der Entlastung des Haushalts-
plans der Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte für das Haus-
haltsjahr 2007:

„Ich stimmte gegen die Entlastung, 
da die Europäische Agentur für 
Grundrechte eine völlig überflüssi-
ge Agentur ist, die darüber hinaus 
feindlich gegen das Recht der freien 
Meinungsäußerung gesinnt ist.“

Philip Claeys 

*24.05.1965 in Gent. 1988 aus-
gebildeter Übersetzer und 1991 
zusätzlicher Studienabschluss in 
Marketing. 1995 bis 1999 Jugend-
vorsitzender für die Partei Vlaams 
Blok. Chefredakteur des Vlaams 
Belang Magazine. 1995 bis 2003 
Sekretär der Fraktion des Vlaams 
Blok im Flämischen Parlament 
und seit 1995 Mitglied des Partei-
vorstands. Mitglied und stellvertre-
tender Vorsitzender der Fraktion 
Identität, Tradition, Souveränität, 
welche im November 2007 aufge-
löst wurde. Seit 2003 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Frak-
tionslos. Ausschüsse: Auswärtige 
Angelegenheiten (Stellvertreter), 
Bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres (Mitglied).
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Was genau Claeys mit diesem Recht 
meinte, erläuterte er bei einem Vor-
trag „Wohin geht Europa?“ vor der 
Burschenschaftlichen Gemeinschaft 
unter dem Vorsitz der rechtsextremen 
Burschenschaft Olympia. In einem Be-
richt der Burschenschaftlichen Gemein-
schaft heißt es:

„Der nächste Redner, Philipp Cla-
eys MdEP, konzentrierte sich in sei-
nem Beitrag auf die Problematik der 
in zusehendem Maße bedrohten 
Meinungsfreiheit. Als Mitglied des 
Vlaams Belang war ihm das Verbot 
des Vlaams Bloks noch in schlech-
ter Erinnerung, sodaß er anhand 
mehrerer Beispiele darstellte, wie 
die freie Meinungsäußerung durch 
die politische Korrektheit zurückge-

drängt und schließlich verunmög-
licht wird. Damit korrespondieren-
de „Antirassismusgesetze“ würden 
dazu führen, daß national gesinnte 
Politiker nicht nur mundtot gemacht 
sondern sogar gesetzlich verfolgt 
werden können. Ein gemeinsames 
Europa könne aber nur auf dem 
Fundament einer extensiv ausge-
legten Meinungsfreiheit stehen, 
weswegen der Kampf um eben die-
se oberste Priorität habe.“30 

Claeys unterhält enge Kontakte zu an-
deren rechtspopulistischen und rechts-
extremen Parteien und Organisationen. 
So war er auch beim Burschenschaft-
ler-Ball in der Wiener Hofburg 2012 und 
traf dort unter anderem Marine Le Pen 
und schwedische Rechtsextreme.31

Gesellschaftliche und politische 
Situation in Bulgarien

Bereits kurz nach der Systemwende 
1989 und den damit einhergehenden 
wirtschaftlichen und politischen Re-
formen gründeten sich verschiedene 
rechtsextreme Gruppierungen und Par-
teien. Diese wendeten sich vor allem 
gegen den wachsenden Einfluss von 
muslimischen und türkischen Gruppen 
in Bulgarien, wie gegen die 1990 ge-
gründete Partei Bewegung für Rechte 
und Freiheiten (DPS) die sich haupt-
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sächlich für die Rechte der türkischen 
Minderheit einsetzt. Eine „Politik der 
Bulgarisierung“ der türkischen Minder-
heiten (Verbot der türkischen Sprache, 
Kultur, Namen) in den 1980er Jahren 
hatte schwere Spannungen und die 
Bildung von türkischen Untergrundor-
ganisationen zur Folge. Auch offene 
Romafeindlichkeit und Antisemitismus 
erstarkten in den Folgejahren nach 
1990 zunehmend.32 Im Laufe der Jahre 
gründete sich eine Reihe rechtsextre-
mer Parteien, die jedoch meist keinen 
nennenswerten parlamentarischen 
Einfluss entwickeln konnten. Eine Aus-
nahme bildet die ultranationalistische 
und populistische Innere Mazedonische 
Revolutionäre Organisation (IMRO bzw. 
VMRO), die auf regionaler und auf na-
tionaler Ebene Wahlerfolge verbuchen 
konnte.33 Zuletzt war sie zwischen 2005 
und 2009 mit fünf Abgeordneten in der 
Nationalversammlung vertreten, 2009 
verfehlte sie den Einzug in die Natio-
nalversammlung und ins Europäische 
Parlament. Weiterhin aktiv, jedoch 
ohne parlamentarischen Einfluss ist die 
rechtsextreme Bulgarische National-
Radikale Partei (BNRP), die 1991 vor 
dem Gebäude der verfassungsgeben-
den Versammlung demonstrierte und 
Parolen gegen die parlamentarische 
Vertretung der türkischen Minderheiten 
skandierte. Die BNRP ruft zum Kampf 
gegen Juden und Roma auf und unter-
hält enge Kontakte zur gewaltbereiten 
Neonazi-Skinheadszene. Allerdings 
blieben bis 2005 alle Versuche rechts-
extremer Parteien in die Nationalver-
sammlung einzuziehen erfolglos. Die 
Gründe hierfür liegen zum einen in der 

weitest gehenden Integration nationalis-
tischer Positionen innerhalb der großen 
Parteien, zum anderen in der bipolaren 
Aufteilung der politischen Auseinander-
setzungen im Transformationsprozess. 
Innerhalb der 1990er Jahre verlief die 
politische Konfrontation hauptsächlich 
zwischen der Bulgarisch Sozialisti-
schen Partei (BSP; vor 1990 die staats-
tragende Bulgarisch Kommunistische 
Partei) und der von demokratischen 
Oppositionellen gegründeten konserva-
tiven Union der Demokratischen Kräfte 
(SDS). Die wirtschaftlichen Reformen, 
die auch den Beitritt Bulgariens zur Eu-
ropäischen Union ermöglichen sollten, 
kamen zumeist den ausländischen In-
vestorInnen und der städtischen Ober-
schicht zugute. In den von der Landwirt-
schaft geprägten ländlichen Gebieten 
herrscht bis heute eine hohe Arbeitslo-
sigkeit und Korruption. Mit der Annähe-
rung an die Europäische Union wurden 
in den großen Parteien ultranationalis-
tische und rechtsextreme Positionen 
marginalisiert, um die Aufnahme in die 
europäischen Parteigruppen nicht zu 
gefährden.34 Auch wenn laut Umfragen 
eine breite Mehrheit in der Bevölkerung 
sich für einen EU-Beitritt aussprach, 
nutzte der entstandene politische Frei-
raum schließlich den rechtsextremen 
Parteien.

Kurz vor den Parlamentswahlen 2005 
gründete sich die rechtsextreme Partei 
Ataka (dt. Angriff) und erreichte auf An-
hieb knapp neun Prozent der Stimmen 
und konnte damit mit 21 Abgeordneten 
(insg. 240 Sitze) als viertstärkste Kraft 
ins Parlament einziehen. Kurz nach der 

Wahl veröffentlichte die Partei auf ihrer 
Homepage eine Liste mit 1.500 Namen 
bulgarischer Jüdinnen und Juden unter 
der Überschrift „Die Juden sind eine von 
Pest verseuchte, gefährliche Rasse...“35  
Gründer und Vorsitzender der Partei 
ist Volen Siderov. Er ist Autor mehrerer 
Bücher über die „globale Verschwörung 
der Juden“ und hetzt im parteinahen 
TV-Sender SKAT in der Sendung Ata-
ka regelmäßig über Juden, Roma, Tür-
kInnen, Homosexuelle, ausländische 
InvestorInnen und korrupte PolitikerIn-
nen. Bei den PräsidentInnenwahlen im 
Jahr 2006 erreichte Siderov im ersten 
Wahlgang 21,5 % der Stimmen, zog 
damit in die Stichwahl ein und konnte 
sein Ergebnis sogar noch auf 24,1 % 
der Stimmen verbessern. Ataka fordert 
ein national-einheitliches Bulgarien wel-
ches von Mazedonien, dem türkischen 
Edirne, Teile Nordgriechenlands, Süd-
serbien bis zum gesamten rumänischen 
Donaudelta reichen soll.36 Weiter fordert 
Ataka den Austritt aus der NATO, Neu-
verhandlungen des EU-Beitrittsvertrags 
und den Abbruch der Beziehungen 
zum Internationalen Währungsfonds 
und zur Weltbank. Unter dem Slogan 
„Gebt Bulgarien zurück an die Bulga-
ren“ hetzt Ataka gegen die DPS und 
setzt sich für ein Verbot türkischsprachi-
ger TV-Programme ein. Sie skandiert 
Parolen wie „Verurteilte Zigeuner in Ar-
beitslager!“, „Alle Roma sind kriminell“, 
„Homosexuelle sind krank“, „Politiker 
grunzen wie Schweine“ und fordert die 
Erhebung des orthodoxen Glaubens 
zur Staatsreligion. Ataka unterhält gute 
Beziehungen zu anderen europäischen 

rechtsextremen und rechtspopulisti-
schen Parteien. So trat Jean-Marie Le 
Pen (Front National) als Gastredner bei 
kommunalen Wahlkampfveranstaltun-
gen im Jahr 2007 auf. Zuletzt erreichte 
Ataka bei den Wahlen zum Parlament 
9,4 % der WählerInnenstimmen und 
erzielte damit erneut 21 Sitze. Ataka 
stützte zunächst bedingungslos eine 
Minderheitsregierung der rechtskonser-
vativen GERB-Partei. Nachdem Ataka-
Anhänger im Mai 2011 die bekannte 
Banya Bashi Moschee in Sofia atta-
ckierten, Eier auf betende Muslime war-
fen und „Türken raus“ skandierten, tra-
ten drei Ataka-Abgeordnete aus Protest 
gegen den Angriff aus der Partei aus. 
Insgesamt traten im Jahr 2011 wegen 
interner Streitigkeiten elf Parlamentsab-
geordnete aus der Partei aus.

Vor kurzem konstatierte die bulgarische 
Sektion des Helsinki-Komitees für Men-
schenrechte eine besorgniserregende 
Eskalation der Gewalt gegen ethnische 
und religiöse Minderheiten in Bulgarien. 
Auch die Europäische Kommission ge-
gen Rassismus und Intoleranz (EKRI) 
stellte fest, dass rassistisch motivierte 
Gewalt von den Sicherheitsbehörden 
oftmals als „Rowdytum“ oder als nicht 
politisch motiviert eingestuft wird und 
rief Bulgarien zum Handeln gegen die-
se Missstände auf. Darüber hinaus ver-
urteilte der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte Bulgarien im Jahr 
2007, da die Ermittlungen in einem 
Mordfall an einem Roma verschleppt 
und die rassistischen Motive des Täters 
nicht berücksichtigt wurden.37 
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lung Europa-Mittelmeer. Mitglied 
der interfraktionellen Arbeitsgrup-
pe für die Freundschaft mit Aser-
beidschan, Arbeitsgruppe für die 
Freundschaft mit China, Arbeits-
gruppe für die Freundschaft mit Ser-
bien und der Arbeitsgruppe für die 
Freundschaft mit Macao. Seit 2006 
Archon der bulgarisch-orthodoxen 
Kirche. Fraktionslos. Ausschüsse: 
Menschenrechte (Stellvertreter), 
Wirtschaft und Währung (Mitglied).

Das Europäische Parlament  
Bulgarien 

Dimitar Stoyanov

*17.05.1983 in Sofia. 2011 Magis-
terabschluss im Fachbereich Jura 
mit Auszeichnung St.-Kliment-
Ochridski-Universität Sofia. 2005 
- 2011 Gründer und stellvertreten-
der Vorsitzender der Partei ATAKA. 
Seit 2012 Gründer und Vorsitzen-
der der Nationaldemokratischen 
Partei. 2005 - 2007 Mitglied der 
40. Nationalversammlung der Re-
publik Bulgarien. 2005 - 2006 Par-
lamentarischer Sekretär der 40. 
Nationalversammlung. 2005 - 2006 
Beobachter im Europäischen Parla-
ment. 2011 Mitglied des Vorstands 
des bulgarischen Fechtverbandes. 
Fraktionslos. Ausschüsse: Regio-
nale Entwicklung (Stellvertreter), 
Landwirtschaft und ländliche Ent-
wicklung (Stellvertreter), Recht (Mit-
glied).

Slavi Binev

*10.12.1965 in Sofia. Diplom der 
Nationalen Sportakademie „Vasil 
Levski“, Sofia (1990). Doktorat am 
Institut für Psychologie der bul-
garischen Akademie der Wissen-
schaften (2004-2009). Trainer der 
bulgarischen Nationalmannschaft 
in Taekwondo (1985). Mehrfacher 
bulgarischer Meister im Taekwon-
do. Balkanmeister im Taekwondo 
(1990). Europameister im Taek-
wondo (offene Taekwondo-Meis-
terschaft in Celje/Slowenien, 1992) 
Hauptaktionär und Vorsitzender 
des Verwaltungsrats der „R-System 
Holding“ AG (seit 1994). Stellver-
tretender Vorsitzender des bulgari-
schen Taekwondo-Verbands (1996-
2008). Mitglied des Europäischen 
Parlaments seit 2007. Mitglied 
der Parlamentarischen Versamm-

Als viertstärkste bulgarische Kraft 
schnitt Ataka mit 12 % (2007: 14,2 %) 
der Stimmen bei den Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament ab und konnte 
damit die beiden Abgeordneten Dimitar 
Stoyanov und Slavi Binev als fraktions-
lose ins Parlament entsenden. Beide 
Abgeordnete sind seit kurzem nicht 
mehr Mitglieder von Ataka (siehe un-
ten). Es bleibt abzuwarten, wie sich 
die Arbeit der beiden Abgeordneten mit 
ihren neuen Parteien entwickeln wird 
und ob sie sich Fraktionen anschließen 
werden. An dieser Stelle kann daher nur 
ihre bisherige Arbeit als Mitglieder von 
Ataka dargestellt werden.

Im Wahlkampf kündigte Ataka an, sich 
vor allem gegen einen Beitritt der Tür-
kei in die EU einzusetzen und die Inte-
ressen Bulgariens in der Europäischen 
Union zu vertreten:
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Dimitar Stoyanov, Stiefsohn des Partei-
vorsitzenden Siderov, ist Gründungs-
mitglied und war stellvertretender Vor-
sitzender der Ataka. Er gehörte der 
bulgarischen EU-Beobachterdelegation 
von August 2005 bis März 2006 an und 
ist seit dem Beitritt Bulgariens zur Euro-
päischen Union im Jahr 2007 Mitglied 
des Parlaments. Bereits als Beobachter 
fiel Stoyanov mit rassistischen und se-
xistischen Äußerungen auf. Er äußerte 
sich über die Abgeordnete Lívia Járóka, 
einer Roma-Angehörigen und Abgeord-
nete des ungarischen Fidesz, die den 
Preis „Best Parliamentarian 2006“ er-
halten sollte, in einer E-Mail an alle Ab-
geordneten und AssistentInnen:

„In my country there are tens of 
thousands of Gypsy girls who are 
much more beautiful than this hon-
ourable one […] You can even buy 
yourself a loving wife aged 12 or 13 
... The best of them are very expen-
sive - up to €5,000 each. Wow!“38 

Kurz darauf äußerte sich Stoyanov ge-
genüber The Telegraph über arbeits-
scheue Roma, die ihre Kinder verkauf-
ten und kriminell seien:

„How do you expect me to treat 
normally someone who sold his 
daughter like an animal? This is a 
12 or 13 year old girl. No one else is 
doing this, only the Roma […] They 
do a lot of other crimes too, mur-
der, rapes, burglary, when police 
come to investigate these crimes 
and understand the suspect is a 
Roma they drop the investigation 

because they fear an ethnic ar-
rest. This is not right […] Racism is 
when Bulgarian citizens get killed or 
raped and no one does anything to 
catch the criminal […]This is racism 
against the Bulgarians in their own 
country.”39

Aus seiner antisemitischen Weltsicht 
macht Stoyanov kaum einen Hehl:

„We do not speak usually about the 
Jews. We speak about the Middle 
East problems. We defend the Pal-
estinians […] There are a lot of pow-
erful Jews, with a lot of money, who 
are paying the media to form the 
social awareness of the people […] 
They also playing with economic 
crises in countries like Bulgaria and 
getting rich. These are the concrete 
realities.“40 

Er sieht sich selbst als Opfer einer Ver-
schwörung der europäischen Eliten, die 
eine mediale Kampagne gegen Ataka 
gestartet hätten:

„We have messed up their plans for 
distribution of power and so they 
hate us very much and will try any-
thing to destroy us.“41 

Nachdem Stoyanov den Rücktritt des 
Ataka-Parteivorsitzenden Siderov we-
gen seines schlechten Abschneidens 
mit 3,7 % der Stimmen bei den Präsi-
dentschaftswahlen 2011 forderte, wur-
de Stoyanov im November 2011 aus 
der Partei ausgestoßen. Kurz darauf 
kündigte er die Gründung einer neuen 

Partei namens Nationaldemokratische 
Partei an. Er plane eine Partei, die ideo-
logisch an den Wahren Finnen und der 
Slowenischen Nationalen Partei (SNS) 
angelehnt sein werde.

Slavi Binev ist seit dem Beitritt Bulgari-
ens zur EU Mitglied des Europäischen 
Parlaments. Der ehemalige Balkan- 
und Europameister im Taekwondo ist 
ein einflussreicher Unternehmer im 
Unterhaltungs-, Bau- und Sicherheits-
gewerbe. Binev präsentiert sich der 
Öffentlichkeit gerne als über die Partei-
grenzen hinweg respektiertes und en-
gagiertes Mitglied des Parlaments. So 
verfasste er zusammen mit dem malte-
sischen Sozialdemokraten John Attard-
Montalto, dem britischen Konservativen 
Nirj Deva, dem italienischen Konserva-
tiven Mario Mauro und dem finnischen 
Liberalen Hannu Takkula eine schriftli-
che „Erklärung zur Einführung des Pro-
gramms „Schach in der Schule“ in den 
Bildungssystemen der EU“. Die Schirm-
herrschaft übernahm Jercy Buzek, Prä-
sident des Europäischen Parlaments 
bis Januar 2012. Die Annahme der Er-

klärung durch das Parlament kommen-
tierte Binev auf seiner Homepage:

„The text was supported by repre-
sentatives from all member states 
of the union and from all the political 
groups in parliament, which shows 
the attitude they have towards our 
MEP in European institutions.”42 

Binev ent-dämonisiert sich mit solchen 
Initiativen und bietet sich auch für die 
Zukunft als Partner an. Als Mitglied 
des Wirtschafts- und Währungsaus-
schuss und als Berichterstatter für die 
Erweiterung des Mandats der Europäi-
schen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung nimmt er bereits Einfluss auf 
die Politik des Parlaments. Auf seiner 
Homepage berichtet Binev von Treffen 
mit VertreterInnen der Börsenwirtschaft, 
multinationalen Finanzunternehmen43  
und seiner Rede vor dem Crans Monta-
na Forum im März 2012.44 Binev stellte 
Ende April 2012 die Partei Civil union 
for real democracy (GORD) vor, zuvor 
gab er bereits seinen Austritt aus der 
Ataka bekannt. 
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Gesellschaftliche und politische 
Situation in Dänemark

In Dänemark sind rechtsextreme Partei-
en nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs vergleichsweise spät gegründet 
worden. Die 1972 von Morgens Glistrup 
gegründete Fremskridtspartiet (Frp, dt. 
Fortschrittspartei) kann als die erste bei 
Wahlen erfolgreiche Partei aus einem 

breiteren rechtsextremen Kontext ge-
sehen werden.45 Die Frp war zunächst 
eine populistisch-neoliberale Protest-
partei, die sich anfangs vor allem gegen 
die Einkommenssteuer einsetzte und 
bei den Wahlen zur Volksversammlung 
in den 1970er Jahren zwischen 11 und 
rund 16 % erreichte. Allerdings war die 
Frp nicht an einer ernsthaften Zusam-
menarbeit mit den etablierten Parteien 
interessiert. Während die Ergebnisse 
bei den folgenden Wahlen wieder ein-
brachen (1981: 8,9 %; 1984: 3,6 %), 
agierte die Frp zunehmend gegen Im-
migration. Glistrub musste von 1983 bis 
1985 eine Haftstrafe wegen Steuerhin-
terziehung antreten, in dieser Zeit über-
nahm Pia Kjærsgaard, die spätere Mit-
begründerin und Vorsitzende der Dansk 
Folkeparti (DF, dt. Dänische Volkspar-
tei), sein Mandat in der Volksversamm-
lung. Kjærsgaard war an der thema-
tischen Umorientierung maßgeblich 
beteiligt und war an einer ernsthaften 
Zusammenarbeit innerhalb des Parla-
ments mit den etablierten Parteien inte-
ressiert. Im Wahlkampf 1987 trat Kjærs-
gaard schließlich als Spitzenkandidatin 
der Frp an, was der Partei 1987 leichte 
Zugewinne mit 4,8 % und bei den vor-
gezogenen Neuwahlen 1988 deutliche 
Zugewinne mit 9,0 % bescherte. Nach-
dem Kjærsgaard wegen Flügelkämpfen 
innerhalb der Partei 1995 nicht zur Par-
teivorsitzenden gewählt wurde, trat sie 
mit einigen anderen Mitgliedern aus der 
Frp aus und gründete im selben Jahr 
die DF. Die Frp verlor in Folge bei Wah-
len stetig an Stimmen und ist seit 2001 
nicht mehr in der Volksversammlung 
vertreten. Trotz einer weiteren rechts-

extremen Radikalisierung ist die Partei 
seither politisch und parlamentarisch 
bedeutungslos.46

 
Seit ihrer Gründung 1995 gewann die 
DF stetig an WählerInnenstimmen. 
1998 erreichte sie 7,4 % der Stim-
men, 2001 waren es bereits 12 %. Ab 
2001 tolerierte die DF sogar eine Min-
derheitsregierung der liberalen Partei 
Venstre (V) unter Ministerpräsident An-
ders Fogh Rasmussen und den konser-
vativen Det Konservative Folkeparti (K). 
Diese Konstellation überdauerte zwei 
Wahlen bis schließlich 2011 die Social-
demokraterne (S) eine Regierung ohne 
Beteiligung der DF bildeten. Die gut ein 
Jahrzehnt andauernde starke politische 
Stellung der DF hatte jedoch deutliche 
Spuren in der Politik Dänemarks hin-
terlassen. Vor allem die Immigrations-
politik wurde verschärft und sogar im 
Jahr 2004 durch den Menschenrechts-
kommissar des Europarats gerügt. 
Insgesamt wurde die Ausländergesetz-
gebung zwischen 2001 – 2011 76 Mal 
geändert/verschärft.47 2011 geriet Däne-
mark in die Kritik der Europäischen In-
stitutionen, da auf Druck der DF wieder 
Grenzkontrollen eingeführt wurden um 
die grenzüberschreitende Kriminalität 
zu bekämpfen.

Wie ausgeführt ist Immigration eines 
der zentralen Themen der Partei. Sie 
betont eine nationale Identität und prä-
sentiert sich als die Verteidigerin einer 
nationalen dänischen Kultur und Identi-
tät. Die christlich geprägten Werte seien 
unvereinbar mit der Kultur nicht-westli-
cher Länder. Die DF sieht vor allem im 
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Verhältniswahl mit Personenstimme 
mit mehrfacher Unterverteilung 
auf Regionen und Mehrpersonen-
wahlkreis. 
2 % Hürde oder ein Direktmandat.
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Islam eine Bedrohung. In ihrem Arbeits-
programm heißt es:

„Es hat sich besonders schwierig 
gezeigt, Flüchtlinge und Einwande-
rer mit muslimischem Hintergrund 
zu integrieren. […] Es gibt keine 
Gesellschaft in der Welt, wo eine 
friedliche Integration von Muslimen 
in eine andere Kultur möglich gewe-
sen ist. Es ist unverantwortlich, Dä-
nemark einen Kulturzusammenstoß 
zuzufügen, der riskiert sehr ernste 
Folgewirkungen zu bekommen. […] 
Wir müssen die Notwendigkeit er-
kennen, dass unsere Gesellschaft 
sich dagegen schützen muss, über-
rannt zu werden.“ 48 [Auslassungen 
im Original]

Damit traf sie den Nerv der Gesellschaft: 
2001 gaben 40 % der dänischen Bevöl-
kerung an, dass Immigration eines der 
wichtigsten Themen der Gesellschaft 
sei.49 Die DF legt Wert darauf, nicht mit 
Rechtsextremen identifiziert zu werden. 
So müssen KandidatInnen zur Wahl 
der Volksversammlung vom Parteivor-
stand genehmigt werden. Durch diese 
von oben, vor allem durch Kjærsgaard 
selbst, gesteuerte Parteiführung soll 
verhindert werden, dass Einzelne den 
Wahlerfolg durch rechtsextreme Aus-
sagen gefährden könnten. Dessen un-
geachtet bestehen Verbindungen in die 
rechtsextreme Szene. Zuletzt erregten 
im August 2011 die Ergebnisse einer 
umfangreichen Recherche einer antifa-
schistischen Gruppe für Aufmerksam-
keit, die über ein rechtsterroristisches 
Netzwerk namens ORG berichteten. 

Die etwa 100 Mitglieder umfassende 
Gruppe verfügt über ein Netzwerk in 
Politik, Polizei, Wirtschaft und Medi-
en, darüber hinaus bestehen Kontakte 
auch zu rechtsextremen Gruppen au-
ßerhalb Dänemarks. ORG legte Dossi-
ers über politische GegnerInnen an und 
gab diese Informationen auch an ande-
re gewaltbereite Gruppen weiter.50 Ein 
führendes Mitglied wurde zudem in die 
dänische Polizei eingeschleust um über 
Kriminal- und Zivilregister der Polizei an 
weitere Informationen zu gelangen. Der 
Anführer der ORG, Jesper Nielsen, ist 
Mitglied der DF und gehörte dem Par-
teivorstand in der zweitgrößten däni-
schen Stadt Aarhus an. Mindestens ein 
weiteres Mitglied der DF war an dem 
rechtsextremen Netzwerk beteiligt. Es 
bestehen auch noch weitere Verbindun-
gen zwischen rechtsextremen Gruppen 
und der DF. Enge Kontakte unterhält 
zum Beispiel der einflussreiche Parla-
mentsabgeordnete Søren Krarup zum 
rechtsextremen Den Danske Forening 
(dt. Dänischer Verband).51 Er hielt  2007 
sogar die Festrede zum 20-jährigen 
Jubiläum des Dänischen Verbands.52  
Krarup ist entschiedener Gegner von 
Immigration und sieht vor allem im Is-
lam eine Gefahr:

„Alle westlichen Länder sind von Musli-
men infiltriert – einige sprechen nett mit 
uns, während sie darauf warten, genug 
zu sein, um uns totzuschlagen“53 

Die DF setzt sich gegen eine weitere 
europäische Integration ein und möchte 
die öffentliche Wohlfahrt für Dänen stär-
ken. Diese Themen verknüpft die Partei 

allerdings oft mit Immigrationsfragen. 
So zum Beispiel Kjærsgaard:

„Das Gesetz zur sozialen Sicher-
heit ist passé, denn es war auf die 
dänische Familientradition und Ar-
beitsethik zugeschnitten und nicht 
auf Muslime, die es für richtig hal-
ten, andere für sich sorgen zu las-
sen, während die Ehefrau viele 
Kinder gebärt. Die Kinderzulage 
wird ausgenutzt, so dass ein Immi-
grant allein durch seine Kinderzahl 
ein Spitzeneinkommen erzielt. Der 
Strafrahmen für Gruppenverge-
waltigung muss erhöht werden, da 
dieses Problem erst mit dem Van-
dalismus der vielen asozialen Im-
migranten der zweiten Generation 
entstanden ist.“54 

Dänemark nimmt eine wichtige Stellung 
innerhalb der europäischen rechtsext-
remen Szene ein. Im Gegensatz zu den 
meisten anderen westeuropäischen 
Staaten sind NS-Symboliken nicht ver-
boten, es herrscht eine weit reichende 
Redefreiheit. Es bestehen enge euro-
paweite Kontakte zu rechtsextremen 
Gruppen, viele, auch deutsche, Rechts-
extreme nutzen die vergleichsweise 
milden dänischen Gesetze für die Her-

stellung und den Vertrieb von Musik 
und anderer Erzeugnisse. Auch die 
Partei Danmarks Nationalsocialistiske 
Bevægelse (dt. Nationalsozialistische 
Bewegung Dänemarks) macht in dieser 
vergleichsweise offenen Atmosphäre 
keinen Hehl aus ihren Zielen. Auf ihrer 
Homepage heißt es:

„Dänemarks Nationalsozialistische 
Bewegung (DNSB) ist eine Orga-
nisation von dänischen Männern 
und Frauen, die die nationalsozi-
alistische Ideologie fördern, da sie 
ihr Dasein für bedroht ansehen. […] 
Wir glauben, dass eine national-
sozialistische Revolution in einem 
kleinen nordeuropäischen Land 
nicht losgelöst von einer globalen 
nationalen Wiedergeburt der weis-
sen Menschheit stattfinden wird. 
Deswegen arbeitet die DNSB mit 
anderen, gleichgesinnten Organisa-
tionen und Einzelpersonen anderer 
Länder zusammen. […] Die DNSB 
bekennt sich zu ihrer historischen 
Identität und sieht es als ihre Mis-
sion an, die Ideen von Adolf Hitlers 
nationalsozialistischer Bewegung 
fortzusetzen und weiter zu entwi-
ckeln.“55 



Morten Messerschmidt

*13.11.1980 in Frederikssund. Stu-
dium der Rechtswissenschaften an 
der Universität Kopenhagen. 2005 
bis 2009 Mitglied des nationalen 
Parlaments. Seit 2009 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Frak-
tion „Europa der Freiheit und der 
Demokratie“. Ausschüsse: Rechts-
ausschuss (Stellvertreter), Konsti-
tutionelle Fragen (stellvertretender 
Vorsitzender).
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Das Europäische Parlament
Dänemark

Die DF erreichte bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament 15,3 % der 
Stimmen und konnte ihr Ergebnis damit 
im Vergleich zu 2004 (6,8 %) deutlich 
ausbauen. Morten Messerschmidt und 
Anna Rosbach zogen 2009 für die DF 
ins Parlament ein. Rosbach verließ im 
März 2011 die DF und schloss sich als 
unabhängige Abgeordnete der Fraktion 
„Europäische Konservative und Refor-
misten“ (ECR) an. Als Grund nannte sie:

„After careful reflections on the 
policies and rhetoric of my party, it 
is clear to me that I no longer rep-
resent this view. […] I have been 
concerned about the direction of the 
party for some time.“56 

Messerschmidt, zuvor ab 2005 Abge-
ordneter der Volksversammlung, ist Mit-
glied und stellvertretender Vorsitzender 
der Fraktion „Europa der Freiheit und 
der Demokratie“ (EFD). Er beschäftigt 
sich mit Fragen der weiteren europäi-
schen Integration in Zeiten der Euro-Kri-
se und sieht die Gemeinschaftswährung 
als gescheitert an. Er ist Vorsitzender 
der Turkey Assessment Group inner-

halb des Parlaments, eine regelmäßig 
stattfindende offene Diskussionsrun-
de über Probleme des türkischen EU-
Beitritts. Auch wenn dort immer wieder 
BefürworterInnen eines Türkei-Beitritts 
eingeladen werden und zu Wort kom-
men können, handelt es sich um eine 
Türkei-kritische Diskussionsrunde. In 
einem Beitrag für die Zeitung Hurriyet 
von 2011 erörtert Messerschmidt seine 
Vorstellungen über die Rolle der Türkei 
in Europa:

“[…] [I]t is not my aim to oust Turkey 
from the European House. On the 
contrary, it is my firm belief that Eu-
rope and Turkey need each other as 
“cousins.” Europe and Turkey are 
neighbors, and a sound neighbor-
hood should be built upon a foun-
dation of mutual trust and under-
standing, thus aiming at diminishing 
and closing the existing cultural and 
political gap between Turkey and 
Europe.”57 

Messerschmidts Kritik orientiert sich 
stark an der türkischen Regierung un-
ter Erdoğan, der er vorwirft, die Presse- 
und Meinungsfreiheit in der Türkei zu 
beschneiden. Doch was steckt wirklich 
hinter den scheinbar besonnenen Wor-
ten?

Der sich selbst als Realisten und Prag-
matiker beschreibende Messerschmidt 
ist bereit Kompromisse einzugehen, um 
an Einfluss zu gewinnen.58 Ganz im Sin-
ne dieses strategischen Vorgehens ver-
sucht er, unter dem Deckmantel einer 
(zum Teil durchaus angebrachten) Kritik 

an der türkischen Politik, einen Beitritt 
der Türkei realpolitisch zu verhindern; 
sprich: durch politische Überzeugungs-
arbeit und durch Kompromissvorschlä-
ge. Was sich wirklich hinter der Ableh-
nung eines Türkei-Beitritts verbirgt, 
kündigte Messerschmidt bereits 2006 in 
einem Interview im Frontpage-Magazin 
an:

„Europe will - maybe not in 20, but 
rather 30-40 years from now - have 
a Muslim majority of population, if 
nothing is done. That’ll mean the 
end of our culture and the end of 
European civilization.”59 
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Hinter der Fassade der scheinbar sach-
lichen Diskussionen in der Turkey As-
sessment Group verbirgt sich ein star-
ker antimuslimischer Rassismus. Im 
genannten Interview machte er keinen 
Hehl aus seiner Weltsicht:

„It is well know that the Muslim im-
migrants are disproportional in rep-
resenting crime records; that the 
hate towards Jews is increasing in 
Europe, because of these groups. 
[…] In many European countries 
we speak about the necessity of 
changing the welfare-payments, but 
the truth is that if we did not have 
the Muslim burden, many of these 
changes would not be required.”60  
[Fehler im Original]

Für Messerschmidt sollte die europäi-
sche Immigrationspolitik neu aufgeteilt 
werden: erstens europäische Regelun-
gen für EuropäerInnen und zweitens 
Regeln für die weiteren westlichen 
Staaten weltweit. Für die übrigen Län-
der sieht er vor:

“And then a third set of rules for the 
third world, who in general do not 

really offer anything we can benefit 
from, speaking of education, labour 
craft and knowledge.”61 

Er sieht sein Land permanent in Gefahr 
durch „Ausländer“ geschädigt zu wer-
den. Zu den wieder eingeführten Kon-
trollen an der dänischen Grenze meint 
er:

„Wir haben die Nase voll davon, 
dass morgens polnische, litauische 
und rumänische Laster leer über die 
Grenze fahren und abends voll mit 
geklauten Fernsehern und Stereo-
anlagen aus dänischen Ferienhäu-
sern zurück“62 

Im Endergebnis schädige aber vor al-
lem muslimische Immigration Europa 
und Dänemark und müsse gestoppt 
werden. Dieses Ziel kann getrost auch 
für Messerschmidts Arbeit in der Turkey 
Assessment Group konstatiert werden. 
Auch ein europäisches BürgerInnen-
begehren gegen einen möglichen 
EU-Beitritt der Türkei werde er als Vi-
ze-Vorsitzender des Ausschusses für 
konstitutionelle Fragen des Europäi-
schen Parlaments vorantreiben.63  Gesellschaftliche und politische 

Situation in GroSSbritannien

Nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges bis in die 1990er Jahre waren 
bedeutende Wahlerfolge rechtsextre-
mer Parteien in Großbritannien wei-
testgehend die Ausnahme. Zumindest 
partiell bei regionalen Wahlen erfolg-
reich waren neben anderen vor allem 
die 1960 gegründete und sieben Jahre 
später aufgelöste British National Par-

Länderbericht: 
GroSSbritannien

Relative Mehrheitswahl in 650 Ein-
personenwahlkreisen. Disproportio-
nales Wahlsystem. Derjenige zieht 
ins Parlament ein, der die meisten 
Stimmen auf sich vereinen kann.



 Länderbericht: Grossbritannien  38 39   Länderbericht: Grossbritannien

ty64  und die 1967 gegründete, jedoch 
weitestgehend marginalisierte, National 
Front (NF). So fielen 1964 im Wahlbe-
zirk Southall im  westlichen  London 
9,1 % der Stimmen an die British Nati-
onal Party. Die NF war vor allem in den 
1970er Jahren mit Immigrationsthemen 
erfolgreich und erreichte bei regionalen 
Wahlen in einzelnen Wahlkreisen bis 
zu 16 % der Stimmen. Sie fordert bis 
heute die nötigenfalls auch gewaltsame 
Rückführung von ImmigrantInnen aus 
Großbritannien. In Folge ausbleiben-
der Wahlerfolge bei der Unterhauswahl 
1979 brachen innere Zerwürfnisse of-
fen hervor und führten schließlich zum 
Austritt des seit 1976 (vormals 1972-74) 
amtierenden Parteivorsitzenden John 
Tyndall im Januar 1980. Tyndall war zu 
diesem Zeitpunkt bereits mehrfach vor-
bestraft, u.a. 1962 wegen Gründung ei-
ner paramilitärischen Gruppe. Seit den 
1990er Jahren kämpft die NF mit einer 
kleinen und überalterten Mitgliedschaft 
und ausbleibenden Wahlerfolgen.65  
1982 gründete sich die aus Teilen der 
NF-Mitgliedschaft bestehende British 
National Party (BNP), wiederum unter 
dem Vorsitz von John Tyndall. Vor allem 
die konservative Regierungspartei un-
ter Margaret Thatcher verstand es aller-
dings in den 1980er Jahren die Themen 
der Rechtsextremen zu besetzen. Inne-
re Zerwürfnisse verhinderten zusätzlich 
größere Erfolge in der politischen Aus-
einandersetzung. 

Im Oktober 1990 konstatierte die Com-
mission on Racism and Xenophobia 
(heute EUMC) des Europäischen Par-
laments, die BNP sei eine: „openly Nazi 

party ... whose leadership have serious 
criminal convictions“. Der bis Ende der 
1990er Jahre stellvertretende Vorsit-
zende Richard Edmonds antwortete auf 
die Frage, ob die BNP eine rassistische 
Partei sei: „We are 100 per cent racist, 
yes.“66  Nick Griffin (bis 1989 Mitglied 
der NF, seit 1995 in der BNP) übernahm 
den Parteivorsitz der BNP im Jahr 1999 
von Tyndall. Dieser geriet in den 1990er 
Jahren zunehmend in die Kritik, da 
erste kleinere Wahlerfolge nicht weiter 
ausgebaut werden konnten. Griffin ver-
suchte nach seiner Wahl zum Parteivor-
sitzenden das Image der Partei sichtbar 
zu ändern: weg von dem Image einer 
nazistischen Partei und des aggressi-
ven Auftretens bei öffentlichen Aufmär-
schen.67 Er erhoffte sich dadurch eine 
größere Wählerschaft ansprechen zu 
können, auch wenn seine Person eng 
mit dem rechtsextremen Spektrum ver-
knüpft blieb. Die BNP macht vor allem 
nicht-weiße ImmigrantInnen für fehlen-
de Arbeitsplätze und allgemeine sozi-
ale Probleme verantwortlich. Als sich 
am 26. Mai 2001 in Oldham/Greater 
Manchester ethnische Spannungen in 
gewalttätigen Auseinandersetzungen 
zwischen weißen und asiatischen Ju-
gendlichen entluden, hetzte die BNP 
vor allem gegen „muslimische Gangs“. 
Kurz darauf erreichte die BNP bei den 
Unterhauswahlen ihr bislang bestes Er-
gebnis mit 3,9 %. In Oldham vereinigte 
Griffin 16,4 % der Stimmen auf sich. In 
Burnley, wo sich ebenfalls gewalttätige 
Auseinandersetzungen ereigneten, pro-
fitierte die BNP mit 11,3 % der Stimmen. 
Trotz des Imagewandels unter Griffin ist 
die BNP nach wie vor eindeutig einer 

faschistischen Tradition zugehörig ein-
zustufen. Bis zu einer Gerichtsentschei-
dung Anfang 2010 war die Parteizuge-
hörigkeit zudem ausschließlich Weißen 
vorbehalten.

Die BNP erreichte bei den letzten Wah-
len am 06.10.2010 zum britischen Un-
terhaus mit 563.743 Stimmen insge-
samt 1,9 %. Sie konnte damit ihre hoch 
gesteckten Ziele von zwei Sitzen nicht 
erreichen. Allerdings hat sie ihr Wahler-
gebnis in Vergleich zu 2005 mit 192.746 
Stimmen (0,7 %)  nahezu verdreifacht. 
Auch wenn die Partei keinen Sitz im 
Unterhaus erringen konnte, so hat sie 
doch den Trend der letzten Jahre weiter 
ausbauen können: während sie 1992 
nur rund 7.600 Stimmen auf sich verei-
nen konnte, waren es 2001 bereits über 
47.000. Vor allem eine erhöhte Wahl-
beteiligung mit 65,1 % (2005: 61,3 %) 
konnte diesen Zuwachs zum Vorteil der 
demokratischen Parteien ausgleichen. 
Die besten Ergebnisse erzielte die BNP 
im Wahlkreis des Parteivorsitzenden 
Nick Griffin in Barking (Greater London) 

mit 14,8 % der Stimmen. Die BNP fei-
ert vor allem bei lokalen und regiona-
len Wahlen Erfolge und versucht län-
gerfristig die Menschen an ihr Weltbild 
heranzuführen. „While the number of 
seats contested by the BNP is not large 
in absolute terms it does indicate that 
the party is building local support bases 
in certain areas.”68 Anzumerken bleibt, 
dass die BNP die bislang bei Wahlen 
erfolgreichste rechtsextreme Partei in 
England ist. Das Mehrheitswahlrecht in 
England marginalisiert jedoch kleinere 
Parteien. Bei einem Verhältniswahl-
recht hätten bei der letzten Wahl mehr 
Mandate im Unterhaus an die BNP ge-
hen können.

Neben der BNP und der NF sind in 
Großbritannien zurzeit die England First 
Party, die Britain First Party, die New 
Nationalist Party, die Freedom Party 
und die British People’s Party aktiv, je-
doch in der politischen Auseinanderset-
zung marginalisiert und ohne nennens-
werte Wahlergebnisse.
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Der BNP gelang zum ersten Mal über-
haupt und mit zwei Mandaten (6,5 %) 
der Einzug ins Europäische Parlament. 
Seitdem vertreten Nick Griffin und An-
drew Henry William Brons als Fraktions-
lose die BNP im Parlament. Angetreten 
waren sie vor allem mit Immigrations-
themen und einer starken Anti-EU Hal-
tung. Die BNP schickte im Wahlkampf 
ihre MitarbeiterInnen in Schweinekos-
tümen auf Wahlkampfbühnen, welche 
sich in Geldscheinen suhlten und an-
schließend mit dem Wahlslogan „Punish 
the Pigs“ von Menschen in grellbunten 
Westen verprügelt wurden.69 Ihr Slogan 
„British Jobs for British Workers“ kam in 
Zeiten schlechter wirtschaftlicher Lage 
bei vielen WählerInnen an. Vor allem in 
Labour-Hochburgen, geschwächt durch 
den Spesenskandal im britischen Par-
lament, konnte die BNP zulegen. Die 
BNP lehnt den Euro als europäische 
Einheitswährung ab und setzt sich für 
den Austritt Großbritanniens aus der 
Europäischen Union ein. Im Sinne ei-
nes „Europa der Vaterländer“ wird ein 
Nebeneinander von Staaten gefordert 
mit freiem Markt und ohne ökonomi-
sche Integration.70 

Nick Griffin, Vorsitzender der BNP und 
Mitglied seit 1995, war zwischen 1995 
und 1997 Herausgeber der Parteizei-
tungen The Rune und Spearhead. In 
den von ihm veröffentlichten Artikeln 
machte er von Anfang an keinen Hehl 
aus seiner Weltanschauung:

„Mass alien immigration and sui-
cidally low birthrate mean that the 
White Race is poised on the brink of 

Das Europäische Parlament
Grossbritanien

Nick Griffin

* 01.03.1959 in Barnet. Hochschul-
abschluss in Rechtswissenschaf-
ten, MA (Hons.) an der Universität 
in Cambridge. Seit 1995 in der Bri-
tish National Party (BNP), Partei-
sprecher. Seit 1999 Parteivorsitzen-
der der BNP. Seit 2009 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Frakti-
onslos. Ausschüsse: Industrie, For-
schung und Energie (Stellvertreter), 
Umweltfragen, öffentliche Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit 
(Mitglied).

Andrew Brons

*16.07.1947 in London. Studi-
um der Politikwissenschaft an der 
York Universität. Hochschullehrer 
am Horrogate College. Seit 2009 
Mitglied des Europäischen Parla-
ments. Fraktionslos. Ausschüsse: 
Bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres (Stellvertreter), Konstitutio-
nelle Fragen (Mitglied).

a precipice of rapid and irreversible 
decline. If we do not step back now, 
we face political and then physical 
extinction. A stark choice. UNITE 
OR DIE!“71

1998 musste er sich aufgrund eines 
Artikels in The Rune wegen Aufsta-
chelung zum Rassenhass vor Gericht 
verantworten. Zu den Anschuldigungen 
erklärte Griffin:

„I am well aware that the orthodox 
opinion is that 6 million Jews were 
gassed and cremated and turned 
into lampshades. Orthodox opinion 
also once held that the world is flat 
… I have reached the conclusion 
that the ‘extermination’ tale is a mix-
ture of Allied wartime propaganda, 
extremely profitable lie, and latter 
witch-hysteria.”72 

Griffin wurde zu zwei Jahren auf Be-
währung und einer Geldstrafe von 
2.300 Pfund verurteilt. 

Kurz nach seiner Wahl ins Europäische 
Parlament fiel Griffin mit Äußerungen, 
zur Abschreckung Boote mit Flüchtlin-
gen aus Nordafrika Richtung Europa zu 
versenken, auf. Grund sei seine Sorge, 
dass Europa von der „dritten Welt“ über-
schwemmt würde. Auf Nachfrage von 
JournalistInnen der BBC erklärte Grif-
fin, dass man den Flüchtlingen ein Ret-
tungsfloß zuwerfen könne, damit diese 
nicht ertrinken und zurück nach Libyen 
schwimmen könnten. 

Die Entscheidung des Parlaments, den 
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Sacharow-Preis für geistige Freiheit 
(auch EU-Menschenrechtspreis) an 
Aktivisten des arabischen Frühlings zu 
verleihen, kommentierte Griffin per Twit-
ter: 

„Sakharov Prize this year going to 
‚Arab Spring‘. Sick joke as it neo-
con scam that opens door to Isla-
mist extremists.”73

 Andrew Henry William Brons begann 
seine politische Karriere 1964 als Mit-
glied beim National Socialist Movement 
(NSM), eine 1962 von den bekannten 
Rechtsextremen Colin Jordan und John 
Tyndall gegründete Organisation. Auch 
er machte schon früh keinen Hehl aus 
seiner antisemitischen Weltanschau-
ung. In einem Brief an Francoise Dior, 
der Ehefrau Jordans, schrieb er bereits 
1965:

“Also, however, he mentioned such 
activities as bombing synagogues. 
On this subject I have a dual view, 
in that although I realise he is well-
intentioned, I feel that our public im-
age may suffer considerable dam-
age as a result of these activities. I 
am however open to correction on 
this point.“74 

Brons wechselte kurz darauf zur British 
National Party und schließlich zum Na-
tional Front, zu dessen Vorsitzenden er 
1979 gewählt wurde. 1983 veröffentlich-
te er in seiner Funktion als Vorsitzender 
des policy department das Wahlpro-
gramm des National Front, in dem ein 
weltweites Apartheidsregime gefordert 

wurde. Weiter heißt es dort:

„The National Front rejects the 
whole concept of multiracialism. 
We recognise inherent racial differ-
ences in Man. The races of Man are 
profoundly unequal in their charac-
teristics, potential and abilities […] 
We believe the gradual dismantle-
ment of the Apartheid system over 
the last 17 years to be retrograde ... 
The alternative to Apartheid, multi-
racialism, envisages an extinction 
of the White man.“ 75

Mit seinem bisherigen Lebensweg und 
vor allem den Gedanken zu Anschlägen 
auf Synagogen konfrontiert antwortete 
Brons 2009: 

„People do silly things when they 
are 17.“ 

In einem Brief an Präsident Jerzy Bu-
zek vom September 2011 wird jedoch 
deutlich, dass sich Brons auch mit über 
60 Jahren keinesfalls von seinen ras-
sistischen, antisemitischen und xeno-
phoben Einstellungen der Vergangen-
heit distanziert. Einige Abgeordnete der 
anderen Parteien hatten während einer 
Gedenkveranstaltung im Plenum zu 
den rechtsextremen Anschlägen in Oslo 
im Juli 2011 deutlich gemacht, dass die 
rechtsextreme Einstellung des Täters 
Anders Behring Breivik genuine Moti-
vation für seine Hass-Taten war. Brons 
dazu:

„Martin Schulz, Guy Verhofstadt, 
Daniel Cohn-Bendit and Diana 

Dodds spoke as though Breivik’s 
real crime was being a racist, a 
xenophobe or a person on the ‚far 
right‘ and not the appalling murder 
of seventy-six young persons […] 
[Breivik] was not a Nationalist and 
his opposition to immigration would 
seem to be restricted to opposition 
to Muslim immigration. Breivik is a 
Zionist […]. ”76 

Brons stellt demnach seine explizit ras-
sistischen und xenophoben Einstellun-
gen als ‚normal‘ da und spricht Breivik 
gleichzeitig ab ‚richtiger‘ Nationalist 
gewesen zu sein. Dieser hätte nur aus 
Gegnerschaft zur muslimischen Immi-
gration gehandelt und die Anschläge 
aus zionistischen Motiven heraus ge-
plant. Dadurch will Brons zum einen 

der Delegetimierung rassistischer und 
xenophober Einstellungen ins Wort fal-
len, sich gleichzeitig von Breivik distan-
zieren und, mehr noch, diesen implizit 
als eigentlichen Feind aller wahren Na-
tionalistInnen brandmarken. Breivik sei 
schließlich in Wahrheit ein Zionist. Un-
terstützung erhält Brons und die BNP 
mit seiner Beschwerde über das Verhal-
ten während der Gedenkveranstaltung 
im Plenum dabei von der FPÖ, dem 
französischen FN und der Großrumä-
nienpartei. Auch bei anderen Gelegen-
heiten trifft man sich gerne mit anderen 
RechtspopulistInnen und Rechtsext-
remistInnen. Vertreter der BNP waren 
ebenfalls an der Reise zum Yasukuni-
Schrein im Tokyo beteiligt (siehe Län-
derbericht Frankreich).
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rungen des Vichy-Regimes und nicht 
zuletzt die starke Integrationskraft des 
Gaullismus für nationalistische und pa-
triotische Strömungen waren hierfür 
ursächlich. Dessen ungeachtet gab es 
auch in Frankreich nach dem Zweiten 
Weltkrieg gewaltbereite rechtsextreme 
Gruppierungen und Wahlerfolge rechts-
extremer Parteien. 1956 zog die Union 
de défense des commerçants et artis-
ans (UDCA) erstmals mit 52 Abgeord-
neten, unter ihnen Jean-Marie Le Pen, 
in die Nationalversammlung ein. Diese 
verschwand jedoch kurz darauf wieder 
in der Bedeutungslosigkeit. 1969 grün-
dete sich die Ordre Nouveau, eine nati-
onalistische Bewegung, dessen Führer 
1972 den Front National (FN) gründe-
ten, um damit die Fragmentierung des 
rechtsextremen Lagers zu überwinden. 
Maßgeblich unter der Führung von Jean-
Marie Le Pen sollten Antirepublikane-
rInnen, konservative KatholikInnen und 
RassistInnen angezogen werden.78  Je-
doch spaltete sich schon bald darauf im 
Jahr 1974 die Parti des forces nouvelles 
(PFN) wegen Differenzen zur Parteifüh-
rung der FN unter Le Pen ab. Auch auf 
der Ebene der Wahlerfolge blieb der FN 
schwach: 1973 erreichte die Partei bei 
den Wahlen zur Nationalversammlung 
0,5 % der Stimmen, bis 1981 sank der 
Anteil auf nur noch 0,2 %. In dieser Zeit 
waren es vor allem die Themen öffent-
liche Ordnung, moralische Werte und 
Katholizismus die der FN postulierte. 
Verbale Angriffe gegen ImmigrantInnen 
waren in dieser Zeit eher die Ausnah-
me. Auch wenn die Themen des FN im 
Kern die Gleichen blieben, gelang dem 
FN im Jahr 1983 auf kommunaler und 

im Jahr 1984 auf europäischer Ebene 
mit rund 11 % der WählerInnenstimmen 
der Durchbruch. Die Gründe hierfür 
können in einer allgemein wachsen-
den Unzufriedenheit gegenüber den 
etablierten Parteien, dem wachsenden 
Gefühl innerhalb der französischen Be-
völkerung auf eine baldige Krise und 
einer flexiblen Strategie des FN auf 
diese Probleme zu reagieren, gesehen 
werden. Nunmehr wurden marktliberale 
Vorstellungen, kombiniert mit den The-
men innere Sicherheit und Einwande-
rung, postuliert. In Bezug auf Europa 
wurde ein proeuropäischer Kurs gefah-
ren.79 Bereits 1986 verfügte der FN in 
allen 22 Regionen Frankreichs über ei-
gene KandidatInnen und erreichte rund 
10 % der Stimmen (137 von insgesamt 
1682 Abgeordneten). In Folge konnte 
der FN in zwölf Regionen Einfluss auf 
die Koalitionsbildungen nehmen. Stra-
tegische Absprachen mit den etablier-
ten Parteien und in fünf Fällen sogar ei-
gene Posten für den FN markierten den 
beginnenden Aufstieg. 1986 zog der 
FN, auch aufgrund einer Änderung des 
Wahlrechts, erstmals mit 35 Abgeord-
neten in die Nationalversammlung ein. 
Die übrigen Parteien verweigerten der 
FN jedoch die Zusammenarbeit: von 
9152 gesetzlichen Änderungsanträgen 
der FN wurde in zwei Jahren nur einer 
diskutiert und schließlich angenommen. 
80 Bis Ende der 1990er Jahre konnte 
der FN seine Wahlergebnisse bei Nati-
onalversammlungs-, bei Regional- und 
Präsidentschaftswahlen auf bis zu 15 % 
der Stimmen weiter ausbauen. Dadurch 
wuchs der Einfluss vor allem auf regio-
naler Ebene stetig an und erstmals war 

Gesellschaftliche und politische 
Situation in Frankreich

In der französischen Politik waren 
rechtsextreme AkteurInnen nach 1945 
weitestgehend marginalisiert. Das Trau-
ma des Zweiten Weltkriegs, die Erfah-
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Absolute Mehrheitswahl mit Stich-
wahl. Erreicht ein Kandidat in der er-
sten Runde mehr als die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen, so zieht er 
ins Parlament ein. In den anderen 
Wahlkreisen gibt es die zweite 
Runde mit all jenen KandidatInnen, 
die mindestens 12,5 Prozent der 
Stimmen erhalten hatten. Zum Sieg 
reicht dann die relative Mehrheit. 
Parteien können verabreden, wer in 
der Stichwahl antritt.
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der FN an Koalitionen beteiligt. 1998 
entsandte der FN insgesamt 275 regi-
onale Abgeordnete. Thematisch korri-
gierte die Partei erst Anfang der 1990er 
Jahre mit dem Maastricht-Referendum 
seine proeuropäische Haltung. Mit dem 
Golfkrieg von 1990 war die Partei auch 
von ihrem pro-amerikanischen Kurs 
abgerückt und kombinierte nun beide 
Themen: die USA würden eine kapita-
listische ‚Neue Weltordnung‘ vorantrei-
ben und die EU sei Instrument dieser 
Amerikanisierung und der Auslöschung 
nationaler Identitäten.81 Anfang 1999 
spaltete sich das Mouvement national 
républicain (MNR) vom FN ab, wo-
durch dieser einen großen Teil seiner 
Führungskräfte verlor. Auslöser war 
zum einen die Frage der strategischen 
Ausrichtung gegenüber anderen rechts-
extremen Parteien und Gruppen sowie 
die Frage nach Le Pens Führungsstil. 
1997 attackierte Le Pen physisch eine 
Politikerin der Parti socialiste, nachdem 
seine Tochter Marine Le Pen bei einer 
Bürgermeisterschaftswahl gegen die 
sozialistische Kandidatin verlor. Le Pen 
wurde als Konsequenz für ein Jahr das 
passive Wahlrecht entzogen. Das MNR 
erreichte bei Wahlen anfangs nur 2-3 % 
der Stimmen, mittlerweile liegt sie bei 
Wahlen konstant unter einem Prozent. 
Der FN verlor 2002 bis 2007 auf nati-
onaler Ebene wieder an WählerInnen-
stimmen . Auch auf regionaler Ebene 
musste die Partei bei den absoluten 
Ergebnissen Verluste hinnehmen. Bei 
den Präsidentschaftswahlen 2002 ge-
lang es zum ersten Mal einer rechtsex-
tremen Partei in die zweite Wahlrunde 
zu kommen. Le Pen erreichte 16,9 % 

(1. Wahlrunde) bzw. 17,8 % (2. Wahl-
runde). 2007 schied er mit 10,4 % in der 
ersten Runde aus. Seine Tochter ist bei 
den Wahlen 2012 in der ersten Runde 
mit 17,9 % ausgeschieden. Nach den 
Wahlen zur Nationalversammlung im 
Juni 2012 zogen erstmals seit 1997 
wieder FN-Abgeordnete in die Natio-
nalversammlung ein. Unter den beiden 
Abgeordneten ist Marion Maréchal-Le 
Pen, die Nichte Jean-Marie Le Pens.

Im Januar 2011 übernahm Marine Le 
Pen den Vorsitz des FN von ihrem Va-
ter. Sie setzte sich gegen Bruno Goll-
nisch durch, Holocaustleugner und ein 
Vertreter der klassischen neonazis-
tischen Strömung innerhalb der Par-
tei. Sie will der Partei ein moderneres 
Image geben und verzichtet auf offen 
rassistische und antisemitische Hetze 
wie es unter ihrem Vater üblich war. 
Marine tritt für die Rechte von Frauen 
ein, hetzt nicht gegen Homosexuelle 
und befürwortet Abtreibungen. Freilich 
immer unter der Maxime diese Rech-
te gegen eine angebliche Gefahr vom 
Islam zu verteidigen. So sind die offen-
sive Feindschaft gegenüber Muslimen, 
gegen die EU, das Postulat eines star-
ken Nationalstaats und der Vorrang „für 
unsere Landsleute“ in der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik unter Marine Le Pen 
geblieben.82 Mit ihren Themen treibt der 
FN erfolgreich die etablierten Parteien 
vor sich her. Die Union pour un mouve-
ment populaire (UMP) und vor allem der 
ehemalige Staatspräsident Nicolas Sar-
kozy versuchen mit nationalistischen 
Tönen, mit einem harten Kurs in der in-
neren Sicherheit und rassistischen Aus-

fällen gegen Muslime und Roma Wäh-
lerInnenstimmen zurück zu gewinnen. 
Sarkozy sorgte im Jahr 2010 mit seiner 
Roma-Politik für erhebliches Aufsehen 
und sicherte sich Sympathien aus dem 
rechtsextremen Lager. Nach Zwangs-
räumungen von Roma-Siedlungen ließ 
er über 1.000 Roma abschieben.

Im Juni 2008 spaltete sich die Nouvelle 
Droite Populaire (NDP) und im Septem-

ber 2008 die Nouvelle Droite Républi-
caine (NDR) vom FN ab. Während die 
NDP eher eine offen rechtsextreme, 
antiamerikanische und antisemitische 
Position einnimmt ist die NDR eher pro-
amerikanisch und wirtschaftsliberal.83  
Beide Parteien sind bis auf einzelne 
Wahlerfolge auf kommunaler Ebene 
marginalisiert. Gleiches gilt für die Parti 
de la France (PDF), welche sich 2009 
abspaltete.
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Der FN erreichte bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament im Jahr 2009 
insgesamt 6,3 % der Stimmen und da-
mit rund 600.000 weniger als noch 2004 
(9,8 %). Jean-Marie Le Pen, Marine Le 
Pen und Bruno Gollnisch sind als Frak-
tionslose im Parlament vertreten.

Jean-Marie Le Pen ist mit einer kurzen 
Unterbrechung seit 1984 Mitglied des 
Parlaments. Er ist mehrfach vorbe-
straft, nannte den Holocaust „ein De-
tail in der Geschichte“, glaube an die 
„Ungleichheit der Rassen“ und wurde 
wegen der Aussage, dass, wenn „erst 
25 Millionen Muslime im Land [lebten], 
würden sie befehlen und Franzosen 
„verdreschen““, bestraft.84 Er ist zudem 
mehrfach wegen Körperverletzung, 
Aufstachelung zum Rassenhass, Ver-
leumdung und anderem verurteilt. Der 
ehemalige Fremdenlegionär und Teil-
nehmer im Indochina-Krieg, in der Su-
ezkriese und im Algerienkrieg hat mut-
maßlich vermeintliche Mitglieder der 
Nationalen Befreiungsfront Algeriens 
gefoltert. Er selbst streitet die Vorwürfe 
nicht ab: 

„Je n’ai rien à cacher. J’ai torturé 
parce qu’il fallait le faire.“85  

Jean-Marie Le Pen ist in der Vergan-
genheit immer wieder mit rassistischen 
und antisemitischen Äußerungen auf-
gefallen. Er unterhält enge internatio-
nale Kontakte zu Gleichgesinnten. Un-
ter seiner Führung und auf Einladung 
der extrem rechten und nationalisti-
schen Issuikai-Bewegung besuchten 
am 14.08.2010 VertreterInnen von der 

Jean-Marie le Pen

*20.06.1928 in La Trinité-sur-Mer 
(Morbihan). Hochschulabschluss 
(Licence) in Rechtswissenschaf-
ten. Hochschulabschluss (DES) 
in Politikwissenschaft. 1963-1985 
Schallplatten-Verleger. Gründungs-
vorsitzender der Front National 
(FN). 1992-2000 Mitglied des Regi-
onalrats von Provence-Alpes-Côte 
d‘Azur. 1956-1986 Mitglied der Nati-
onalversammlung. 1986 Vorsitzen-
der der FN-Fraktion in der National-
versammlung. 1958 Berichterstatter 
für den Kriegshaushalt, Berichter-
statter für den Verteidigungshaus-
halt im Sénat de la Communauté 
(parlamentarische Versammlung 
Frankreich-Nationalstaaten).
Seit 1984 (mit Unterbrechungen) 
Mitglied des Europäischen Parla-
ments. Fraktionslos. Ausschüsse: 
Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung (Stellvertre-
ter), Fischerei (Mitglied). 

Bruno Gollnisch

*28.01.1950 in Neuilly-sur-Seine. 
1971 und 1973 Diplom in Japa-
nisch und Malaiisch-Indonesisch 
am Institut für orientalische Spra-
chen. 1973 Diplom in Wirtschafts-
wissenschaften am Pariser Institut 
für politische Studien. 1978 Dr. jur. 
(Paris). Seit 1980 Anwalt mit Zulas-
sung beim Berufungsgericht von 
Paris. Seit 1981 Professor für japa-
nische Sprache und Landeskunde 
an der Universität Lyon. Seit 1986 
Vorstandsmitglied und seit 1995 
Generalsekretär der Front National. 
Seit 1996 Mitglied des Stadtrats von 
Lyon. Mitglied des Regionalrats und 
Vorsitzender der FN-Fraktion der 
Region Rhône-Alpes. 1986-1988 
Mitglied der Nationalversammlung 
für das Departement Rhône. Seit 
1989 Mitglied des Europäischen 
Parlaments. Fraktionslos. Aus-
schüsse: Haushalt (Stellvertreter), 
Verkehr und Fremdenverkehr (Mit-
glied).

Marine Le Pen

*05.08.1968 Neuilly-sur-Seine. 
1990 Hochschulabschluss in 
Rechtswissenschaften. 1991 Hoch-
schulabschluss (DEA) in Strafrecht. 
1991 Zulassungsprüfung zum Be-
ruf des Rechtsanwalts. 1992-1998 
Rechtsanwältin in Paris. 1998-2004 
Leiterin des juristischen Dienstes 
der Front National. Seit 2003 Stell-
vertretende Vorsitzende der Front 
National (FN). 1998-2004 Mitglied 
des Regionalrats von Nord-Pas-
de-Calais. 2004-2009 Mitglied des 
Regionalrats von Île-de-France. 
Seit 2004 Mitglied des Europäi-
schen Parlaments. Fraktionslos. 
Ausschüsse: Internationaler Han-
del (Stellvertreterin), Beschäftigung 
und soziale Angelegenheiten (Mit-
glied).

Das Europäische Parlament
Frankreich
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Menschlichkeit. 2004 hatte er auf einer 
Pressekonferenz zum sog. Rousso-Be-
richt, der die politischen Ansichten von 
WissenschaftlerInnen der Universität 
Lyon untersuchte, erklärt:

„Es gibt keinen ernsthaften Histo-
riker, der den Schlussfolgerungen 
des Nürnberger Prozesses voll und 
ganz beipflichtet. Ich meine, dass 
die Diskussion über das Drama 
der Konzentrationslager frei blei-
ben muss. Die Historiker haben das 
Recht, über die Zahl der Toten und 
darüber, wie die Menschen gestor-
ben sind, zu diskutieren“.90

Die Universität schloss ihn 2005 für 
fünf Jahre vom universitären Betrieb 
aus. 2007 wurde er zu einer Bewäh-
rungs- und Geldstrafe  verurteilt. 2009 
wurde das Urteil vom Kassationshof 
aufgehoben. Das Ziel solcher Äuße-
rungen an der Grenze zur Strafbarkeit 
ist  Aufmerksamkeit zu schaffen, um 

die eigenen Positionen immer wieder in 
den Medien darstellen zu können. Das 
belegen auch seine Äußerungen zu 
den Auslassungen Jean-Marie Le Pens 
über die „Ungleichheit der Rassen“ und 
das gewaltige mediale Echo hierauf:

„Wer dem anderen sein Vokabular 
aufzwingt, zwingt ihm auch seine 
Werte auf.“91 

Als Papst Benedikt XVI indirekt die Ab-
schiebung von Roma unter Sarkozy 
kritisierte, verfiel Gollnisch in typische 
rechtsextreme Argumentationen und 
griff den Vatikan öffentlich an:

„Sollen die Roma sich doch auf dem 
Petersplatz ansiedeln […] dann re-
den wir weiter.“92 

Bruno Gollnisch war ebenfalls an der 
Reise nach Tokyo zum Yasukni-Schrein 
beteiligt.

ungarischen Jobbik, der belgischen 
Vlaams Belang, der British National 
Party und der österreichischen FPÖ 
den Yasukuni-Schrein in Tokyo. Dort 
wird den Gefallenen des japanischen 
Militärs seit 1868 gedacht. Die Angriffs-
kriege Japans, die Besatzungen und 
grausamste Kriegsverbrechen werden 
dort als „heilige Kriege“ verharmlost und 
die KriegsverbrecherInnen geehrt.86 

Marine Le Pen ist seit 2004 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Auch wenn 
sie in Abgrenzung zu ihrem Vater auf 
plumpe rassistische und antisemitische 
Hetze verzichtet, um für ein eher bür-
gerliches Lager wählbar zu sein, macht 
auch sie keinen Hehl aus ihrer rassis-
tischen Weltanschauung. Sie verglich 
muslimische Straßengebete mit der 
Besatzung Frankreichs während des 
Zweiten Weltkriegs:

„Es gibt zwar keine Panzer und kei-
ne Soldaten, aber eine Besatzung 
ist es trotzdem.“87 

Die darauf folgende Anzeige wegen 
Anstachelung zum Rassenhass ist der 
Preis für die Unterstützung derer in der 
Partei, denen der Modernisierungskurs 
und der Schwenk zur rechtspopulisti-
schen Partei zu weit gehen. Der Wandel 
von einer offen rechtsextremen hin zu 
einer rechtspopulistischen Partei zeigt 
sich auch beim Antisemitismus. Für ih-
ren Vater unvorstellbar, wollte Marine 
im Jahr 2006 mit einer Delegation des 
Europäischen Parlaments Israel besu-
chen, wurde jedoch im Vorfeld der Rei-
se zur unerwünschten Person erklärt. 

Ein jüdischer Radiosender aus Paris 
hatte sie im März 2011 zu einem In-
terview eingeladen, welches erst nach 
Proteststürmen wieder abgesagt wur-
de. In Reaktion auf die Ausladung vom 
Interview kündigte Marine die Reaktivie-
rung des „Kreises patriotischer Juden“ 
innerhalb des FN an, um Protesten von 
jüdischen Organisationen eine „authen-
tische“ Gegenstimme entgegen halten 
zu können.88 Auch wenn der Antisemi-
tismus ihres Vaters sicher nicht gänzlich 
verschwunden ist, so tritt er doch hinter 
einen antimuslimischen Rassismus zu-
rück. Daher ist es für sie, im Gegensatz 
zu ihrem Vater, auch möglich den Holo-
caust als das „schlimmste Verbrechen 
der Vergangenheit“ zu benennen.89 Po-
litisch folgt sie der FN-Linie seit Mitte 
der 1990er Jahre. Sie beschwört die 
Gefahr unkontrollierter Einwanderung, 
setzt sich für die Abschaffung des Euro 
und die Aussetzung des Schengen-
Abkommens ein, wettert gegen die 
Globalisierung und US-amerikanische 
Konzerne. 

Bruno Gollnisch, seit 1989 im Euro-
päischen Parlament, vertritt den offen 
rechtsextremen Flügel der Partei. In 
den 1980er Jahren zum FN gestoßen 
und Professor für japanische Sprache 
und Kultur, ist er einer der wenigen her-
ausragenden ‚Intellektuellen‘ der Partei. 
Er war eine der Schlüsselfiguren und 
Vorsitzender der kurzlebigen Frakti-
on „Identität, Tradition, Souveränität“ 
(ITS). Gollnisch bezeichnete Antiras-
sismus als „geistiges AIDS“ und führte 
einen jahrelangen Rechtsstreit wegen 
Leugnung von Verbrechen gegen die 
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siert blieb die 1984 gegründete Ethniki 
Politiki Enosis (EPEN; dt. Nationale 
Politische Union), die bis auf einen Sitz 
im Europäischen Parlament zwischen 
1984 und 1989 regelmäßig weniger 
als 1 % der WählerInnenstimmen auf 
sich vereinen konnte und seit 1996 
nicht mehr aktiv ist. Dieser EPEN-Eu-
ropaabgeordnete, Spyridon Zournatzis, 
gründete 1984 die erste rechtsextreme 
Fraktion im Europäischen Parlament, 
die „Fraktion der europäischen Rech-
ten“, mit. Vor allem die jüngeren Mitglie-
der von ENEK und EPEN versuchte die 
1994 gegründete Elliniko Metopo (dt. 
Griechische Front) anzuziehen. Ellini-
ko Metopo, mit guten Kontakten zum 
französischen Front National, fiel zwar 
immer wieder mit öffentlichkeitswirksa-
men Kampagnen gegen ImmigrantIn-
nen auf, konnte diese Aufmerksamkeit 
allerdings ebenfalls nicht in konkrete 
Wahlerfolge umsetzen. Auf Beschluss 
der Partei löste sich Elliniko Metopo im 
Jahr 2005 auf und ging in der im Jahr 
2000 gegründeten Partei Laikós Orthó-
doxos Synagermós (LAOS; dt. Ortho-
doxe Volksbewegung) auf. Gründer und 
bis heute Vorsitzender ist der Journalist 
Georgios Karatzaferis, der LAOS als 
Reaktion auf seinen Ausschluss aus 
der liberal-konservativen Partei Nea 
Dimokratia (ND; dt. Neue Demokratie) 
gründete. Er hatte einem Parteifunktio-
när der ND Homosexualität und ein Ver-
hältnis mit dem Ex-Ministerpräsidenten 
Karamanlis unterstellt.93 Karatzaferis, 
Abgeordneter des Europäischen Parla-
ments von 2004 – 2007, fiel in der Ver-
gangenheit mit antisemitischen und ge-
schichtsrevisionistischen Aussagen auf. 

Schon zur Gründung der Partei erklärte 
Karatzaferis:

„Wir sind die einzig wahren Grie-
chen. Wir sind keine dieser Juden, 
Homosexuellen oder Kommunis-
ten.“94 

Zu den Terroranschlägen im Septem-
ber 2011 auf das World Trade Center 
bemühte der Abgeordnete des grie-
chischen Parlaments altbekannte Ver-
schwörungstheorien:

„4,000 Jews working in the Twin 
Towers did not go to work on the 
day of the attack.”95 

 Der Holocaust ist für Karatzaferis, der 
auch Verleger einer griechischen Über-
setzung der „Protokolle der Weisen von 
Zion“ ist, bloß eine Ansammlung von 
„Märchen von Auschwitz und Dachau“. 
96 In einem Artikel der Parteizeitung Al-
pha Ena im Jahr 2009 äußerte er sich 
über den Israel-Palästina Konflikt. Die 
Juden seien heute genauso abscheuli-
che Mörder wie ihre NS-Mörder es ge-
wesen seien. Weiter heißt es dort über 
ein „mögliches Zusammenleben“ mit 
Juden:

„With a little effort it would be pos-
sible to include them [the Jews] in a 
Society of Justice, solidarity and un-
derstanding. It is difficult to do such 
a thing with a race that CRUCIFIED 
God on the one and only time he 
came down to earth. And yet, we 
must try. They do not know the evil 
THEY DO. GOD, their GREATEST 

Gesellschaftliche und politische 
Situation in Griechenland

Nach der politischen Wende 1974 und 
dem Zusammenbruch der Militärdikta-
tur tauchten auch wieder rechtsextreme 
Parteien im politischen Spektrum auf. 
So gründete sich 1979 die Eniaio Ethni-
kistiko Kinima (ENEK; dt. Vereinte Nati-
onalistische Bewegung), welche jedoch 
bis zu ihrer Auflösung 1989 bei Wahlen 
kaum eine Rolle spielte. Ebenfalls wei-
testgehend parlamentarisch marginali-

Länderbericht: 
Griechenland

Verhältniswahlrecht. 
3% Hürde.
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VICTIM is forever reminding us: 
“THEY KNOW NOT WHAT THEY 
DO” ” 97 (Hervorhebungen und Ein-
fügung im Original)

Auch andere PolitikerInnen von LAOS 
äußern sich immer wieder fremden-
feindlich und antisemitisch. Adonis 
Georgiadis, ehemaliger Vizeminister 
im Entwicklungsministerium glaubt, 
dass ‚die Juden‘ die Banken unter ihre 
Kontrolle gebracht hätten und nun ver-
suchten Griechenland zu erobern, was 
verhindert werden müsse.98 LAOS ist 
eine rassistische, antisozialistische und 
homosexuellenfeindliche Partei. Sie 
wendet sich gegen die Globalisierung, 
gegen einen EU-Beitritt der Türkei und 
vertritt einen ethnischen Nationalismus. 
Immer wieder stehen ImmigrantInnen 
- vor allem aus Albanien - im Zentrum 
ihrer Hetze. Auch aufgrund ihrer ortho-
dox-religiösen Weltanschauung tritt sie 
für eine Annäherung Griechenlands an 
Serbien und Russland ein und lehnt die 
europäische Integration ab.99 LAOS zog 
im Jahr 2007 als erste rechtsextreme 
Partei nach dem Ende der Militärdikta-
tur mit 3,8 % der WählerInnenstimmen 
ins griechische Parlament ein. Bei den 
Wahlen im Jahr 2009 konnte sie dieses 
Ergebnis noch leicht auf 5,6 % ausbau-
en und war an der Regierung Papadi-
mos ab 2011 als viertstärkste Fraktion 
mit vier Ministerien beteiligt. Im Februar 
2012 entzog LAOS der Regierung we-
gen der Sparauflagen im Zuge der eu-
ropäischen Finanzkrise ihre Unterstüt-
zung. Bei den darauf folgenden Wahlen 
konnte sie mit 2,9 % knapp nicht die 
3-Prozent Hürde überwinden. Grie-

chenland ist aufgrund der europäischen 
Finanzkrise und der Sparauflagen der 
EU in einer tiefen ökonomischen und 
gesellschaftlichen Krise. Die Koalitions-
verhandlungen nach der Wahl im Mai 
2012 scheiterten, bei den Neuwahlen 
im Juni 2012 verfehlte LAOS deutlich 
mit 1,5 % der Stimmen den Einzug ins 
Parlament.

Eine der am längsten existierenden 
rechtsextremen Parteien in Griechen-
land ist die offen neonazistische und 
rassistische Chrysi Avgi (CA; dt. Gol-
dene Morgenröte). 1985 gegründet 
und 1993 als Partei registriert, sieht 
sie sich in einer nationalsozialistischen 
Tradition.100  Sie wendet sich gegen die 
Globalisierung, tritt für ein „Europa der 
Nationen“ ein und träumt von einem 
großgriechischen Reich mit einer Aus-
breitung im Westen bis an das adriati-
sche Meer. Dazu sollen laut Goldener 
Morgenröte Mazedonien und Albanien 
aufgelöst und mit einem großserbischen 
Reich aufgeteilt werden.101 Der Nationa-
lismus der CA ist am katholisch-ortho-
doxen Glauben ausgerichtet. So heißt 
es im Selbstverständnis der Partei:

„Nur der 100-prozentige orthodoxe 
Grieche ist eines Griechen würdig, 
denn er hat >spartanisches< Blut 
in seinen Adern. Unsere Vorfahren 
sind für den orthodoxen Glauben 
gestorben.“102 [Hervorhebungen im 
Original]

In der Vergangenheit fielen Anhän-
gerInnen der CA regelmäßig mit dem 
massiven Einsatz von Gewalt und be-

waffneten Überfällen gegen politische 
GegnerInnen, ImmigrantInnen und eth-
nische Minderheiten auf. Dabei sollen 
sie sich auf erhebliche Sympathien in-
nerhalb der Polizei verlassen können. 
Nachdem ein Polizist 2008 einen linken 
Jugendlichen erschossen hatte, kam 
es in ganz Griechenland zu heftigen 
Ausschreitungen. Videoaufnahmen der 
Auseinandersetzungen zeigen größere 
Gruppen vermummter Rechtsextremis-
tInnen in den Reihen der Polizei und 
bei Angriffen auf linke Jugendliche.103   
CA-AnhängerInnen waren auch an den 
massiven Ausschreitungen gegen Im-
migrantInnen 2011 in Athen beteiligt. 
Mehrere Wochen lang jagten Neonazis 
ImmigrantInnen durch die Straßen und 
Plünderten migrantische Geschäfte. 
Ein 21-jähriger wurde niedergestochen 
und verstarb.104 Bei den Wahlen zum 
griechischen Parlament im Mai 2012 
konnte der CA erstmals die 3-Prozent 
Hürde mit einem Wahlergebnis von 6,9 
% überwinden und ins nationale Par-
lament einziehen. Bei den Wahlen im 
Juni 2012 konnte sie dieses Ergebnis 
halten. Auf kommunaler Ebene war die 
Partei bereits seit längerem erfolgreich: 
bei der Kommunalwahl in Athen 2010 
erzielte der CA unter dem Motto „Lasst 
uns Athen wieder griechisch machen“ 
5,3 % der Stimmen, in einige Stadttei-
len kam die Partei sogar auf knapp 20 
%. Im Wahlkampf setze die Partei im 
Gegensatz zu den vorherigen Jahren 
weniger auf die altbekannte fremden-
feindliche Rhetorik, sondern hetzte vor 
allem gegen die PolitikerInnen-Elite und 
das korrupte Herrschaftssystem. Dass 
der CA von den etablierten Parteien 

durchaus ernst genommen wird, zeigt 
eine Initiative der sozialistischen Panel-
linio Sosialistiko Kinima (Pasok; dt. So-
zialistische Bewegung), die bis zu den 
Neuwahlen Anfang 2012 die Regierung 
stellte. Innenminister Chrysochoidis ließ 
landesweit illegalisierte ImmigrantIn-
nen aufgreifen und in neu errichteten 
Lagern in Abschiebehaft zu nehmen. 
Spöttisch kommentierte der CA dieses 
neu gewachsene Interesse am „Auslän-
derproblem“:

„Wenn wir in das Parlament einzie-
hen, könnte es passieren, dass die 
etablierten Parteien sich die Kapu-
zen des Ku-Klux-Klans überziehen 
und illegale Einwanderer jagen“105 

Wie in vielen anderen europäischen 
Ländern auch, ist es dem CA damit ge-
lungen, alleine durch erste Wahlerfolge 
die Regierung soweit unter Druck zu 
setzen, dass diese ihre Politik gegen-
über ImmigrantInnen verschärft. Statt 
die sozialen und ökonomischen Gründe 
für Konflikte und Kriminalität zu benen-
nen und die Hetze gegen ImmigrantIn-
nen zu verurteilen, wurde sich inhaltlich 
auf den CA zubewegt in der Hoffnung 
auf WählerInnenstimmen. Der CA hat 
zudem gute internationale Kontakte zu 
Neonazis, unter anderem zur deutschen 
NPD. Diese litten jedoch in jüngster 
Vergangenheit wegen anti-griechischer 
Aussagen der NPD im Zuge der Finanz-
hilfen.106 

Im Februar 2012 gründete sich die 
rechtspopulistische Anexartiti Ellines 
(ANEL; dt. Unabhängige Griechen). Sie 
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Das Europäische Parlament
Griechenland

Nikolaos Salavrakos

*15.02.1946 in Kalamata. Studium 
der Rechtswissenschaften. 1971 
Rechtsanwalt und Rechtsberater 
von Unternehmen. 2003 Rechtsbe-
rater der LAOS. Seit 2009 Mitglied 
des Europäischen Parlaments. 
Fraktion „Europa der Freiheit und 
Demokratie“, Ausschüsse: Fische-
rei (Stellvertreter), Auswärtige An-
gelegenheiten (Mitglied), Petitionen 
(Mitglied).

Niki Tzavela

*30.06.1947 in Lamia. Fraktion 
„Europa der Freiheit und der De-
mokratie“, Schatzmeisterin/Stellver-
tretende Vorsitzende/Mitglied des 
Vorstands. Abschlüsse in Betriebs-
psychologie und Arbeitsökonomie. 
1989-1993 Leiterin des Staatlichen 
Arbeitsamts OAED. Stellvertreten-
de Vorsitzende der Stiftung für die 
Rehabilitation der griechischstäm-
migen Albaner. Stellvertretende 

Präsidentin des Unternehmens IN-
TRACOM. Stellvertretende Vorsit-
zende des Organisationskomitees 
für die Olympischen Spiele in Athen 
2004. Stellvertretende Präsiden-
tin der Kokkali-Stiftung. Beraterin 
für internationale Entwicklung des 
Konzerns ANTENNA. 1994-1996 
Abgeordnete der Nea Dimokratia 
im nationalen Parlament. Mitglied 
des internationalen Ausschusses 
des Rektors der Kennedy School 
of Government, Harvard Universi-
ty, Boston (1998-2009). Seit 2004 
Ehrenmitglied des Internationalen 
Forums arabischer Frauen. Stipen-
diatin des American Field Service, 
der Eisenhower Foundation, der 
OECD und der Adenauer-Stiftung. 
Ausschüsse: Entwicklungsaus-
schuss (Stellvertreterin), Industrie, 
Forschung und Energie (Mitglied), 
Ausschuss zu den politischen Her-
ausforderungen (Mitglied).

wendet sich vor allem mit antideutschen 
Ressentiments gegen die Sparaufla-
gen in Folge der Finanzkrise.107  Bei 
den Parlamentswahlen kurz nach ihrer 
Gründung erreichten die Unabhängi-

gen Griechen 10,6 % der Stimmen und 
wurden damit viertstärkste Fraktion. Bei 
den Wahlen im Juni verlor ANEL deut-
lich an Zustimmung und kam nunmehr 
auf 7,5 % der Stimmen.

Bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament erreichte LAOS 7,1 % 
der Stimmen und konnte damit 
zwei Abgeordnete ins Parlament 
entsenden. Niki Tzavela und Niko-
laos Salavrakos sind Mitglieder der 
Fraktion „Europa der Freiheit und 
Demokratie“ (EFD).

Tzavela ist seit 2009 erstmals Mit-
glied des Parlaments und stellver-
tretende Vorsitzende der EFD. Sie 
war Berichterstatterin (Rapporteur) 

zum Bericht „Europäische Breit-
bandnetze: Investition in ein inter-
netgestütztes Wachstum“ und enga-
giert sich in der Wissenschafts- und 
Finanzpolitik.108 Aktuell ist Tzavela 
Berichterstatterin zum „Bericht über 
Industrie-, Energie- und andere As-
pekte von Schiefergas und –öl“ und 
stellte kürzlich ihren ersten Entwurf 
im Industrie-Ausschuss vor. Be-
merkenswert ist die Tatsache, dass 
Tzavela als Vertreterin einer antise-
mitischen und fremdenfeindlichen 
Partei bisher ohne größere Proble-
matisierung ihres politischen Hinter-
grunds im Europäischen Parlament 
arbeitet. So berichten PolitikerInnen 
anderer Parteien zwar durchaus 
kritisch über die von Tzavela einge-
brachten thematischen Positionie-
rungen zum Beispiel in Bezug auf 
Schiefergas.109

Eine kritische Auseinandersetzung da-
mit, dass es sich um eine Rechtsext-
remistin von LAOS handelt, findet hin-
gegen nicht statt. Von VertreterInnen 
anderer Parteien wurde auch der von ihr 
im April 2011 veranstaltete Brunch mit 
Phil Angelides, dem Vorsitzenden der 
US-amerikanischen „Financial Crisis 
Inquiry Commission“ (FCIC), besucht. 
Dieser hatte den Auftrag die Ursachen 
der europäischen Finanzkrise zu unter-
suchen.110 Der Fall Tzavela verdeutlicht 
einen schleichenden Normalisierungs-
prozess für die Präsenz rechtsextremer 
Parteien und Abgeordneter im Europä-
ischen Parlament. Sie nutzt den politi-
schen Rahmen, der ihr im Parlament 
geboten wird. In rund zweieinhalb Jah-



se, damit die Agentur ihren dringenden 
Aufgaben effizient nachkommen könne. 
Ein Kommentar von Andreas Mölzer 
(FPÖ; siehe Länderbericht Österreich) 
verdeutlicht die Prioritätensetzung der 
EFD-Abgeordneten innerhalb der EU 
am Beispiel des Frontex-Antrages:

„Um Frontex, die einige der weni-
gen sinnvollen EU-Agenturen ist, zu 
stärken, könnte beispielsweise die 
sogenannte Grundrechte-Agentur 
geschlossen werden, deren einzi-
ge Aufgabe darin besteht, linkslinke 
Gesinnungsschnüffelei zu betrei-
ben.“112 
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ren hat Tzavela über 580 Parlamentari-
sche Anfragen  an die Kommission bzw. 
den Rat eingebracht.

Salavrakos ist seit 2009 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Ebenfalls 
sehr aktiv hat Salavrakos über 500 
parlamentarische Anfragen gestellt. 
Zusammen mit Abgeordneten der Dä-
nischen Volkspartei, der FPÖ, des 
Vlaams Belang und der Lega Nord 
brachte Salavrakos unter anderem ei-
nen Entschließungsantrag zur Stärkung 
der EU-Grenzschutzagentur Frontex 
ein.111  Dort heißt es, dass das Budget 
für Frontex aufgestockt werden müs-

Gesellschaftliche und politische 
Situation in Italien

In Italien gründete sich 1946 der neofa-
schistische Movimento Sociale Italiano 
(MSI; dt. Italienische Sozialbewegung). 
Anders als in den anderen europäischen 
Staaten war dieser von Anfang an bei 
Wahlen erfolgreich und in der italieni-
schen Abgeordnetenkammer vertreten. 
Der MSI wurde von FaschistInnen und 
ehemaligen KämpferInnen der italieni-
schen Sozialrepublik gegründet. 1948 
erreichte der MSI bei den Wahlen zur 

Länderbericht: Italien

Personalisierte Verhältniswahl. 
4% Hürde.
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Abgeordnetenkammer 2 % der Stimmen 
und konnte in Folge seine Ergebnisse bis 
Anfang der 1990er Jahre um die 5 % 
stabilisieren, mit zum Teil deutlichen Aus-
schlägen nach oben. Abgeordnete des 
MSI waren in jeder Legislaturperiode des 
Parlaments bis zur Auflösung der Partei 
und den Gründungen der Alleanza Nazi-
onale (AN) und Fiamma Tricolore (FT) im 
Jahr 1995 vertreten.113  Im südlichen Teil 
Italiens erreichte der MSI bis zu 15 %. In-
nerhalb der Partei waren auch Anhänge-
rInnen gewaltbereiter und terroristischer 
Gruppen, wie Pino Rauti, integriert. Rau-
ti war Vorsitzender des MSI von 1990-
1991, 1995 Gründer der FT und 2004 
der neofaschistischen Partei Movimento 
Idea Sociale. Bereits 1956 gründete er die 
Ordine Nuovo (dt. Neue Ordnung), die 
zwischen den 1960er und 1980er Jahren 
für verschiedene Bombenanschläge ver-
antwortlich war. Giorgio Almirante - Mit-
begründer und langjähriger Vorsitzende 
des MSI, Herausgeber der rassistischen 
und antisemitischen Zeitschrift La difesa 
della razza (dt. Die Verteidigung der Ras-
se) und Vertreter des radikaleren Flügels 
der Partei – war von 1979 bis zu seinem 
Tod 1988 Mitglied des Europäischen Par-
laments. Zwischen 1957 und 1960 stütz-
te der MSI eine Minderheitenregierung 
der katholischen Democrazia Cristiana 
(DC; dt. Christliche Demokratie), war in 
Folge jedoch bis in die 1980er stets par-
lamentarisch isoliert. Danach kann eine 
gewisse Anpassung für den Umgang mit 
dem MSI konstatiert werden: Ohne eine 
ideologische Wandlung vollzogen zu ha-
ben wurde der MSI nach und nach aus 
der politischen Isolation herausgeholt 
und von den anderen Parteien integriert, 

auch wenn diese eine gewisse Distanz 
wahrten.114 Nach kurzer Regierungsbe-
teiligung zwischen 1994 und 1995 mit 
einem Wahlbündnis aus MSI, Lega Nord 
und der vom Medienunternehmer und 
Milliardär Silvio Berlusconi gegründeten 
Forza Italia fiel der MSI aufgrund von 
Richtungsstreitigkeiten auseinander. In 
Folge gründete sich 1995 die Alleanza 
Nazionale (AN; dt. Nationale Allianz) die 
einen gemäßigteren nationalkonserva-
tiven Kurs verfolgte und die neofaschis-
tische Fiamma Tricolore (dt. Dreifarbige 
Flamme). 2009 fusionierte die AN und 
die Forza Italia zum Popolo della Liber-
ta (PdL; dt. Volk der Freiheit), einer stark 
von Berlusconi beeinflussten Partei.

Bereits im Dezember 1989 gründete sich 
die regionalistische und rechtspopulisti-
sche Lega Nord per l‘indipendenza della 
Padania (dt.: Liga Nord für die Unab-
hängigkeit Padaniens). Die Lega Nord ist 
vor allem im Norden Italiens aktiv und 
tritt für die Abspaltung, mindestens aber 
einer Autonomie der norditalienischen 
Region ein. Ihr Selbstverständnis basiert 
auf der Überzeugung, dass die Nordita-
lienerInnen einer besonderen ethnischen 
Herkunft (padanischer Nationalismus) 
entstammen und gleichsam Süditaliene-
rInnen überlegen seien. Süditalien und 
vor allem Rom werden als Hort der Kor-
ruption und Kriminalität angesehen, das 
im Norden erwirtschaftete Geld würde 
dort verschwendet. Man wendet sich 
dagegen, „dem Moloch des italienischen 
Zentralstaats oder den faulen Süditali-
enern“ weiterhin „Geld in den Rachen 
zu werfen“.115 Dementsprechend be-
tont das populistische Parteiprogramm 
neben einer Kritik an der Europäischen 
Union, einer rassistisch geprägten Ab-
lehnung von Immigration, vor allem 
einen norditalienischen Sozialprotektio-
nismus. Politisch setzt sich die regional 
bestens verankerte Lega für den Schutz 
der norditalienischen Kultur, Sprache 
und Wirtschaft ein. Sie propagiert ein 
hartes Durchgreifen gegen Kriminalität 
und lehnt Zuwanderung nach Italien, 
besonders aus nicht-westlichen Staaten, 
ab. Häufig sind zum Beispiel Kampagnen 
gegen Moscheebauten, bei denen immer 
wieder Schweine über potentielle Bauflä-
chen geführt werden, um diese religiös 
zu verunreinigen. Die Lega setzt sich ge-
gen die weitere Übertragung nationaler 
Kompetenzen auf die europäische Ebene 

ein und plädiert für ein „Europa der Re-
gionen“. Sie ist bei regionalen Wahlen 
punktuell sehr erfolgreich und erreicht 
in der Lombardei seit Beginn der 1990er 
Jahre regelmäßig 15-17 % der WählerIn-
nenstimmen. Ihr bislang bestes Ergebnis 
verbuchte sie in Venetien mit 35,2 % 
der Stimmen im Jahr 2010. Bei nationa-
len Wahlen schwankte die Lega in den 
1990er Jahren zwischen 8 - 10 % und 
konnte dieses Ergebnis nach einem kur-
zen Einbruch zwischen 2001 und 2006 
auch im Jahr 2010 mit 8,3 % der Stim-
men wieder erreichen. Während ihrer 
Regierungsbeteiligung unter der ersten 
Regierung Berlusconi 1995 übernahm 
die Lega insgesamt fünf Ministerien, un-
ter ihnen das Innen- und Wirtschaftsmi-
nisterium. Die Koalition scheiterte nach 
nur wenigen Monaten. Nach dem Ausei-
nanderbrechen der Regierung, wechselte 
die Lega in die Opposition und war erst 
wieder an der zweiten Regierung Berlus-
conis zwischen 2001 und 2006 vertreten 
und erneut von 2008 bis 2011. Sie setzt 
bei den Nationalwahlen vor allem auf die 
Angst vor Überfremdung und Einwande-
rung und bedient sich fremdenfeindlicher 
Ressentiments.116 

Die Lega sieht Italien derzeit in einem 
„Europäischen Wirtschaftskrieg“ und 
hofft durch einen möglichen Staatsbank-
rott Italiens auf eine Neuverhandlung der 
europäischen Verträge und einer geo-
politischen Umstrukturierung. 

Der Parteichef Umberto Bossi präsentier-
te im Dezember 2011 eine Landkarte, in 
der Norditalien zusammen mit Bayern 
und Österreich eine eigenständige euro-
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päische Makroregion bildeten. Bossi ist 
sich sicher: 

„Am Verhandlungstisch werden wir 
Padanier uns als Siegervolk prä-
sentieren, denn wir haben seit Jah-
ren vorhergesagt, dass Europa, wie 
es bisher konstruiert wurde, schei-
tern würde. Italien aber wird als ge-
schlagene Nation an diesem Tisch 
sitzen.“117 

Zur Unterstützung verkündeten die bei-
den Lega-Europaabgeordneten Mara 
Bizzotto und Mario Borghezio das Ge-
rücht, dass Deutschland den Euro bereits 
aufgegeben hätte und in der Schweiz 
wieder die D-Mark drucken lasse. 

Die Erfolge der rechtsextremen und 
rechtspopulistischen Parteien und ihre 
Normalisierung im politischen Alltags-
geschäft vollzogen sich vor dem Hinter-
grund des Wandels Italiens von einem 

klassischen Auswanderungs- in ein Ein-
wanderungsland in den 1980er Jahren. 
Gleichzeitig sind in Italien xenophobe, 
antisemitische und rassistische Einstel-
lungen weit verbreitet.118  Vor allem die 
Regierungen Berlusconis verschärften 
den Ton in der politischen Auseinander-
setzung gegenüber Muslimen und Ein-
wandererInnen. Gewalt gegen Immig-
rantInnen und Roma sind in Italien keine 
Ausnahmeerscheinung. Vor allem Perso-
nen aus subkulturellen Milieus, wie das 
neofaschistische Netzwerk Casa Pound, 
üben Gewalt aus. Im Dezember 2011 tö-
tete der Rechtsextremist Gianluca Casseri 
in Florenz zwei senegalesische Händler 
und verletzte drei weitere schwer. Cas-
seri stammte aus dem Umfeld von Casa 
Pound. Ein Lega-Aktivist kommentierte 
die rassistischen Morde in Florenz: 

„that’s good, we’ll have two mouths 
less to feed.”119 

Das Europäische Parlament
Italien

Mario Borghezio

*03.12.1947 in Torino. Studium 
der Rechtswissenschaften. 1977 
Rechtsanwalt. 1994-2004 Präsi-
dent der „Regierung von Padanien“. 
2001 Vorsitzender der Lega Nord 
Piemont. 2001 Mitglied des Natio-
nalrats der Lega Nord. 1990-2001 
Mitglied des Stadtrats von Turin. 
1992-2001 Mitglied des italieni-
schen Parlaments. 1994 Staatsse-
kretär im Justizministerium. 2007-
2008 Schatzmeister der Allianz der 
Unabhängigen Demokraten in Eu-
ropa (ADIE). Seit 2001 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Fraktion 
„Europa der Freiheit und Demo-
kratie“. Ausschüsse: Ausschuss 
für Binnenmarkt und Verbraucher-
schutz (Stellvertreter), Sonderaus-
schuss Organisiertes Verbrechen, 
Korruption und Geldwäsche (Mit-
glied), Bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres (Mitglied).

Matteo Salvini

*09.03.1973 in Milano. 1992 Hu-
manistisches Abitur. Seit 1997 
Journalist. 1998 Parteisekretär der 
Lega Nord Mailand. 2007 stellver-
tretender Parteisekretär der Lega 
Lombarda. Seit 1993 Gemeinde-
ratsmitglied. 2008 Abgeordneter. 
2004-2006 Mitglied des Europäi-
schen Parlaments. Fraktion „Euro-
pa der Freiheit und der Demokratie“. 
Ausschüsse: Internationaler Handel 
(Stellvertreter), Binnenmarkt und 
Verbraucherschutz (Mitglied).
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Oreste Rossi

*24.03.1964 in Alessandria. 1987-
1990 Chemieingenieur bei PPG 
Industries. Seit 2000 Journalist und 
Publizist. 1984-1987 Parteisekre-
tär in der Provinz Alessandria von 
Piemonte Autonomia Regionale. 
1987-1989 Mitglied der Piemont Au-
tonomista und ab 1989-1994/2002-
2009 der Lega Nord Piemont. 2000- 
2002 Parteivorsitzender der Lega 
Nord Piemont. 1997-2000 Mitglied 
des Bundesrats der Lega Nord. 
1993-2001 Italienbeauftragter der 
Lega Nord. Seit 1990 Mitglied des 
Stadtrats von Alessandria. 1999-
2004 Mitglied des Provinzrats von 
Alessandria. 2000-2009 Mitglied 
des Regionalrats des Piemont. Seit 
2005 Fraktionschef. 2005 Präsi-
dent des Regionalrats des Piemont. 
1992-2000 Abgeordneter im italieni-
schen Parlament. Vorsitzender be-
ziehungsweise stellv. Vorsitzender 
parlamentarischer Ausschüsse für 
die Beziehungen zwischen italieni-
schen Abgeordneten und Abgeord-
neten anderer Länder. Seit 2009 im 
Europäischen Parlament. Fraktion 
„Europa der Freiheit und Demokra-
tie“. Ausschüsse: Binnenmarkt u. 
Verbraucherschutz (Stellvertreter), 
Umweltfragen, öffentliche Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit 
(Mitglied).

Lorenzo Fontana

*10.04.1980 in Verona. Hochschul-
abschluss in Politikwissenschaft an 
der Universität Padua (2011). Seit 
2000 Mitarbeiter der Messe Vero-
na.(Managementtätigkeit für die 
Landwirtschaftsmesse und Öffent-
lichkeitsarbeit). Seit 2006 Journalist 
und Publizist für die Tageszeitung 
La Padania. Seit 2002 Stellvertre-
tender Koordinator der Bewegung 
Giovani Padani. Seit 2007 stellver-
tretender Parteisekretär der Lega 
Nord (Provinz Verona). 2002-2007 
Mitglied des Wahlbezirksrats der 
Stadt Verona. Mitglied des Stadt-
rats von Verona. Fraktion „Euro-
pa der Freiheit und Demokratie“. 
Ausschüsse: Auswärtige Angele-
genheiten (Stellvertreter), Bürgerli-
che Freiheiten, Justiz und Inneres 
(Stellvertreter), Kultur und Bildung 
(stellvertretender Vorsitzender).

Fiorello Provera

*31.03.1946 in Vigevano. Dok-
tor der Medizin und Chirurgie und 
Spezialist für Kinderheilkunde und 
Kinderpflege Universität Pavia. Dr. 
h.c. in Politikwissenschaften der 
Universität Oradea. 2004-2009 Prä-
sident des Provinzrats von Sondrio. 
1992-1996 Mitglied der Abgeordne-
tenkammer, 1995 Ruanda-Sonder-
beauftragter des Präsidenten der 
Abgeordnetenkammer. 1996-2006 
Senator. Im italienischen Senat 
Berichterstatter für das Gesetz zur 
Ratifizierung des Vertrags über eine 
Verfassung für Europa. 1992-1994 
Mitglied der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE. 2000-2006 
Mitglied der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats und der 
Westeuropäischen Union (WEU). 
2001-2006 Vorsitzender des Aus-
schusses für auswärtige Angele-
genheiten im italienischen Senat. 
2001-2006 Berichterstatter des 
Untersuchungsausschusses über 

Pädophilie und Kinderhandel in der 
Parlamentarischen Versammlung 
des Europarats. Gründer und Prä-
sident der im Bereich der Zusam-
menarbeit mit den Entwicklungs-
ländern tätigen gemeinnützigen 
Freiwilligenorganisation COPAM. 
Großoffizier des Ordens „Stern 
von Rumänien“. Fraktion „Europa 
der Freiheit und Demokratie“. Aus-
schüsse: Industrie, Forschung und 
Energie (Stellvertreter), Unteraus-
schuss für Sicherheit und Vertei-
digung (Stellvertreter), Auswärtige 
Angelegenheiten (stellvertretender 
Vorsitzender).

Claudio Morganti

*14.04.1973 in Prato. Fraktion „Eu-
ropa der Freiheit und Demokratie“. 
Ausschüsse:, Wirtschaft und Wäh-
rung (Stellvertreter), Haushalt (Mit-
glied).

Giancarlo Scottà

*11.04.1953 in Vittorio Veneto. 
Fraktion „Europa der Freiheit und 
Demokratie“. Ausschüsse: Entwick-
lung (Stellvertreter), Umweltfragen, 
öffentliche Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit (Stellvertreter), Re-
gionale Entwicklung (Stellvertreter), 
Landwirtschaft und ländliche Ent-
wicklung (Mitglied).
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Die Lega Nord erreichte bei den Wah-
len zum Europäischen Parlament 10,2 
% der WählerInnenstimmen und errang 
damit 9 Mandate. Im Vergleich zu den 
Wahlen von 2004 (5,0 %) konnte sie ihr 
Ergebnis deutlich verbessern. Der Eu-
ropawahlkampf wurde auf die Person 
Umberto Bossis, bekanntestes Gesicht 
der Lega und 2009 Minister für Institu-
tionelle Reformen im Kabinett Berlus-
coni, zugeschnitten und Bossi an die 
Spitze aller Listen in sämtlichen Wahl-
bezirken gesetzt. Es galt bereits vor den 
Wahlen als sicher, dass Bossi das Man-
dat nicht annehmen wird. Damit sparte 
sich die Lega jedoch kostspielige Kam-
pagnen zur Bekanntmachung der euro-
päischen SpitzenkandidatInnen.120 Sie 
führte einen klar euroskeptischen Wahl-
kampf und bezeichnete die EU wörtlich 
als „Kreatur“, welche stetig mehr Macht 
an sich reißen würde. Sie betonte die 
europäischen Unterschiede und lehnt 
die Vorstellung einer gemeinsamen 
europäischen Identität ab. Eines der 
zentralen Wahlkampfthemen war der 
Kampf gegen Immigration. Plakate mit 
dem Abbild eines amerikanischen Indi-
genen mit dem Slogan „Sie haben die 
Einwanderung mitgemacht, jetzt leben 
sie in Reservaten“ oder eines überfüll-
ten Flüchtlingsboots mit der Aufschrift 
„Wir haben die Invasion gestoppt“121 
prägten das öffentliche Bild der Partei. 
Nunmehr vertreten Mara Bizzotto, Ma-
rio Borghezio, Lorenzo Fontana, Clau-
dio Morganti, Fiorello Provera, Oreste 
Rossi, Mateo Salvini, Giancarlo Scotta 
und Francesco Enrico Speroni die Lega 
Nord im Europäischen Parlament und 
sind Mitglied in der Fraktion „Europa 

der Freiheit und Demokratie“. Gemes-
sen an der reinen Anzahl der parlamen-
tarischen Anfragen an EU-Kommission 
oder Rat nehmen vor allem Bizzotto, 
Rossi und Provera in Vergleich zu allen 
weiteren Mitgliedern des Parlaments 
Spitzenplätze ein.122 Damit will sich die 
Lega ihrer WählerInnenschaft als Kont-
rolleur der europäischen Politik präsen-
tieren.

Exemplarisch sei an dieser Stelle auf 
die Abgeordneten Borghezio, Provera 
und Salvini eingegangen:

Mario Borghezio ist seit 2001 Mit-
glied des Europäischen Parlaments. 
Der ehemalige Abgeordnete des itali-
enischen Parlaments und ehemalige 
Staatssekretär im Justizministerium ist 
mehrfach wegen rassistisch motivier-
ten Straftaten - unter anderem wegen 
Beihilfe zur Brandstiftung - verurteilt. 
Der Oberste Gerichtshof Italiens sah 
es als erwiesen an, dass Borghezio zu-
sammen mit sechs weiteren Lega Nord 
Mitgliedern im Jahr 2000 Zelte von Im-
migrantInnen, welche in Turin unter ei-
ner Brücke schliefen, in Brand gesetzt 
hatte.123 Borghezio sprach in einer Plen-
ardebatte im April 2011 zu den Migra-
tionsbewegungen aus dem nördlichen 
Afrika Richtung Europa und besonders 
Italien von einer stattfindenden Invasi-
on. Die italienische Bevölkerung habe 
das Recht „auf die eigene Identität“ und 
darauf, „eine Invasion zu verhindern“.124  
Was er unter diesen Rechten versteht, 
verdeutlichen seine Aussagen zu den 
Anschlägen vom Juli 2011 in Oslo ei-
nige Monate später. Borghezio erregte 

Francesco Enrico Speroni

*04.10.1946 in Busto Arsizio. Stu-
dium der Politik- und Rechtswis-
senschaft. 1970-1997 Flugzeug-
techniker. 1980-1981 Präsident der 
Vereinigung der Flugzeugtechniker. 
1991-1994 Parteivorsitzender der 
Lega Lombarda. 1987 Mitglied des 
Gemeinderats von Albizzate, 1988 
von Samarate und seit 1990 von 
Busto Arsizio. 1993-2011 Vorsitzen-
der des Gemeinderats von Busto 
Arsizio. 1990-1991 Vorsitzender 
des Ausschusses für institutionelle 
Angelegenheiten. 1997-1999 Mit-
glied des Provinzrats von Varese. 
1992-1999 Mitglied des Senats. 
1994-1995 Minister für die insti-
tutionellen Reformen. 1989-1994 
und seit 1999 Mitglied des Euro-
päischen Parlaments. 2002-2003 
Vertreter der italienischen Regie-
rung im Europäischen Konvent. 
1994-1995 und 1996-2000 Mitglied 
der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats und der WEU. 
Fraktion „Europa der Demokratie 
und Freiheit“ (stellvertretender Vor-
sitzender). Ausschüsse: Beschäfti-
gung und soziale Angelegenheiten 
(Stellvertreter), Recht (Mitglied).

Mara Bizzotto

*03.06.1972 in Bassano del Grap-
pa (VI). Abitur an der Handelsfach-
schule „Luigi Einaudi“ von Bassano 
del Grappa. Ehemals Teilhaberin 
zweier Unternehmensberatungs-
kanzleien in Bassano del Grappa 
und Cartigliano, derzeit freiberuflich 
tätig. 1993 Eintritt in die Lega Nord. 
Seit 2005 politische Sekretärin im 
Wahlkreis Bassano del Grappa. 
2005 Mitglied des Parteivorstands 
der Lega Nord in der Provinz Vicen-
za. 2008 Mitglied des nationalen 
Parteivorstands von Liga Veneta 
- Lega Nord, Mitglied des Gemein-
derats von Rosà (VI). Dezernentin 
in der ersten Gemeindeverwaltung 
unter Führung der Lega in der Pro-
vinz Vicenza. 1993 mit erst 21 Jah-
ren jüngste Gemeindedezernen-
tin von ganz Venetien. 1997-2004 
Fraktionsvorsitzende der Lega Nord 
in der Gemeinde Rosà, 2004-2009 
Fraktionsvorsitzende der Lega in 
der Gemeinde Tezze sul Brenta 
(VI). 2000 Wahl in den Regionalrat 
der Region Venetien. Wiederwahl 
bei den Regionalwahlen 2005. Seit 
2009 Mitglied im Europäischen Par-
lament. Fraktion „Europa der Frei-
heit und Demokratie“. Ausschüs-
se: Verkehr und Fremdenverkehr 
(Stellvertreterin),Petitionen (Stell-
vertreterin), Beschäftigung und so-
ziale Angelegenheiten (Mitglied).
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Menschenrechte und der Demokrati-
sierung beinhaltet.“127 Diese im „Bericht 
über Migrationsströme infolge instabi-
ler Verhältnisse“ formulierten und vom 
EU-Parlament angenommenen Ziele 
wurden maßgeblich durch Proveras 
Rolle als Berichterstatter mitgeprägt. 
Die Rolle Proveras zeigt beispielhaft, 
wie VertreterInnen rechtspopulistischer 
Parteien die Politik des Europäischen 
Parlaments zu beeinflussen suchen 
und sich dabei als seriöse und etablier-
te PolitikerInnen präsentieren. Provera 
schreibt zahlreiche Anträge und Anfra-
gen zu den Bereichen Schutz religiö-
ser Minderheiten (außerhalb der EU), 
Rechte von Kindern und Jugendlichen, 
Schutz vor Menschenrechtsverletzun-
gen und Demokratisierung. Ideologisch 
sieht er sich in einem Kampf gegen die 
Macht der linken Parteien, welche sich 
Religion, Familie, Tradition und Vater-
land entgegenstellten. ‚Das Volk‘ sei 
zu einer Masse an KonsumentInnen 
degradiert worden, welche den zer-
störerischen kapitalistischen Prozess, 
der von der EU ausgeht, vorantreiben 
sollen.128  Initiativen der Lega werden 
auch regelmäßig von Abgeordneten 
anderer Parteien unterstützt. So bean-
tragte Provera Ende des Jahres 2009, 
in Gedenken an die bei Protesten im 
Iran getötete Neda Agha-Soltan, die 
Anbringung eines mehrere Meter gro-
ßen Plakats mit ihrem Bild außerhalb 
des Parlamentsgebäudes. Die letztlich 
nicht erfolgreiche Initiative wurde unter 
anderem von den Abgeordneten Hans-
Gert Pöttering (CDU, ehemaligen Par-
lamentspräsident und Vorsitzender der 
Konrad-Adenauer Stiftung), Guy Ver-

hofstadt (Flämische Liberale und De-
mokraten, ehemaliger Premierminister 
Belgiens), Adrian Severin (Sozialde-
mokraten, ehemaliger Außenminister 
Rumäniens), Alexander Alvaro (FDP) 
und Morten Messerschmidt (Dänische 
Volkspartei) unterstützt. Eine kritische 
Auseinandersetzung mit dem Antrag-
steller und seiner Zugehörigkeit zu ei-
ner Partei, die immer wieder mit rassis-
tischen Äußerungen auffällt und gegen 
ImmigrantInnen und den Islam hetzt, 
fand offensichtlich nicht statt.

Matteo Salvini war von 2004 bis 2006 
als fraktionsloses Mitglied, ab 2009 in-
nerhalb der Fraktion „Europa der Frei-
heit und Demokratie“ Mitglied im Euro-
päischen Parlament. Salvini fällt immer 
wieder mit rassistischen und populisti-
schen Äußerungen auf. So erklärte er 
2004, dass Teile von Mailand wegen 
der vielen Burkas und Verschleierungen 
wie Kabul aussähen und es angesichts 
möglicher Terroranschläge von Islamis-
ten töricht sei, Menschen zu erlauben in 
der Öffentlichkeit verschleiert herumzu-
laufen.129 2009 forderte er als Fraktions-

chef der Lega im Mailänder Stadtrat die 
Mailänder Verkehrsbetriebe auf, jeweils 
U-Bahn-Züge ausschließlich für Mailän-
der und für Frauen einzuführen:

„Ich habe an die Nahverkehrsge-
sellschaft geschrieben, damit die 
ersten zwei Waggons der U-Bah-
nen für Frauen reserviert werden, 
die sich wegen der Ungezogenheit 
vieler Ausländer nicht sicher fühlen. 
Wenn es so weitergeht, werden wir 
Sitzplätze nur für Mailänder verlan-
gen müssen, die eine Minderheit 
sind und dementsprechend ge-
schützt werden müssen.“130 

Nach schweren Krawallen zwischen 
ÄgypterInnen und SüdamerikanerInnen 
in Mailand aufgrund des Todes eines 
ägyptischen Jugendlichen im Jahr 2010 
forderte Salvini ein Vorgehen mit „eiser-
ner Faust“:

“Jetzt braucht es Kontrollen und 
Abschiebungen – Haus für Haus, 
Stockwerk für Stockwerk.“131 

große mediale Aufmerksamkeit, als er 
verkündete:

„Viele Ideen von Anders Behring 
Breivik sind gut, einige sogar sehr 
gut. Er wurde instrumentalisiert. Es 
ist der Einwanderer-Invasion anzu-
lasten, dass seine Ideen dann zur 
Gewalt geführt haben. […] Das Nein 
zur multi-rassischen Gesellschaft, 
die harte Kritik an der Feigheit ei-
nes Europas, das vor der islami-
schen Invasion kapituliert zu haben 
scheint, die Notwendigkeit einer 
identitären und christlichen Antwort 
im Tempelritterstil auf die Überflu-
tung mit globalistischen Ideen, sind 
bereits gemeinsames Vermächtnis 
der Europäer“.125 

Obwohl sich manche Parteifreunde von 
Borghezio distanzierten, solidarisierten 
sich andere mit ihm. Sein Parteikollege 
Speroni zum Beispiel sieht Breivik „im 
Dienst der Verteidigung der westlichen 
Zivilisation“.126 

Der doppelt promovierte Fiorello Pro-
vera ist seit 2009 Mitglied des Parla-
ments und stellvertretender Vorsitzen-
de des Ausschusses für Auswärtige 
Angelegenheiten. Er engagiert sich für 
die Einführung einer europäischen Po-
litik der Migrationssteuerung, welche 
„die Entwicklungszusammenarbeit um 
eine stärker global und politisch aus-
gerichtete Dimension ergänzen, die die 
Bereiche Sicherheit, regionale Zusam-
menarbeit, bilaterale Übereinkommen 
mit den Herkunfts- und Transitländern, 
sowie Förderung der Wahrung der 
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Gesellschaftliche und politische 
Situation in den Niederlanden

Die Niederlande galten lange Zeit als welt-
offen und tolerant, rechtsextreme Partei-
en orientierten sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg an der Verteidigung von Kolla-
borateurInnen und an der Glorifizierung 
des Dritten Reichs. Gesellschaftlich wa-
ren sie isoliert und ohne nennenswerten 
Einfluss auf die politische Willensbildung. 

Länderbericht: 
Niederlande

Reines Verhältniswahlrecht. Keine 
Wahlkreise. Die Anzahl der Stim-
men pro Partei regelt die Sitzver-
teilung im Parlament. 0,67 % Hürde.

Wie in anderen europäischen Ländern 
auch, waren ab den 1970er Jahren erste 
Wahlerfolge rechtsextremer Parteien zu 
verzeichnen. Dieser Trend zunehmender 
Wahlerfolge und das Erstarken subkultu-
reller rechtsextremer Milieus setzte sich 
in den 1980er Jahren fort, bis Ende der 
1990er Jahre rechtspopulistische Akteu-
rInnen erste Erfolge feiern konnten. Die 
niederländische Politik begegnete diesem 
Erstarken mit repressiven Maßnahmen 
und einem cordon sanitaire gegenüber 
den Rechtsextremen. Während auf der 
einen Seite diese „Verbannung“ rechts-
extremer PolitikerInnen auf nationaler 
und lokaler Ebene von den demokrati-
schen Parteien lange Bestand hatte, nä-
herte man sich auf der anderen Seite recht 
schnell ideologisch den Forderungen von 
rechts an.132 Bereits in den 1990er Jah-
ren startete die rechtsliberale Volkspartei 
für Freiheit und Demokratie eine scharf 
geführte Debatte über Immigrations- 
und Flüchtlingspolitik. Damit kamen die 
rechtsextremen Parteien in eine Bredouil-
le: Zum einen verlange die repressive 
Politik ihnen gegenüber eine Mäßigung 
ihrer Positionen und ihres Auftretens, 
zum anderen versuchten die politischen 
Akteure anderer Parteien durch thema-
tische Angleichung und Überbieten der 
rechtsextremen Forderungen WählerIn-
nenstimmen zu halten bzw. wieder an 
sich zu binden. Es scheint nunmehr, als 
sei in Folge des Erstarkens rechtspopulis-
tischer Parteien ab 2001, dem Eindruck 
des Mordes an Theo van Gogh 2004 und 
den daraufhin ausgebrochenen gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen auch 
der cordon sanitaire gegenüber rechtsex-
tremen und rechtspopulistischen Parteien 

vollkommen erodiert. 

Einer der größten Wahlerfolge konn-
te Wilders bei den Wahlen zur Zweiten 
Kammer des niederländischen Parla-
ments im Jahr 2010 feiern. Die PVV 
erreichte 15,5 % der Stimmen und ver-
buchte damit einen Zugewinn von über 
9 % gegenüber der Wahl von 2006. Die 
rechtsliberale Volkspartei für Freiheit und 
Demokratie (VVD) und der christdemo-
kratische Christlich-Demokratische Auf-
ruf (CDA) einigten sich auf eine durch 
die PVV geduldete Koalition. Dem Vor-
sitzenden Geert Wilders ist es gelungen 
einige Zugeständnisse im Gegenzug 
für die Duldung durchzusetzen. So sind 
beispielsweise drastische Maßnahmen 
zur Reduzierung von Immigration aus 
nicht-westlichen Ländern vorgesehen. 
Diese politische Situation war für Wilders 
ideal: Je nach Thema und öffentlicher 
Wahrnehmung konnte Wilders gegen 
die Regierung wettern oder sich als Teil 
der Regierung und damit als „Macher“  
inszenieren. Anfang 2012 zerbrach die 
Koalition, Neuwahlen sind für den Sep-
tember des Jahres angesetzt.

Seinen gewaltigen politischen Auf-
schwung verdankt Geert Wilders auch 
den rechtspopulistischen „Vorarbeiten“ 
Pim Fortuyns, welcher die Themen Anti-
Immigration und Anti-Muslime in das 
Zentrum seiner politischen Agenda rück-
te. Rechtsextremes und -populistisches 
Gedankengut sickerte dadurch tiefer in 
den gesellschaftlichen Mainstream ein 
und provoziert heute – im Gegensatz 
zur antirassistischen Norm der nieder-
ländischen Nachkriegszeit – kaum noch 
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Widerstand.133 Durch den Tod Fortuyns 
zerbrach bald darauf seine Partei und wie 
kaum ein anderer verstand es Wilders die 
entstandene rechtspopulistische Lücke 
als unangefochtene Führungsfigur zu 
füllen. Auch er vertritt ein extrem anti-
islamisches Weltbild und bezeichnete 
den Koran als faschistisches Buch. Wil-
ders provozierte mit seinem Film „Fitna“ 
(2008) Protestwellen in islamischen Län-
dern und warf unlängst bei einem Besuch 
in Berlin der deutschen Kanzlerin Merkel 
(CDU) Tatenlosigkeit in Bezug auf die 
zunehmende Islamisierung Deutschlands 
vor. Er wendet sich gegen Immigration, 
vor allem aus nicht-westlichen Staaten, 
fordert eine ethnische Registrierung der 
Bevölkerung und positioniert sich als 
law-and-order Politiker, der mit harter 
Hand gegen Kriminalität vorgehen will. 
Die Niederlande und ganz Europa seien 
durch einen politischen Islam bedroht. 
Dieser trachte danach, die europäischen 
Gesellschaften zu unterwerfen und die 
islamischen Traditionen und Gesetze ein-
zuführen. Etablierte PolitikerInnen und 
Medien ignorierten diese Probleme oder 
beförderten sie sogar. Wilders Ideen sind 
geprägt von autoritären und antiplu-
ralistischen Vorstellungen, rassistischen 
Stereotypen und Feindbildern. Er konst-
ruiert die Existenz eines niederländischen 
Volkes und spricht gleichzeitig Teilen der 
Bevölkerung eben jene Zugehörigkeit ab. 
Als einziges Parteimitglied der PVV kon-
trolliert Wilders die Partei und wählt per-
sönlich die MandatsträgerInnen seiner 
Partei aus. Der Vorteil für Wilders und 
der PVV liegt auf der Hand: Wilders muss 
nicht befürchten, dass gewaltbereite Per-
sonen in die PVV eintreten und kann so 

sein sauberes Image beibehalten. Zudem 
läuft er nicht Gefahr, dass massenweise 
Rechtsextreme in seine Partei eintreten 
und dadurch die sog. „Mitte der Gesell-
schaft“ abschrecken. Er unterhält gute 
Kontakte auch zu deutschen Rechtspopu-
listen: Von der rechtsgerichteten Zeitung 
„Jungen Freiheit“, der vom ehemaligen 
Berliner CDU-Abgeordneten René Stadt-
kewitz gegründeten Partei „Die Freiheit“, 
der BürgerInnenbewegung „pax euro-
pa“, bis hin zum erfolgreichsten deut-
schen Medium der RechtspopulistInnen 
und selbsternannten Islam-KritikerInnen 
„Politically Incorrect“ (PI); Wilders kann 
auf die Unterstützung seiner deutschen 
Freunde zählen. Ziel ist, das zurzeit noch 
hauptsächlich virtuell organisierte „Inter-
national Freedom Alliance“-Netzwerk, in 
dem sich die RechtspopulistInnen vernet-
zen, zu einem internationalen Verband 
auszubauen.134 Dass diese internationale 
Vernetzung längst Realität ist, zeigt u.a. 
auch ein Besuch Wilders zur Gedenkfei-
er der Opfer des 11. September in New 
York auf Einladung des amerikansichen 
Weblogs „Stop Islamization of America“ 
(SIOA). SIOA kommentierte den Auftritt 
Wilders später:

„But the highlights included Geert 
Wilders, who was greeted as the 
great hero that he is, and spoke 
about how a sharia mosque at 
Ground Zero would be the death 
New York’s proud tradition of Dutch 
tolerance.“135

Neben dem US-amerikanischen Blog 
existieren Ableger von SIOA in England, 
Dänemark, Frankreich, Deutschland, 

Norwegen, Polen, Rumänien, Russland 
und Schweden. Man kennt und schätzt 
sich. Seinen Aufstieg verdankt Wilders 
auch den Medien. Er ist in der Lage, sich 
mit Aktionen oder Äußerungen wirk-
mächtig medial zu inszenieren und kann 
darauf vertrauen, dass seine angstge-
schürten Kriminalitäts- und Sicherheits-
diskussionen dankbar von den Medien 
aufgegriffen und quotenträchtig ausge-
schlachtet werden.

Die offen nationalistische, antisemitische 
und  rassistische „Nederlandse Volksu-
nie“, vergleichbar mit der deutschen 
NPD, hat keinen Einfluss auf die politi-
schen Willensbildungsprozesse innerhalb 
des nationalen Parlaments. Dessen un-
geachtet ist sie Sammelbecken für Neo-
Nazis aller Couleur und bietet ihnen eine 
Bewegungs- und Kommunikationsinfra-
struktur und unterhält enge Kontakte zu 
verschiedenen Rechtsextremisten ande-
rer Ländern, darunter auch Deutschland. 

Subkulturell waren rechtsextreme und 
rassistische Einstellungen und Ideologien 
in den Niederlanden bis zu den 1980er 
Jahren eher ein Randproblem einiger we-
niger, aber durchaus auch gewaltbereiter 
Rechtsextremisten. Heute organisieren 
sich Rechtsextremisten zum Beispiel in 
der „Aktiefront Nationale Socialisten“ 
(ANS) oder der international tätigen und 
in Deutschland verbotenen Organisation 
„Blood and Honour“. Neben vielen klei-
neren Gruppen und rechtsextremen Ak-
tiven ist das „Blood and Honour“-Netz-
werk eines der größten und aktivsten in 
den Niederlanden, mit guten Kontakten 
ins Ausland. Daneben spielt die sog. 
„Lonsdale Youth“ eine Rolle in intereth-
nischen Auseinandersetzungen der letz-
ten Jahre. Viele Mitglieder dieser subkul-
turellen Szene sind xenophob, rassistisch 
und rechtsextrem geprägt. Nicht wenige 
landen deshalb nach einigen Jahren bei 
der Gruppe „Blood and Honour“.136 
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Das Europäische Parlament
Niederlande

Lucas Hartong

*24.05.1963 in Dordrecht. 1992 
Bachelor in Public Relations. 2006 
Bachelor in Theologie. Selbstän-
diger Kolumnist/Publizist für ver-
schiedene Magazine und Zeitun-
gen. 2006 PVV-Kandidat für die 
Zweite Kammer des niederländi-
schen Parlaments. Seit 2010 Mit-
glied im Vorstand des niederländi-
schen Automobilclubs ANWB. Seit 
2009 politischer Referent für die 
PVV-Delegation im Europäischen 
Parlament. Seit 2010 Mitglied des 
Europäischen Parlaments für die 
PVV. Fraktionslos. Ausschüsse: 
Haushaltskontrolle (Stellvertreter), 
Haushalt (Mitglied).

Barry Madlener

*06.01.1969 in Leiden. 1990-2005 
Makler und Taxator. 2006-2009 
Mitglied der Zweiten Kammer des 
niederländischen Parlaments. Seit 
2009 Mitglied des Europäischen 
Parlaments. Fraktionslos. Seit den 
Wahlen zum niederländischen Par-
lament 2012 wieder nationaler Ab-
geordneter.

Laurence J.A.J. Stassen

*08.02.1971 in Sittard.1988-1991 
Europäische Universität Antwer-
pen. 1991-1995 Steinfabrik Nuth 
B.V., 1999-2008 Freiberufliche Mo-
deratorin bei TV-Limburg. Seit 2009 
Mitglied des Europäischen Parla-
ments. Fraktionslos. Ausschüsse: 
Industrie, Forschung und Energie 
(Stellvertreter), Auswärtige Angele-
genheiten (Mitglied).

Auke Zijlstra

*01.11.1964 in Joure. Studium der 
Wirtschaftswissenschaften in Gro-
ningen, Doktor der Wirtschaftswis-
senschaften. 1991 IKT-Projektleiter 
bei British American Tobacco. 2003 
politischer Mitarbeiter im Ministeri-
um für Innere Angelegenheiten und 
Angelegenheiten des Königreichs. 
Seit 2011 Mitglied des Europäi-
schen Parlaments. Fraktionslos. 
Ausschüsse: Wirtschaft und Wäh-
rung (Stellvertreter), Bürgerliche 
Freiheiten, Justiz und Inneres (Mit-
glied).
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Einer der größten rechtspopulistischen 
Gewinner bei den Europawahlen 2009 
war die „Partei für die Freiheit“ von Ge-
ert Wilders, die aus dem Stand 17 % 
der niederländischen Stimmen erreich-
te. Damit konnten vier Abgeordnete 
nach Brüssel geschickt werden: Lucas 
Hartong, Barry Madlener, Laurence 
Stassen und Daniël van der Stoep ver-
treten seit den letzten Wahlen die PVV 
als Fraktionslose im Europäischen Par-
lament. Van der Stoep war wegen einer 
Alkoholfahrt von seinem Mandat mit 
Wirkung zum 01. September 2011 zu-
rückgetreten. Zuvor erregte er mit einer 
über Twitter ausgesprochenen Kündi-
gung seines parlamentarischen Assis-
tenten für Aufmerksamkeit. Nachfol-
gend ist Auke Zijlstra, zuvor beschäftigt 
im niederländischen Innenministerium, 
in das Parlament eingezogen. Mittler-
weile ist van der Stoep wieder Mitglied 
des Parlaments, da den Niederlanden 
aufgrund des Inkrafttretens des Ver-
trags von Lissabon ein weiteres Mandat 
zustand. Er schloss sich jedoch nicht 
mehr der PVV Delegation an, sondern 
ist als unabhängiger Abgeordneter zur-
zeit fraktionslos. 

Angetreten war die PVV mit dem Slo-
gan „Für die Niederlande“ und richtete 
ihren Wahlkampf vor allem anhand ei-
ner angeblich drohenden Islamisierung 
Europas aus. Wilders kündigte kurz 
nach der Wahl an, die Schwerpunkte 
der Arbeit der PVV-Abgeordneten im 
Europäischen Parlament werden der 
Kampf gegen eine weitere europäi-
sche Integration und die Rückbesin-
nung auf eine reine Wirtschafts- und 

Währungsunion sein. Darüber hinaus 
sprach er sich für ein Ende der Mitglied-
schaft Rumäniens und Bulgariens aus 
und distanzierte sich gleichzeitig von 
dem französischen Front National oder 
der rumänischen Tudor-Partei, die als 
rechtsextrem abgelehnt würden.137 Wie 
bereits allgemein ausgeführt, können 
solche verbalen Distanzierungen nicht 
über tatsächliche personelle, ideologi-
sche und strukturelle Verbindungen hin-
wegtäuschen und sind als bloße öffent-
lichkeitswirksame Distanzierungen zum 
Zweck der De-Tabuisierung der PVV als 
Wahlalternative zu verstehen. Die Ab-
geordneten der PVV im Europäischen 
Parlament schlugen Geert Wilders für 
den Sacharow-Preis für geistige Frei-
heit (auch EU-Menschenrechtspreis) 
vor und warben dafür bei Abgeordneten 
anderer Parteien vergeblich um Unter-
stützung.

Innerhalb des parlamentarischen Be-
triebs fallen die Abgeordneten der PVV 
immer wieder mit unangemessenen 
und rassistisch geprägten Anfragen 
an den Parlamentspräsidenten, an die 
Europäische Kommission und den Rat 
auf. Im April 2011 sprach van der Sto-
ep im Plenum indirekt davon, dass es 
angemessen sei, Flüchtlingen die in 
Aufnahmelagern landeten, kein Wasser 
auszuhändigen.138 In Bezug auf Serbien 
und mit Verweis auf die Mitgliedsstaa-
ten Rumänien und Bulgarien sprach 
Barry Madlener in einer Anfrage an die 
Kommission: 

„When will the Commission be will-
ing to state that the EU has accept-

ed into its ranks too many poor, cor-
rupt countries which have a crime 
problem? When will the Commis-
sion decide that enough is enough 
and put its passion for enlargement 
behind it?”139 

In einer anderen schriftlichen Anfrage 
an die Kommission fragten Van der Sto-
ep und Madlener die Kommission:

“Teilt sie die Ansicht, dass die tür-
kische „Mavi Marmara“-Delegation 
und der iranische Präsident Ahma-
dinedschad perverse Kriegstreiber 
sind? Wenn nein, weshalb nicht?”140 

Nachdem die Kommission am 29. Sep-
tember 2011 ihre Entscheidung ver-
kündete, die Anzahl der delegierten 
nationalen Sachverständigen aus der 
Türkei von zwei auf bis zu acht zu erhö-
hen, war dies für die PVV willkommener 
Anlass um gegen einen möglichen EU-
Beitritt der Türkei zu wettern:141 

„[…] Dass man Wölfe im Schafspelz 
bei uns hereinlässt, ist ein trauriger 
Tiefpunkt bei den Verhandlungen, 
die im Augenblick ohnedies keiner-
lei Erfolgschancen haben. Die Ver-
handlungen sollten endgültig abge-
brochen und dieser dümmliche Plan 
der Kommission zurückgenommen 
werden.“ (Barry Madlener)

„Erdogan hat seine Maske abgelegt 
und sich in den vergangenen Mona-
ten als ein ganz ordinärer Kriegs-
treiber erwiesen. Aus der Reaktion 
der Europäischen Union gewinnt 

Patricia van der Kammen

*08.04.1972 in Heerlen. Studium 
im Fach Psychologie, Universität 
Tilburg (1999). Mitarbeiterin im wirt-
schaftlichen Bereich (Fürsorgestel-
le Südost-Brabant) (2001-2003), 
leitende Mitarbeiterin im Bereich 
Planung und Kontrolle (Universität 
Tilburg) (2003-2012). Mitglied der 
Provinzialstaaten Nord-Brabant 
(seit 2011).
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man den Eindruck, dass die Euro-
päische Kommission den Verstand 
verloren und dieses Trojanische 
Pferd des Islam in ihre Burg herein-
gelassen hat, indem sie jetzt den 
Türken das Recht einräumt, bei der 
Entwicklung von EU-Gesetzen mit-
zuwirken, die natürlich auch für die 
Niederlande Gültigkeit haben. Es 
ist Zeit, dass wir ein für allemal mit 
diesem Marionettentheater Schluss 
machen und den Türken sagen, 
dass sie in der Europäischen Union 
nicht willkommen sind. Nicht heute, 
nicht morgen. Niemals!“ (Geert Wil-
ders)

Tatsächlich sind bei der Kommission 
insgesamt 63 nationale ExpertInnen 
aus Nicht-EU-Ländern beschäftigt. Na-
tionale Sachverständige können für 
maximal vier Jahre bei der Kommissi-
on bleiben, ihre Gehälter werden vom 
entsendenden Staat bezahlt. Laut Kom-
missions-Beschluss von Dezember 

2008 soll sich die Kommission „durch 
die Abordnung nationaler Sachverstän-
diger […], besonders in Bereichen, in 
denen entsprechende Fachkenntnisse 
nicht ohne Weiteres verfügbar sind, den 
Sachverstand und die Erfahrung hoch-
qualifizierter Experten zunutze machen 
können.“142  

Diese dürfen keine Aufgaben der mitt-
leren oder höheren Führungsebene 
wahrnehmen, auch nicht in Vertretung. 
Bei genauerer Betrachtung kann also 
keine Rede davon sein, dass nun „den 
Türken“ das Recht eingeräumt wurde 
bei der Entwicklung von EU-Gesetzge-
bung mitzuwirken. Im Gegenteil unter-
liegt die Türkei seit 1996 dem europä-
ischen Wirtschaftsrecht und hat damit 
einen Teil seiner nationalen Souveräni-
tät abgegeben ohne gleichzeitig an den 
europäischen Entscheidungsprozessen 
beteiligt worden zu sein (Europa der 
zwei Geschwindigkeiten).

Länderbericht: 
Österreich

Verhältniswahlrecht mit verbun-
denen Bundes-; Landes- und Re-
gionallisten. Es gibt keine Wahlkrei-
se. Die Anzahl der Stimmen pro 
Partei regelt die Sitzverteilung im 
Parlament. 4 % Hürde.

Gesellschaftliche und politische 
Situation in Österreich

Eine gesellschaftliche Auseinanderset-
zung ab 1945 mit der Rolle Österreichs 
im Nationalsozialismus und der Beteili-
gung am Holocaust blieb, trotz offiziel-
ler Entnazifizierungspolitik der Alliierten, 
größtenteils aus. Etwa ein Drittel der 
ÖsterreicherInnen waren aktiv mit dem 
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NS-Regime verbunden.143 Auch wenn 
eine Neugründung der NSDAP und ähn-
licher Organisationen verboten wurde, 
war die von den Alliierten beschlosse-
ne Entnazifizierungspolitik größtenteils 
oberflächig und symbolisch. Bereits 
1948 entstand der Verband der Un-
abhängigen (VdU), der sich vor allem 
als Auffangbecken für ehemalige NS-
DAP-Mitglieder und Heimatvertriebene 
verstand. Bei den ersten Nationalrats-
wahlen nach dem Krieg im Jahr 1949 
entfielen die Mehrheit der Stimmen an 
die Österreichische Volkspartei (ÖVP; 
44 %), gefolgt von der Sozialistischen 
Partei Österreichs (SPÖ, später Sozial-
demokratische Partei; 38,7 %) und als 
drittstärkste Kraft der VdU (11,7 %). Da 
die breite Mehrheit der Bevölkerung den 
„Anschluss“ Österreichs 1938 an das 
deutsche NS-Regime unterstütze oder 
zumindest damit sympathisierte, spiel-
ten die ÖVP und die SPÖ die Täterrolle 
Österreichs in den Wahlkämpfen nach 
dem Zweiten Weltkrieg herunter, um 
keine potentiellen WählerInnen abzu-
schrecken.144 In der Nachkriegs-Öffent-
lichkeit prägte das Bild von Österreich 
als erstes Opfer der Nationalsozialisten 
(der sog. Opfermythos) die Eigen- und 
Fremdwahrnehmung. 1954 gründete 
sich die Kameradschaft IV der Waffen-
SS (K IV), bestehend aus ehemaligen 
Mitgliedern der Waffen-SS und ihnen 
nahestehenden Personen, die bis heu-
te eindeutig rechtsextreme Positionen 
vertritt. Wegen innerer Zerwürfnisse 
und Richtungsstreitigkeiten ging 1956 
aus dem VdU die Freiheitliche Partei 
Österreichs (FPÖ) hervor. Schon der 
erster Parteiobmann (Parteivorsitzen-

de), Anton Reinthaller, ein ehemaliger 
SS-Brigadeführer und bis 1945 Reichs-
tagsabgeordneter, vertrat die dezidiert 
deutschnationale Ausrichtung der Par-
tei. Nachfolgend wurde Friedrich Peter, 
ein Angehöriger der I. SS-Infantriebriga-
de, Parteiobmann. Er machte aus sei-
ner Weltanschauung kein Geheimnis: 

„Ich bin nicht jenen zuzuzählen, die 
angeblich gezwungen wurden, son-
dern ich bekenne mich auch heute 
dazu, daß ich damals freiwillig zur 
SS gegangen bin, denn das Vater-
land war für uns Junge des Donau-
raumes nur Deutschland.“145 

Unter Peter versuchte sich die FPÖ ab 
1960 ein liberaleres Image zu geben 
um dadurch für größere Wählerschich-
ten attraktiv zu werden. Dieser Libe-
ralisierungskurs führte schließlich zu 
einigen Austritten aus der FPÖ und zur 
Gründung der Nationaldemokratischen 
Partei (NDP; verboten 1988). Zwar er-
reichte die FPÖ Anfang der 1960er Jah-
re bei Wahlen 7-8 %, ab 1966 bis 1983 
verharrte sie jedoch zumeist bei 5,5-6 
%. Trotz des schlechten Abschneidens 
bei der Wahl 1983 mit 5,0 % war die 
FPÖ erstmals in einer Regierungsko-
alition mit der ÖVP vertreten. Erst die 
vornehmlich durch Burschenschaftler 
forcierte Übernahme des Parteivorsit-
zes durch Jörg Haider markierte den 
Wendepunkt. Fortan konnte die FPÖ 
ihre Zustimmung bei Wahlen kontinuier-
lich ausbauen: Bereits 1986 errang sie 
9,7 % und baute ihre Erfolge bis 1999 
auf knapp 27 % (52 Nationalrastmanda-
te) der WählerInnenstimmen aus. Von 

1999 bis 2002 war sie als zweitstärkste 
Kraft im Parlament in einer Koalition mit 
der ÖVP an der Regierung beteiligt und 
stellte die Vizekanzlerin. Die Wahlerfol-
ge können maßgeblich auf die Person 
Jörg Haiders zurückgeführt werden. Mit 
seiner Wahl als Parteiobmann wandte 
sich die FPÖ von ihrem liberalen Pro-
gramm ab und vertrat wieder eine de-
zidiert deutschnationale Ausrichtung 
unter Integration des rechtsextremen 
Flügels. So kehrten auch viele NDP 
Mitglieder wieder zur FPÖ zurück. Die-
se Rückkehrbewegungen und die all-
gemeinen Erfolge drückten sich auch 
in der Mitgliederstatistik aus: hatte die 
Partei im Jahr 1986 noch rund 37.000 
Mitglieder, waren es im Jahr 2000 be-
reits 53.000.146 Haider hetzte in seinen 
Wahlkämpfen gegen „Ausländer“, lobte 
die „ordentliche Beschäftigungspolitik“ 
des Dritten Reiches und sympathisierte 
offen mit verbrecherischen Organisatio-
nen des NS. So sprach er 1995 vor ehe-
maligen Angehörigen der Waffen-SS in 
Krumpendorf:

„Es ist gut, daß es in der Welt noch 
anständige Menschen gibt, die ei-
nen Charakter haben, die auch bei 
größtem Gegenwind zu ihrer Über-
zeugung stehen und ihrer Überzeu-
gung bis heute treu geblieben sind.“

Haider trat im Jahr 2000 von seinem Amt 
als Vorsitzender zurück. Wegen interner 
Streitigkeiten innerhalb der FPÖ (Knit-
telfelder Putsch) zerbrach die Regie-
rungskoalition 2002. Bei den folgenden 
Neuwahlen erreichte die FPÖ nunmehr 
nur noch 10 % der Stimmen (18 Nati-

onalratsmandate). Es reichte dennoch 
für eine erneute Koalition mit der ÖVP. 
Nach internen Auseinandersetzungen 
wegen ausbleibender Erfolge bei Re-
gionalwahlen im März 2005 gründete 
sich vornehmlich auf Betreiben Haiders 
die Partei Bündnis Zukunft Österreich 
(BZÖ) deren Vorsitz er bis 2006 über-
nahm (erneut 2008 für einen Monat bis 
zu seinem Tod). Bei den letzten Natio-
nalratswahlen 2008 erreichten die SPÖ 
29,3 %, die ÖVP 26 %, die FPÖ 17,5 % 
und die BZÖ 10,7 % der Stimmen. Die 
SPÖ einigte sich mit der ÖVP auf die 
Bildung einer Großen Koalition.

Der österreichische Nationalismus ori-
entiert sich vor allem an Deutschland 
und einer deutschnationalen Identität. 
147 Im Gegensatz zur Nachkriegszeit 
wird heute jedoch kein „Anschluss“ Ös-
terreichs an Deutschland mehr gefor-
dert. Auch wird nicht mehr offen gegen 
„die Juden“ als Feindbilder gehetzt. An 
ihre Stelle sind nunmehr „die Ausländer“ 
(vornehmlich Muslime) getreten. Die 
FPÖ und das BZÖ bewegen sich mit 
ihren rassistischen Wahlkämpfen und 
verbalen Entgleisungen als Rechtspo-
pulistInnen in einer „rechtsextremen 
Grauzone“. Vor allem die vergleichswei-
se häufigen Regierungsbeteiligungen 
haben dabei ihre Spuren im politischen 
Alltag hinterlassen, wie der Politikwis-
senschaftler Pelinka betont:

„But the government institutions are 
not really able to take care of the 
gray zone – because certain ele-
ments of the gray zone have be-
come intermingled with the govern-
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Das Europäische Parlament
Österreich

Andreas Mölzer

*02.12.1952 in Leoben. Studium 
der Rechtswissenschaften, Ge-
schichte und Volkskunde. 1979 
bis 1981 Assistent an rechtshisto-
rischen Instituten. Chefredakteur 
der „Kärntner Nachrichten“ (1982-
1990). Seit 1990 Geschäftsführen-
der Gesellschafter des Instituts für 
Sozialpolitische Studien/Edition K3, 

Verlags- und Beratungs-GmbH. 
Grundsatzreferent der FPÖ (1991-
1994). Vorsitzender der Freiheitli-
chen Akademie (1991-1994). 1991-
1994 Mitglied des Österreichischen 
Bundesrats. Seit 1997 Mitheraus-
geber und Chefredakteur der Wo-
chenzeitung „Zur Zeit“. Kolumnist 
der Tageszeitungen „Die Presse“ 
und der „Neuen Kronen Zeitung“. 
1999-2002 Kulturbeauftragter des 
Landes Kärnten. Buchautor. Seit 
2004 Mitglied des Europäischen 
Parlaments. Fraktionslos. Aus-
schüsse: Konstitutionelle Fragen 
(Stellvertreter), Auswärtige Angele-
genheiten (Mitglied).

Franz Obermayer

*25.05.1952 in Linz. Seit 2009 Mit-
glied im Europäischen Parlament. 
Fraktionslos. Ausschüsse: Beschäf-
tigung und soziale Angelegenheiten 
(Stellvertreter), Ausschuss für Bin-
nenmarkt und Verbraucherschutz 
(Mitglied).

ment. This is a result of alliances, 
but also the consequence of elec-
toral strategies which – in doubt – 
do not hesitate to pander to specific 
(e.g., anti-immigrant) prejudices.“148 

Die FPÖ gerät immer wieder wegen 
Verbindungen ihrer Abgeordneten in die 

rechtsextreme Szene in den Fokus der 
Aufmerksamkeit. Die der FPÖ naheste-
hende studentische Organisation Ring 
Freiheitlicher Studenten gerät ebenfalls 
regelmäßig mit rechtsextremen Aktivitä-
ten in den medialen Fokus. Viele FPÖ-
Funktionäre sind Mitglied in rechtsext-
remen Burschenschaften.149  

Die FPÖ erreichte bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament 13,1 % der ös-
terreichischen Stimmen. Andreas Möl-
zer und Franz Obermayr sind seitdem 
als Fraktionslose im Parlament vertre-
ten. Der Wahlkampf wurde mit Parolen 
wie “Echte Volksvertreter statt EU-Ver-
räter”, “Unser Kurs ist klar: Abendland in 
Christenhand” oder “Für Österreich da, 
statt für EU & Finanzmafia” geführt.150  

Auch wenn die eigenen Erwartungen 
nicht erfüllt wurden, konnte die FPÖ ihre 
Stimmen im Vergleich zu 2004 mehr als 
verdoppeln.

Mölzer ist dem deutschnationalen Flü-
gel der FPÖ zuzurechnen und seit 2004 
Abgeordneter des Europäischen Parla-
ments. Er ist Mitherausgeber und Re-
dakteur der Wochenzeitung „Zur Zeit“. 
Die rechtskonservative und deutschna-

tional ausgerichtete Zeitung steht, trotz 
zum Teil auch deutlicher Kritik, der FPÖ 
nahe. Mölzer ist Herausgeber und Au-
tor mehrere Bücher, verfasst regelmä-
ßig Zeitungskolumnen und war an ver-
schiedenen Film-Produktionen beteiligt. 
1987 wurde er wegen Verbreitung von 
NS-Gedankengut in seiner Funktion als 
Chefredakteur der Kärnter Nachrichten 
im Zuge eines Verwaltungsstrafver-
fahrens zu einer Geldstrafe verpflich-
tet. Mölzer, „Motor der eurorechten 
Ideologie“151, unterhält enge Kontakte 
zu weiteren rechtspopulistischen und 
rechtsextremen Parteien in Europa. Er 
organisierte internationale Kongresse 
mit VertreterInnen rechtsextremer und 
rechtspopulistischer Parteien, war maß-
geblich an der Initiierung der Fraktion 
„Identität, Tradition, Souveränität“ (ITS) 
im Jahr 2007 beteiligt und ist Mitglied 
im Vorstand der rechtspopulistischen 
Europapartei Europäische Allianz für 
Freiheit (EAF).152 2005 verweigerte 
Mölzer anlässlich des 60. Jahrestags 
der Befreiung von Auschwitz seine Zu-
stimmung zu einer Resolution des EU-
Parlaments gegen Antisemitismus und 
Fremdenfeindlichkeit. Er begründete 
seine Ablehnung mit der Behauptung, 
dass das heutige Österreich für diese 
Verbrechen nicht verantwortlich sei.153  
Die FPÖ zeichnet im Europäischen 
Parlament gemeinsame Erklärungen 
und Anfragen an die Präsidentschaft mit 
Abgeordneten des französischen Front 
National, der British National Party und 
der Großrumänienpartei. Sie hat wenig 
scheu, mit VertreterInnen des harten 
Kerns des rechtsextremen Spektrums 
wie der BNP zusammen zu arbeiten. 
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des 08. Mai 2002 in Wien, bei dem 
zahlreiche Rechtsextreme und rechts-
extreme Burschenschaftler den gefal-
lenen Soldaten des Zweiten Weltkriegs 
gedachten.155 Die im Wiener Korporati-
onsring zusammengeschlossenen Ver-
bindungen unter dem damaligen Vorsitz 
der rechtsextremen und revisionisti-
schen Burschenschaft Olympia trauern 
alljährlich der „totalen Niederlage“ des 
Zweiten Weltkriegs. Die Olympia be-
zeichnete in ihrer „Festschrift“ zum 08. 
Mai das Verbot der Leugnung des Ho-
locaust als „Rückfall in eine längst über-
wunden geglaubte Zeit der geistigen 
Unfreiheit“. Weiter heißt es:

„Wenn ein Deutscher über einzelne 
‚sensible‘ Fragen der Geschichte 
nur in den von den Umerziehern 
und ihren deutschen Helfern vorge-
gebenen Bahnen denken und spre-
chen darf, stellt dies eindeutig einen 
Mangel an Meinungs- und Redefrei-
heit und somit auch ein Fehlen der 
Freiheit der Wissenschaft und ihrer 
Lehre dar.“156 

Auch in der deutschen rechtsextremen 
Szene wird zum 08. Mai mobilisiert:

„Das große Ringen um die Frei-
heit unseres Volkes endete mit der 
Kapitulation der deutschen Wehr-
macht. [...] Von den Besatzern ein-
gesetzte Verräter am eigenen Volk 
sind dabei, die Opfer unseres Vol-
kes zu verhöhnen, die Ehre unserer 
tapferen Soldaten zu beschmutzen 
und letztlich die Seele unseres Vol-
kes zu zerstören. Der 8. Mai ist nun-

Mölzer unterhält enge Kontakte auch 
in die deutsche rechtsextreme und 
rechtspopulistische Szene. 

Für den bekennenden Burschenschaft-
ler Mölzer befinde sich die westliche 
Welt in einem Verteidigungskampf ge-
gen den Islamismus. Das politisch-so-
ziale Gefüge der westlichen Länder sei 
zu verteidigen. So passt es auch, wenn 
er die Flüchtlingsbewegungen über das 
Mittelmeer Richtung Europa als plan-
voll gesteuerten Prozess umdeutet: Die 
Flüchtlinge würden einen heiligen Krieg 
für den Islam führen, welcher von den 
höchsten religiös-ideologischen Instan-
zen und den nationalen Machthabern 
strategisch geplant, unterstützt und mit 
entsprechender Logistik ausgestattet, 
vorangetrieben würden.154 Ziel sei eine 
schon in vollem Gange befindliche ‚Um-
volkung‘ und damit der Versuch, eine 
muslimische Mehrheit in der europäi-
schen Bevölkerung zu stellen. Aktiv ar-
beitet Mölzer an der Verbreitung seines 
Weltbildes im Europäischen Parlament: 
er ist in Bezug auf die reine Anzahl von 
Anfragen, Anträge und Reden im Ple-
num einer der aktivsten Abgeordneten 
im Parlament überhaupt. Im Gegensatz 
zu seinen niederländischen Kollegen 
der PVV gibt er sich aber sachlich im 
Ton und ideologisch unaufgeregt. Möl-
zer war an der Fahrt zum Yasukuni-
Schrein beteiligt (siehe Länderbericht 
Frankreich). 

Franz Obermayr ist seit 2009 Mitglied 
des Europäischen Parlaments. Ober-
mayr, damals noch Linzer Vizebürger-
meister, sprach zum „Totengedenken“ 

mehr zum Tag der Ehre gemacht 
worden. Wenn die Verräter am 8. 
Mai die Niederlage des deutschen 
Volkes feiern, werden wir mit unse-
rem Ehrendienst auch an diesem 
Tag den nationalen Widerstand ins 
Volk tragen!“157 

Neben Obermayr beteiligten sich auch 
einige andere FPÖ-Abgeordnete an der 
Veranstaltung, unter ihnen H. C. Stra-
che und Jörg Haider. Obermayr hetzt 
im Europäischen Parlament vor allem 
gegen Flüchtlinge und Asylsuchende, 
sowie gegen die Europäische Union 
insgesamt. So kommentierte er die 
Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EuGH), 
welcher ein italienisches Gesetz kippte, 
welches den illegalisierten Aufenthalt in 
Italien zu einer Straftat machen wollte:

„In diesen Entscheidungen zeige 
sich das wahre Gesicht jener Alt-
68er, die in Straßburg und Luxem-

burg Urteile fällen. Offensichtlich 
soll die Europäische Union sukzes-
sive zum Einwandererparadies um-
gestaltet werden.“158 

Die alltäglichen Folgen für illegalisierte 
Menschen (fehlende Rechtsansprüche, 
keine Kranken- und Sozialversicherung, 
etc.) werden von der FPÖ zu Gunsten 
einer reinen rechtspopulistischen Het-
ze im Kampf um WählerInnenstimmen 
verschwiegen. Die Entscheidung des 
Gerichts, die Möglichkeit der freiwilligen 
Ausreise für Menschen ohne Papie-
re binnen einer bestimmten Frist ohne 
gleichzeitige Haft/Geldstrafe zu erhal-
ten, wird von der FPÖ populistisch um-
gedeutet.

Aufgrund des Inkrafttretens des Lissa-
bon-Vertrags ist seit Dezember 2011 
auch ein Abgeordneter der BZÖ, Ewald 
Stadler, ins Europäische Parlament ein-
gezogen.
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Gesellschaftliche und politische 
Situation in Rumänien

Nach dem Ende der Ceauşescu-Ära 
und den politischen und gesellschaft-
lichen Umbrüchen 1989, bildeten sich 
auch in Rumänien wieder rechtsextre-
me und ultranationalistische Gruppen 
und Parteien. Die ultranationalistische 
und ungarnfeindliche Partei der Ru-
mänischen Nationalen Einheit (PUNR) 
wurde im Mai 1990 gegründet und war 
in den folgenden Jahren die bedeu-
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Verhältniswahlrecht. 
5 % Hürde.

tendste rechtsextreme Partei Rumäni-
ens.159 1992 erreichte PUNR mit 7,9 % 
der Stimmen 30 Sitze in der Abgeordne-
tenkammer und mit 8,1 % der Stimmen 
14 Sitze im Senat. Die PUNR war zwi-
schen 1992 und 1996 an der Regierung 
als Juniorpartner beteiligt. Während ih-
rer Regierungszeit kam es zu heftigen 
Übergriffen auf Roma. Zum Teil war die 
Polizei daran beteiligt, zum Teil ging sie 
gegen die Übergriffe nicht konsequent 
genug vor. Ab 1997 sank die Popularität 
der PUNR kontinuierlich. Seit den Wah-
len im Jahr 2000 war die Partei nicht 
mehr im Parlament vertreten und ging 
letztlich Anfang 2006 in der Konservati-
ven Partei (PC) auf. 

Die bis heute erfolgreichste rechtsextre-
me Partei ist die 1991 gegründete Parti-
dul România Mare (PRM; dt. Großrumä-
nien-Partei). Die aus der gleichnamigen 
Zeitschrift hervorgegangene PRM ist 
eng verknüpft mit ihrem Vorsitzenden 
und Gründer Corneliu Vadim Tudor. Tu-
dor, regimetreuer Journalist und Lyriker 
in der Ceauşescu-Ära, war von 1992 bis 
2008 Mitglied des rumänischen Senats 
und mehrfach Präsidentschaftskandi-
dat. Das Hauptziel der PRM ist die Wie-
derherstellung Großrumäniens, zu ihren 
Feindbildern gehören UngarInnen, Ju-
den und Jüdinnen, Homosexuelle und 
Roma. In den 1990er Jahren erreichte 
die Partei bei Wahlen zwischen 4 – 4,5 
% der Stimmen. Der Durchbruch gelang 
ihr erst bei den Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen im Jahr 2000. Mit 21 
% (Senat) bzw. 19,5 % (Parlament) der 
Stimmen wurde sie zur zweitstärksten 
Kraft im Parlament. Bei den Präsident-

schaftswahlen erhielt Tudor im ersten 
Wahlgang 28,3 % und im Zweiten spek-
takuläre 33,2 %, auch wenn er letztlich 
nicht die erforderliche Mehrheit gegen 
den sozialdemokratischen Kandidaten 
erhielt. In ihrem Wahlkampf erklärte die 
Partei die UngarInnen nicht mehr zur 
Hauptgefahr für Rumänien, sondern 
rückten die Roma ins Zentrum ihrer 
xenophoben Agitation. Im Jahr zuvor 
war die PRM maßgeblich an einem ver-
suchten Staatsstreich unter Beteiligung 
von 12.000 MinenarbeiterInnen und ge-
waltsamen Auseinandersetzungen mit 
der Polizei beteiligt.160  

Seit diesem Höhepunkt der Zustimmung 
bei Wahlen hat der Erfolg in den kom-
menden Jahren deutlich nachgelassen. 
Zurzeit ist die PRM nicht im nationalen 
Parlament vertreten. Erwähnenswert 
sind Kontakte zu rechtsextremen Orga-
nisationen wie der Liga Marshall Anto-
nescu (LMA), eine 1990 gegründete Or-
ganisation zur Rehabilitierung von Ion 
Antonescu. In Antonescus Regierungs-
zeit (1940 – 1944) starben mindestens 
150.000 Jüdinnen und Juden und zehn-
tausende von Roma. Weitere ultranati-
onalistische Parteien wie die Partei der 
Neuen Generation (PNG; Partidul Noua 
Generație), gegründet im Jahr 2000, 
sind ohne nennenswerten parlamenta-
rischen Einfluss in Rumänien. Dessen 
ungeachtet wurde der PNG-Parteivor-
sitzende George Becali 2009 ins Euro-
päische Parlament gewählt (siehe un-
ten). Die PNG übernahm im Wahlkampf 
2004 einen Slogan der faschistischen 
und antisemitischen „Eisernen Garde“ 
der 1930er und 1940er Jahre.161 
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Darüber hinaus existieren einige nicht-
parteiförmige Organisationen wie die 
ultranationalistische Neue Rechte (ND; 
Noua Dreaptă), die sich positiv auf die 
Eiserne Garde beziehen und enge Kon-
takte zur deutschen NPD pflegen. Die 
ND propagiert die Wiederherstellung 
Großrumäniens und hetzt gegen Ho-
mosexuelle, Roma und Jüdinnen und 
Juden. So heißt es in einem program-
matischen Text der ND:

„Wir sind Zeugen eines nationalen 
Erwachens. Wir wollen nichts mehr 
von einer Romasprache hören, kei-
ne gebogenen Nasen und bläuli-
chen Lippen mehr sehen“ 162

Aus diesem Umfeld kommt es auch im-
mer wieder zu gewalttätigen Übergrif-
fen, wie auf die Gay-Pride Parade  in 
Bukarest. 

In der rumänischen Politik und Öffent-
lichkeit fand nach 1989 eine Aufarbei-
tung der Rolle Rumäniens im Holocaust  
kaum statt. Noch im Jahr 1991 fand 
im Parlament eine Schweigeminute zu 
Ehren Antonescus statt. Erst die Arbeit 
der „Internationalen Kommission zur 
Erforschung des Holocaust in Rumä-
nien“ (auch Wiesel-Kommission), die 
2004 in ihrem Abschlussbericht eine 

vorsätzliche Beteiligung Rumäniens am 
Holocaust konstatierte, führte zu einer 
offiziell-staatlichen Anerkennung der 
rumänischen Schuld. Geschichtsrevisi-
onistische Aussagen und Einstellungen 
sind weiterhin weit verbreitet: Im Juni 
2006 lobte der rumänische Präsident 
Basescu die Beteiligung Rumäniens an 
der deutschen Offensive gegen Russ-
land 1941163; im März 2012 behauptete 
Dana Sova, Senator und Sprecher der 
Sozialdemokratischen Partei (PSD), 
dass Jüdinnen und Juden in Rumänien 
nicht zu leiden gehabt hätten und leug-
nete die rumänische Beteiligung am 
Holocaust.164  Bemerkenswert ist die 
enge Verstrickung rumänischer Rechts-
extremistInnen mit Unternehmen:

„The most important sources of ul-
tra-nationalist funding are the busi-
nesses of nationalists, who control 
financial, economic, and commer-
cial activities directly benefiting from 
the high level of corruption.”165 

Die Themen der Rechtsextremen in Ru-
mänien sind vor allem anti-ungarische 
und antiziganistische Ressentiments, 
revisionistische nationalistische Nost-
algie und die Belebung rechtsextremer 
politischer Traditionen der Zwischen-
kriegszeit wie die der Eisernen Garde.166  

Das Europäische Parlament
Rumänien

George Becali

*25.06.1958 in Braila. 2000-2003 
Manager des FC Steaua Bukarest. 
Seit 2003 Besitzer des FC Steaua 
Bukarest. Mehrheitsaktionär ver-
schiedener Unternehmen und Im-
mobilieninvestor. Seit 2004 Vorsit-
zender der Christdemokratischen 
Partei „Neue Generation“. 2004 
rumänischer Präsidentschaftskan-
didat. 2007 Kandidat der Christde-
mokratischen Partei „Neue Gene-
ration“ für die Kommunalwahlen. 
Gründungsmitglied und Vorstands-
vorsitzender der Stiftung „Pentru 
Dumneavoastră Doamnă“ und der 
christlichen Stiftung „George Beca-
li“. UN-Beauftragter für Rumänien 
2008. Seit 2009 Mitglied des Eu-
ropäischen Parlaments. Fraktions-
los. Ausschüsse: Rechtsausschuss 
(Stellvertreter). Internationaler Han-
del (Mitglied).

Corneliu Vadim Tudor

*28.11.1949 in Bukarest. Studium 
der Soziologie an der Universi-
tät Bukarest. 2003 Doktortitel der 
Fakultät für Geschichte, Craiova, 
Rumänien. Seit 1991 Vorsitzender 
der  Großrumänien-Partei (Partidul 
România Mare). 1992-2008 Se-
natsmitglied des rumänischen Par-
laments. 1992-1996 Sekretär des 
Senats. 2004-2008 Vizepräsident 
des rumänischen Senats. Autor und 
Journalist. Mitglied des Europäi-
schen Parlaments seit 2009. Frak-
tionslos. Ausschüsse: Auswärtige 
Angelegenheiten (Stellvertreter), 
Kultur und Bildung (Mitglied).
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Bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament erreichte die PRM 8,7 % der 
WählerInnenstimmen und konnte damit 
zwei Abgeordnete, Corneliu Vadim Tu-
dor und George Becali, als Fraktions-
lose ins Parlament entsenden. Tudor – 
Träger des  Verdienstordens „Stern von 
Rumänien“, der höchsten Auszeich-
nung Rumäniens – war von 1992 bis 
2008 Senatsmitglied im rumänischen 
Parlament und dabei zwischen 2004 
und 2008 Vizepräsident des Senats. Tu-
dor äußert sich immer wieder gegen Jü-
dinnen und Juden, Roma, UngarInnen 
und JournalistInnen. In der Vergangen-
heit forderte er gar die “Liquidierung von 
Zigeunern”, die Errichtung von Lagern 
für die ungarische Minderheit und die 
Wiedereinführung der Todesstrafe.167 
1998 schlug er vor:

„Gypsies who will not go to work 
(…) will be sent to work camps“168 

Nach Protesten von Roma-Gruppen 
und NGOs fügte er hinzu:

„We are not interested in the Gyp-
sies. All [of them] should be sent to 
jail. There is no other solution.”169 

Wie ausgeführt brachten die Wahlen im 
Jahr 2000 Tudor und seiner Partei den 
politischen Durchbruch. Während des 
Wahlkampfes äußerte er sich im Fern-
sehen über die „Typologie der Roma-
Mafia“: 

„They attack as a group, control the 
markets, and the only reason why 
they do not rape their children and 

parents is that they are too busy ra-
ping ours.“170  

2002 sprach Tudor, zusammen mit dem 
sozialdemokratischen Senator Adrian 
Paunescu und dem ehemaligen Jus-
tizminister und Liberalen Quintus, da-
von, dass Rumänien keine Schuld am 
Holocaust habe und jemand ein Inte-
resse daran hätte, dass rumänische 
Volk als kriminell darzustellen.171  Im 
gleichen Jahr wurde dem rumänischen 
TV-Sender OTV die Lizenz wegen ei-
nes Interviews mit Tudor und der darin 
enthaltenen Anstiftung zur Hetze gegen 
Juden, Roma und sexuelle Minderhei-
ten entzogen. Seinen antisemitischen 
und antiziganistischen Auslassungen, 
die mal mehr und mal weniger offen 
bzw. codiert eine angebliche jüdische 
Verschwörung oder den kriminellen 
Charakter von Roma anmahnen, folg-
te im Jahr 2004 eine bemerkenswerte 
öffentliche Distanzierung: Tudor habe 
sich vom Antisemiten zum Philose-
miten gewandelt. Darüber hinaus en-
gagierte er eine israelische PR-Firma 
zur Organisation seines Wahlkampfes. 
Arad Communications, welche auch 
für die Yad Vashem Gedenkstätte in 
Jerusalem arbeiteten, zog sich später 
von dem Auftrag mit der Begründung 
zurück, dass es sich in der Tat um eine 
antisemitische Partei handele.172  Dass 
es sich bei der öffentlichkeitswirksa-
men Wandlung vom Antisemiten zum 
Philosemiten schlicht um eine leicht zu 
durchschauende Wahlkampftaktik han-
delte, beweisen bereits die von Tudor 
herausgegebenen antisemitischen Tex-
te in der Zeitung România Mare. Diese 

erschienen nach seiner angeblichen 
Läuterung.173

George Becali ist Mitglied der ultrakon-
servativen und nationalistischen Partei 
PNG und wurde über die Liste der PRM 
ins Europäische Parlament gewählt. 
Bei den im gleichen Jahr stattfinden-
den Präsidentschaftswahlen erreichte 
Becali 1,9 % der WählerInnenstimmen. 
Der Unternehmer, Besitzer eines Fuß-
ballvereins und „bizarrste Politiker, den 
Rumänien seit Ceausescu hervorge-
bracht hat“ (Deutschlandradio) wurde 
in den 1990er Jahren durch Immobi-
liengeschäfte reich, später ermittelte 
die Staatsanwaltschaft wegen einiger 
dieser Geschäfte aus den 1990er Jah-
ren gegen ihn.174  2009 wurde er wegen 
Anstiftung und Mittäterschaft zur Frei-
heitsberaubung angeklagt. Nachdem 
sein Auto gestohlen wurde, misshandel-
ten seine Bodyguards stundenlang die 
vermeintlichen Täter um ein Geständnis 
zu erzwingen. Während der 2-wöchigen 
Untersuchungshaft wurde Becali auf die 
KandidatInnenliste der PRM gesetzt, 
durfte nach seiner Wahl zunächst aber 
auf Anordnung eines Strafgerichts Ru-
mänien nicht verlassen. Nach mehreren 
abgewiesenen Berufungen wurde ihm 
wieder Reisefreiheit gewährt, kurze Zeit 
später die Anklagen gegen ihn fallen ge-
lassen.175  Wegen Immobiliengeschäf-
ten zwischen 2004 und 2008 wurde er 
im Jahr 2010 zu einer Strafzahlung von 
3,3 Millionen Euro verurteilt.176 Über sei-
ne erste Kandidatur zum Europäischen 
Parlament und sein Verhältnis zu Eu-
ropa befragt, antwortete Becali im Jahr 
2007:



Garde übernommen. Im rumänischen 
Fernsehen rief er zur Heiligsprechung 
von Corneliu Zelea Codreanu auf, dem 
Führer der 1927 gegründeten antisemi-
tischen Gruppierung Legion Erzengel 
Michael, später ging hieraus die Eiser-
ne Garde hervor. Seine Weltanschau-
ung ist durchzogen von christlichen Er-
lösungsvorstellungen, sich selbst sieht 
er in einer Mission, den Gottesglauben 
zurück in die Politik zu bringen. Vom Ta-
gesspiegel gefragt, warum er an seinen 
politischen Erfolg glaube, antwortete 
Becali im Jahr 2008:

„Weil ich der stärkste und mächtigs-
te Mann Rumäniens bin. Insgesamt 
gesehen. Ökonomisch, politisch, 
geistig. Mein Alter und sogar mein 
Aussehen, denn ich sehe ja stärker 
aus als andere Politiker, all das zu-
sammengenommen sind die Tugen-
den, die mir Gott gegeben hat. Ich 
bin imstande, mich aufzuopfern.“179 
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Gesellschaftliche und politische 
Situation in der Slowakei

Auch in der Slowakei gründeten sich 
nach dem Systemwechsel 1989/90 
wieder rechtsextreme Parteien, wie 
die Slovenska L´udová Strana (SL´S; 
dt. Slowakische Volkspartei). Die in ih-
rem Wirken traditionalistisch agierende 
SL´S blieb jedoch ohne nennenswerte 
Wahlerfolge und parlamentarisch be-
deutungslos. Ebenfalls weitestgehend 
ohne Einfluss blieb die 1991 gegründe-

te Slovenska Národná Jednota (SNJ; 
dt. Slowakische Nationalunion), die je-
doch einen wichtigen Sammelpunkt für 
Skinheads darstellt. Die 1989 gegrün-
dete ultranationalistische Slovenska na-
rodná strana (SNS; dt. Slowakische Na-
tionalpartei) konnte hingegen langfristig 
WählerInnenstimmen an sich binden 
und parlamentarischen Einfluss entfal-
ten. Bei den ersten Parlamentswahlen 
1990 konnte die SNS 13,9 % der Wäh-
lerInnenstimmen auf sich vereinen und 
damit 22 Abgeordnete ins Parlament 
entsenden. Auch wenn die SNS bis auf 
eine Ausnahme im Jahr 2006 (11,7 %) 
nur noch einstellige Wahlergebnisse er-
reichte und bei den Wahlen 2002 (mit 
3,3 %)  und 2012 (mit 4,6 %) nicht die 
erforderliche 5 %-Hürde übersprang, 
war sie insgesamt dreimal Bestandteil 
einer Regierungskoalition. Von 1992 bis 
1998 war sie an zwei Regierungen als 
Juniorpartner zusammen mit der nati-
onalkonservativen Bewegung für eine 
demokratische Slowakei (HZDS)  be-
teiligt. Zwischen 2006 und 2010 stellte 
die SNS mit der sozialdemokratischen 
SMER – sociálna demokracia (SMER) 
die Regierung, worauf die SMER für 
zwei Jahre aus der Europapartei Sozi-
aldemokratische Partei Europas (SPE) 
suspendiert wurde. Der Mitbegründer 
und aktuelle Parteivorsitzende Ján 
Slota greift immer wieder auf faschis-
tische Losungen und Begriffe zurück 
und attackiert vor allem Roma und un-
garische Minderheiten. Er bezeichnete 
in der Vergangenheit Homosexuelle 
als „Schmutz“. Außerdem meinte er, 
es bedürfe „eines kleinen Hofes und 
einer langen Peitsche“ um Roma zu 
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Verhältniswahlrecht. 
5 % Hürde.

„Gott hat Völker gemacht, nicht ein 
einziges Volk. Wir sind Europäer, 
aber man soll sagen: rumänische 
Bürger, nicht: europäische Bürger. 
Das ist etwas Heiliges, was wir 
nicht ändern dürfen, sonst wird Gott 
uns vernichten. Das werde ich in 
Europa verbreiten. Und im Europa-
parlament in Brüssel werde ich die 
Frage stellen: Wer hat uns geschaf-
fen?!“177 

Becali stellt immer wieder ideologische 
Verbindungen zur faschistischen und 
antisemitischen Eisernen Garde her. 
So benutze er 2004 während seines 
ersten Wahlkampfes der PNG den Slo-
gan „Alles für das Vaterland“. Dies war 
der Name der Eisernen Garde während 
ihres Kampfes um die Macht von 1935 
bis 1940. Zudem versprach er ein „Ru-
mänien wie die Sonne am Himmel“ und 
wolle „im Dienste des Kreuzes und der 
Rumänenschaft“ arbeiten.178 Beide Pa-
rolen sind fast wörtlich von der Eisernen 
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„behandeln“ und drohte, Budapest mit 
„Panzern platt zu walzen“.180  Unga-
rInnen in der Slowakei sind für Slota 
Nachfahren „hässlicher, krummbeini-
ger und mongoloider Typen auf ekel-
haften Pferden“181  und „Krebs in dem 
Körper der slowakischen Nation“182. 
Slota, 1990 - 2006 Bürgermeister der 
nordwestslowakischen Stadt Zilina, 
sorgte für großes öffentliches Aufse-
hen, als er 2001 eine Gedenkplatte in 
Zilina dem Priester und Politiker Josef 
Tiso widmen ließ. Tiso war zwischen 
1939 und 1945 Staatspräsident der 
mit dem Deutschen Reich verbünde-
ten Ersten Slowakischen Republik und 
wurde 1947 wegen seiner Beteiligung 
an NS-Verbrechen hingerichtet.183 Ideo-
logisch mischt die SNS Elemente aus 
Populismus, Korporatismus und frem-
denfeindlichem Nationalismus.184 Sie 
verhinderte vor allem durch ihre Regie-
rungsbeteiligung in den 1990er Jahren 
eine Ausweitung der Rechte der unga-
rischen Minderheit in der Slowakei und 
versuchte durch Sprachgesetze den 
öffentlichen Gebrauch der ungarischen 
Sprache einzuschränken. Weiterhin 
erklärte das Parlament auf Antrag der 
SNS die Beneš-Dekrete, in denen auch 
die entschädigungslose Enteignung un-
garischen Eigentums festgeschrieben 
war, für unantastbar.185  Während die 
Partei zwischen 2006 und 2010 mit 9 
Sitzen im slowakischen Parlament in 
der Opposition vertreten war, konnte 

sie bei den vorgezogenen Neuwahlen 
2012 mit 4,6 % nicht die erforderliche 5 
% Hürde überschreiten. Als Grund dafür 
kann unter anderem Slotas wiederhol-
tes, in weiten Teilen der Öffentlichkeit 
als peinlich wahrgenommenes, betrun-
kenes Auftreten in der Öffentlichkeit 
genannt werden. Im Wahlkampf warb 
die Partei mit Großplakaten, die einen 
tätowierten, beleibten und halbnackten 
Roma zeigten. Darunter war zu lesen: 
„Damit wir nicht jene durchfüttern, die 
nicht arbeiten wollen.“186  

Weitere rechtsextreme und rechtspo-
pulistische Parteien sind die 2002 von 
der HZDS abgespaltene rechtspopu-
listische Hnutie za demokraciu (HZD; 
dt. Bewegung für Demokratie) und die 
1995 gegründete und 2006 durch das 
Oberste Gericht der Slowakei verbote-
ne neonazistische Slovenská pospoli-
tost - národná strana (dt. Slowakische 
Gemeinschaft – Nationale Partei). Dem 
Verbot vorausgegangen waren brutale 
Überfälle auf vermeintliche politische 
GegnerInnen, unter anderem starb ein 
21-jähriger Philosophiestudent, der we-
gen seiner langen Haare vom Täter als 
„Alternativer“ ausgemacht wurde. 2010 
gründete sich die Partei unter dem Na-
men Ľudová strana Naše Slovensko 
(ĽSNS; dt. Volkspartei Unsere Slowa-
kei) erneut. Sowohl die HZD als auch 
die ĽSNS sind ohne nennenswerten 
parlamentarischen Einfluss.

Das Europäische Parlament
Slowakei

Jaroslav Paska

*20.06.1954 in Banská Štiavnica. 
Studium der Architektur.1978-1985 
Architekt, Designer, Projektentwick-
ler. Seit 1985 auch Hochschullehrer. 
Seit 1999 Stellvertretender Vorsit-
zender der Slowakischen National-
partei (SNS). 1998-2002 Mitglied 
des Stadtbezirksrats von Bratisla-
va - Petržalka. Seit 2006 Mitglied 
des Stadtbezirksrats von Bratisla-

va - Nové Mesto. 1994-2002 und 
2006-2009 Abgeordneter des Na-
tionalrats der Slowakei. 1993-1994 
slowakischer Minister für Schulwe-
sen und Wissenschaft. 1998-2002 
Mitglied des Gemischten parlamen-
tarischen Ausschusses EU-Slowa-
kei. 2007-2009 Stellvertretender 
Vorsitzender der Europäischen 
Demokratischen Fraktion (EDG) in 
der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats. 1998-2002 
Mitglied der Ständigen Delegation 
des Nationalrats der Slowakei bei 
der Interparlamentarischen Union. 
Mitglied des Europäischen Parla-
ments seit 2009. Fraktion „Europa 
der Freiheit und der Demokratie“. 
Ausschüsse: Haushaltsausschuss 
(Stellvertreter), Ausschuss für regi-
onale Entwicklung (Stellvertreter), 
Petitionsausschuss (Stellvertreter). 
Industrie, Forschung und Energie 
(Mitglied).

Die SNS erreichte bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament 5,5 % der 
Stimmen und konnte damit einen Ab-
geordneten ins Parlament entsenden. 
Jaroslav Paška ist Mitglied und stellver-

tretender Vorsitzende der Fraktion „Eu-
ropa der Freiheit und der Demokratie“. 
Im Wahlkampf versuchte die SNS vor 
allem durch antiungarische Ressenti-
ments WählerInnen an sich zu binden. 
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Bei einer Wahlbeteiligung von 16,9 % 
sind die Wahlergebnisse jedoch wenig 
aussagekräftig für die tatsächlichen Zu-
stimmungsquoten. Die SNS arbeitet auf 
europapolitischer Ebene eng mit der 
FPÖ zusammen. So äußerte sich SNS-
Parteichef Slota nach einem Treffen 
mit FPÖ-Vorsitzenden Strache im März 
2011:

„Wir haben eine künftige Zusam-
menarbeit vereinbart, und zwar 
nicht nur auf Parteiebene, sondern 
auch im Europaparlament“187 

Inhaltliche Überschneidungen gebe es 
bei der Bekämpfung der unkontrollier-
ten Einwanderung sowie bei der Kritik 
an den Hilfsgeldern für Griechenland 
und Irland im Zuge der EU-Finanzkrie-
se. 

Jaroslav Paška, ehemaliger slowa-
kischer Minister für Schulwesen und 
Wissenschaft, ist einer der fleißigsten 
Redner im Parlament. Zurzeit belegt er 
mit 330 Reden im Plenum seit 2009 ins-
gesamt Platz 30 der von Votewatch.de 
(Stand: Mai 2012) vorgelegten Ranglis-
te. Auch wenn rein quantitative Statisti-
ken nichts über den tatsächlichen quali-
tativen Gehalt und die Wirkung solcher 
Tätigkeiten aussagt, so feierte der SNS 
bereits im Juli 2011 Paškas Aktivitäten:

“SNS has the most efficient rep-
resentation of all polititical parties 
of Slovakia  in the European Par-
liament and that is MEP Jaroslav 
Paška. We are very proud of it. After 
his second year in the EP Jaroslav 

Paška with his activities is at the 
top of Slovak representatives in the 
EP.”188 

Die dort folgende Beschreibung von 
Treffen mit Ministern und ranghohen 
Offiziellen des ungarischen und polni-
schen Staates verdeutlichen die da-
hinterstehende Taktik: Paška engagiert 
sich für die SlowakInnen und ist in der 
europäischen Politik ein ernstzuneh-
mender Akteur. Damit löst er das Ver-
sprechen von SNS-Vorsitzenden Slota 
vor der Wahl ein: 

„If I were to be elected by chance, 
you would see how lively it would be 
there.“189 

Im Europäischen Parlament wolle man:

“to oxidise the muddy, rotten, milky 
waters [of the EP] by truth, and not 
by hypocrisy and lies.“190 

 
Naheliegend ist Paškas Gegnerschaft 
zur ungarischen Verfassungsänderung 
unter Regierungschef Orban. So nutze 
er die ungarische Ratspräsidentschaft, 
um mehrfach die Politik des Nachbar-
staates zu kritisieren.191 Paška setzt 
sich für die Todesstrafe ein und äußerte 
sich zur Aussprache zum zweiten euro-
päischen Roma-Gipfel im Plenum über 
die Probleme von Roma-Familien:

„Die Kinder sind vernachlässigt und 
hungrig und viele gehen nicht ein-
mal zur Schule. Ich bin daher über-
zeugt, dass wir, wenn wir den Roma 
wirklich helfen wollen, in erster Linie 

versuchen müssen, den Roma-Kin-
dern eine zivilisierte, kultivierte und 
ordentliche Lebensweise beizubrin-
gen.“192

Unausgesprochen bleibt, wie in Paškas 
rassistischer Weltsicht Roma einer „zi-
vilisierten“ und „ordentlichen Lebens-
weise“ zugeführt werden sollten. Slotas 
Verlautbarungen einen Monat nach den 

slowakischen Wahlen im Jahr 2006, 
und damit auch kurz nach Bildung einer 
Regierungskoalition aus SMER, SNS 
und ZRS, ließen weniger Spielraum für 
Vermutungen: Er forderte dazu auf, „Zi-
geunerinnen mit dem Gummiknüppel 
zu verprügeln“, Roma in „separate Dör-
fer“ zu verfrachten und ihnen die Kinder 
wegzunehmen, um sie in Internaten un-
terzubringen.193 
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ressenpolitik“ der „verweichlichten un-
garischen Regierung“195  zu bekämpfen. 
Von den Mitgliedern der MNA wird „[e]
ntschiedenes Vorgehen gegen Zigeu-
ner und jüdische Lebensart“196 verlangt. 
Dazu trainiert die MNA den Umgang mit 
Granatwerfern, Schusswaffen sowie 
Nahkampf und tritt immer wieder bei ge-
walttätigen Ausschreitungen mit der Po-
lizei in Erscheinung. 1993 gründete sich 
die ultranationalistische, anti-westliche 
und antisemitische Magyar Igazság 
és Élet Pártja (MIEP; dt. Ungarische 
Wahrheits- und Lebenspartei) unter 
dem Schriftsteller Istvan Csurka, einem 
ehemaligen Mitglied des konservativen 
Magyar Demokrata Fórum (MDF; dt. 
Ungarisches Demokratisches Forum). 
Csurka fiel immer wieder mit antisemi-
tischen Äußerungen und Beschimpfun-
gen seiner KritikerInnen auf. So nannte 
er die Frankfurter Buchmesse den „Ho-
locaust der ungarischen Literatur“ und 
äußerte sich über Bankiers:

„[They are a] bunch of Jews who 
suck away little people‘s money to 
distribute it among themselves, and 
help the communists remain in po-
wer“197 

Die Partei hetzt gegen Roma und Homo-
sexuelle und fordert eine Revision des 
Friedensvertrages von Trianon (1920), 
bei dem das damalige Königreich Un-
garn nach dem Ersten Weltkrieg rund 
zwei Drittel seines Staatsgebiets an 
Nachbarstaaten abtreten musste. Auch 
wenn die MIEP in der Lage war bei 
Demonstrationen bis zu 200.000 Men-
schen zu mobilisieren, blieb sie parla-

mentarisch marginalisiert und war nur 
von 1998 bis 2002 mit 5,5 % der Wähle-
rInnenstimmen im Parlament vertreten. 
Dessen ungeachtet spielte Csurka eine 
große Rolle bei der Radikalisierung 
der politischen Auseinandersetzung im 
Sinne eines ungarischen Kulturkamp-
fes zwischen ‚guten‘ ungarischen Men-
schen und ‚schlechten‘ ausländischen 
Interessen.198 Csurka wurde wieder öf-
fentlich aktiver, als er im Oktober 2011 
zum Intendanten des ‚Neuen Theaters‘ 
in Budapest ernannt wurde. Er kün-
digte an, keinen „ausländischen Müll“ 
mehr aufzuführen, sondern nur noch 
„nationales ungarisches Drama“. Seine 
Ernennung wurde nach nationalen und 
internationalen Protesten Anfang 2012 
zurückgenommen, kurz darauf starb 
Csurka. Neuer Intendant wurde György 
Dörner, Mitglied der MIEP, welcher in 
seiner Bewerbung für das Amt erklärte, 
er wolle den „Kampf gegen die entarte-
te, liberale Hegemonie“ im ungarischen 
Kulturleben aufnehmen.199 

2003 wurde von einer antikommunis-
tischen Hochschulgemeinschaft die 
rassistische und ultranationalistische 
Partei Jobbik Magyarországért Mozga-
lom (Jobbik; dt. Bewegung für ein bes-
seres Ungarn) gegründet. Jobbik knüpft 
direkt und offen an die faschistischen 
ungarischen Pfeilkreuzler der 1940er 
Jahre an, welche von 1944 bis 1945 in 
den noch nicht von der Roten Armee 
besetzten Gebieten Ungarns eine na-
tionalsozialistische Regierung errich-
teten. Die Partei fordert die Revision 
des Vertrags von Trianon und die Wie-
derherstellung „Großungarns“. Jobbik 

Gesellschaftliche und politische 
Situation in ungarn

Nachdem im Oktober 1989 die Republik 
Ungarn ausgerufen und das ungarische 
Staatswesen erneuert wurde, tauchten 
auch rechtsextreme und nationalisti-
sche Gruppen auf und gehörten bald 
wieder fest zur politischen Landschaft. 
Bereits 1989 gründete sich die parami-
litärische und neofaschistische Magyar 
Nemzeti Arcvonal (MNA; dt. Ungarische 
Nationale Front) welche bis heute ak-
tiv194 daran arbeitet, die „jüdische Inte-
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Gemischtes Wahlsystem aus Mehr-
heitswahl und Verhältniswahlrecht. 
5 % Hürde.
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sieht sich als Hüter des Ungarntums, 
welches von „Fremdherzigen“ (Roma, 
Juden, KommunistInnen, Homosexuel-
len) bedroht sei. Die Partei ist offen anti-
semitisch und antiziganistisch und lehnt 
die geltende ungarische Verfassung als 
rechtswidrig ab. Sie tritt für den Austritt 
Ungarns aus EU und NATO ein und 
gründete 2007 zum Schutz von Veran-
staltungen, aber auch als ländliche Ord-
nungstruppe die Magyar Gárda (dt. Un-
garische Garde).200 Vorsitzender dieser 
paramilitärischen Gruppe ist der Partei-
vorsitzende Gabor Vona, die schwarzen 
Uniformen sind mit dem Emblem der 
Pfeilkreuzler versehen. Ziel sei es, den 
„geistig-moralischen und physischen 
Verfall des Ungarntums“201 aufzuhal-
ten. Auch wenn die Ungarische Garde 
durch ein Gerichtsurteil des Budapester 
Stadtgerichts 2009 verboten wurde und 
das Tragen der Uniform unter Strafe 
stellte, gründete sie sich kurz darauf als 
Neue Ungarische Garde wieder und tritt 
auch weiterhin mit den alten Uniformen 
in Erscheinung. Die Garde veranstaltet 
regelmäßig martialistische Aufmärsche, 
vor allem in von Roma und anderen 
Minderheiten bewohnten Ortschaften, 
und trainiert den Umgang mit Waffen. 
2006 traten MIEP und Jobbik innerhalb 
eines Wahlbündnis bei den Wahlen 
zum ungarischen Parlament gemein-
sam an, verfehlten aber den Einzug ins 
Parlament. Bei den Wahlen des Jahres 
2010 erreichte Jobbik 12,1 % der Wäh-
lerInnenstimmen und ist seitdem mit 47 
Mandaten im Parlament vertreten. Der 
Partei- und Fraktionsvorsitzende Ga-
bor Vona bleibt der Ungarischen Garde 
trotz Verbots auch weiterhin verbunden: 

2011 betrat er den Sitzungssaal des 
Parlaments in der Uniform der Ungari-
schen Garde, laut eigener Aussage um 
gegen die verschlechterte öffentliche 
Sicherheit zu protestieren.202  Die Unga-
rische Garde wird von der Polizei ver-
dächtigt, die Serie von Übergriffen mit 
Molotowcocktails und Schusswaffen auf 
Roma, bei der zwischen Januar 2008 
und August 2009 sechs Menschen ums 
Leben kamen, organisiert zu haben. 203 

Vona macht keinen Hehl aus seiner Ab-
neigung gegen Jüdinnen und Juden. Er 
äußerte sich zum Beispiel Anfang 2010 
in einem Interview mit einem großen 
ungarischen Webportal:

„Vielleicht ist es eine Verschwö-
rungstheorie, dass Israels Lage im-
mer instabiler wird [...] und ich kann 
mir vorstellen, dass sie jetzt nach 
Fluchtwegen, Fluchtmöglichkeiten 
suchen. Ungarn bietet großartige 
Möglichkeiten für die israelische 
Flucht, weil hier gute Voraussetzun-
gen gegeben sind: die Gesellschaft 
ist aufnahmebereit, gastfreundlich 
und die Politiker sind korrupt. […] 
Ich kenne die ungarischen Juden 
nicht, aber die sind auch ein Block, 
der sich im Zwielicht aufhält. Das ist 
ein Tabu, über das man sprechen 
müsste: Wie ist der Standpunkt der 
ungarischen Juden, was ist Ungarn 
für sie? Ihre Heimat oder nur eine 
provisorische Unterkunft? [...] Ich 
sehe, dass sich das ungarische Ju-
dentum versteckt. Es bezieht keine 
Stellung, ist weder dafür noch da-
gegen. Jene, die Stellung beziehen, 
z.B. der Mazsihisz [Verband der Jü-

dischen Glaubensgemeinschaften 
in Ungarn], von denen rinnt es mir 
kalt über den Buckel runter.“204 [An-
merkung im Original]

Auch die Aktionen der Ungarischen 
Garde sind von Antisemitismus geprägt. 
Die Garde marschierte am 18. April 
2009, einen Tag vor dem Holocaust-
Gedenktag, vor die Deutsche Bot-
schaft. Dabei trugen die Uniformierten 
ein Transparent mit der Aufschrift „Die 
Wahrheit macht frei!“ und hielten holo-
caustleugnende Reden.205 

Nachdem Ungarn noch mit breiter Zu-
stimmung der Bevölkerung 2004 der 
Europäischen Union beitrat, verschlech-
terte sich die wirtschaftliche Lage und 
nationalistische Positionen gewannen 
wieder stark an Einfluss.206 Zwar ha-
ben offen neofaschistische Parteien bei 
Wahlen kaum eine Chance breitere Un-
terstützung zu erfahren, ultranationa-
listische Positionen im Gegenzug sehr 
wohl. Roma-Feindlichkeit, Feindschaft 
gegenüber Jüdinnen und Juden sowie 
gegen Homosexuelle, sind in Ungarn 
weit verbreitet und legen den Nähr-
boden für die Wahlerfolge von Jobbik 
und für die Pogromstimmungen gegen 
Roma. Die führenden PolitikerInnen der 
nationalkonservativen Regierungspar-
tei Fidesz tragen zu der äußerst into-
leranten gesellschaftlichen Stimmung 
bei. In Kampagnen denunziert diese 
alle „Fremdherzigen“ (Juden, Roma, 
Homosexuelle, Linke, Bankiers, Libe-
rale, Spekulanten etc.).207 Amnesty In-
ternational stellte im Februar 2012 fest, 
dass die Polizei bei Ausschreitungen 

gegen Roma und rassistischen Strafta-
ten nur zögerlich und schlampig ermit-
telt und die ungarische Regierung das 
Hassklima gegen Roma sogar verbal 
legitimiert.208 Die Ernennung von Csur-
ka und danach Dörner zum Intendanten 
des Budapester Theaters verwundert 
vor diesem Hintergrund kaum. Verant-
wortlich für die Ernennung war der Bu-
dapester Bürgermeister Istvan Tarlos, 
der als parteiloser Fidesz-Kandidat seit 
2010 im Amt ist. Vor allem der Antizi-
ganismus hat in Ungarn bedrohliche 
Ausmaße angenommen. Die rechten 
Parteien sprechen den rund 600.000 
Roma im Land die BürgerInnenrech-
te ab und hetzen gegen eine angeb-
lich angeborene „Zigeunerkriminalität“. 
Laut einer Studie der zentraleuropäi-
schen Universität in Budapest glaubt 
mittlerweile die Hälfte der ungarischen 
Bevölkerung, dass Roma genetisch zu 
Kriminalität neigten.209 Bei den Wahlen 
2010 errang Fidesz 52,7 % der Wäh-
lerInnenstimmen und regiert seitdem 
mit Zweidrittelmehrheit. Die Regierung 
unter Ministerpräsident Orban steht we-
gen undemokratischer Reformen des 
Staatswesens unter massiver Kritik der 
EU. Unter anderem wurden die Unab-
hängigkeit der Justiz und die Medien-
freiheit empfindlich eingeschränkt, so-
wie das Verfassungsgericht entmachtet. 
Die Regierung und Abgeordnete des Fi-
desz wiegeln Kritik an der ungarischen 
Politik, die Rassismus und Antisemitis-
mus fördert, jedoch ab. So äußerte sich 
Agnes Hankiss, Fidesz-Abgeordnete im 
Europäischen Parlament in einem offe-
nen Brief an alle Abgeordneten des Eu-
ropäischen Parlaments:
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„It is a sad fact however that the left-
liberal political community has been 
using the charge of anti-Semitism 
as pretext in the fight against the 
central-right and governments to 
regain or retain power. […] Does 
anti-Semitism exist in Hungary? 
Sporadically and on the extreme 
right naturally it does. […] Accusing 
the Hungarian government with rac-
ism is a serious and unjust charge. 
Politics uses different kinds of tools. 
However slandering with racism 
should not be part of the toolkit.”

In der Tat gibt es jedoch genügend 
Grund zur Sorge über antisemitische 
Umtriebe in Ungarn. Umfragen zeigen, 
dass zwischen 2009 und 2011 der An-
teil der Befragten um sieben Prozent, 

auf zwei Drittel anstieg, die behaupte-
ten, dass ‚die Juden‘ im Geschäftsleben 
zu große Macht ausübten. Etwa 40 % 
der Befragten glaubten zudem, dass für 
‚die Juden‘ die Interessen Israels wichti-
ger seien als die Ungarns.210 

In Ungarn existieren noch weitere 
rechtsextreme Parteien wie der Hun-
garian National Front (MNF), die Party 
of Hungarian Interest (MEP) und die 
Hungarian Welfare Association (MNSZ; 
aufgelöst 2000) die partiell bei Wahlen 
erfolgreich waren, aber ohne nennens-
werten parlamentarischen Einfluss blie-
ben. Neben der Neuen Ungarischen 
Garde existieren auch noch weitere 
paramilitärische Gruppen wie die Unga-
rische Nationalgarde oder die Ungari-
sche Nationale Front.

Das Europäische Parlament
Ungarn

Béla Kovács
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2005 Vorsitzender des Ausschus-
ses für auswärtige Angelegenheiten 
der Partei Jobbik. Seit 2006 Vorsit-
zender der Bezirksparteiorganisa-
tion der Jobbik im 13. Budapester 
Bezirk. Seit 2008 Stellvertretender 
Vorsitzender der Jobbik in Buda-
pest. Seit 2010 Stellvertretender 
Vorsitzender und Schatzmeister 
der „Allianz der Europäischen na-
tionalen Bewegungen“. Mitglied 
des Europäischen Parlaments seit 
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wäsche (Stellvertreterin), Rechte 
der Frau und Gleichstellung der Ge-
schlechter (Mitglied).
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Jobbik gehörte zu den großen Gewin-
nern der Wahl zum Europäischen Parla-
ment im Jahr 2009. Sie erreichten 14,8 
% der ungarischen Stimmen und konnte 
damit als drittstärkste ungarische Partei 
Krisztina Morvai, Csanád Szegedi und 
Zoltan Balczo als fraktionslose Abge-
ordnete nach Brüssel schicken. Nach-
dem Balczo Anfang 2010 zum Mitglied 
des ungarischen Parlaments gewählt 
wurde,  rückte Bela Kovacs für ihn nach. 
Im Wahlkampf setzte sich Jobbik für die 
Idee eines „Europa der Vaterländer“ ein, 
in der die „kulturellen Eigenständigkei-
ten“ bewahrt werden sollten. Die EU 
mit ihren zentralistischen und bürokra-
tischen Institutionen müsse durch eine 
neue Art von Kooperation abgelöst wer-
den.

Die parteilose Morvai, mittlerweile eine 
der bekanntesten und beliebtesten Poli-
tikerinnen Ungarns, arbeitete zwischen 
2003 und 2006 als angesehene Exper-
tin in der UN-Frauenrechtskommission 
und beriet die ungarische Regierung 
aus SozialistInnen und Liberalen als 
Expertin für Völkerrecht.211 Sie war in 
den 1990er Jahren für die Europäische 
Kommission für Menschenrechte tätig. 
Dort setzte sie sich vor allem für die 
Rechte von Homosexuellen und Frauen 
ein. Der Wandel kam mit ihrer Kandi-
datur für die Jobbik: Bei der Eröffnung 
ihres Wahlkampfes ließ Morvai eine 
Motorrad-Kolonne vorfahren mit dem 
Namen Goj (hebräisch für Nichtjuden) 
und ließ T-Shirts mit dem Bild des Hitler-
Verbündeten Míklós Horthy verkaufen. 
Während der Herrschaft Horthys wur-
den in Ungarn 400.000 Jüdinnen und 
Juden nach Auschwitz deportiert. In 
ihren Reden betonte sie stets, Ungarn 
wieder in die Hände der Ungarn legen 
zu wollen und die Politik der ausländi-
schen (sprich: jüdischen) Interessen zu 
beenden. Die Regierung sei dazu da, 
den Bedürfnissen der einfachen Men-
schen zu dienen. Anderenfalls befürch-
te sie, dass UngarInnen zu Palästinen-
serInnen in ihrem eigenen Land werden 
könnten.212 2008 empfahl sie in einer 
Rede den „liberal-bolschewistischen Zi-
onisten“, sich schon einmal zu überle-
gen, „wohin sie fliehen und wo sie sich 
verstecken.“213 2009 schrieb sie jüdi-
schen KritikerInnen in einem Forum:

“I would be greatly pleased if those 
who call themselves proud Hun-

garian Jews played in their leisure 
with their tiny circumcised dicks, in-
stead of besmirching me. Your kind 
of people are used to seeing all of 
our kind of people stand to attention 
and adjust to you every time you 
fart. Would you kindly acknowledge 
this is now OVER. We have raised 
our head up high and we shall no 
longer tolerate your kind of terror. 
We shall take back our country.”214 

In eine offenen Brief an den israelischen 
Botschafter in Ungarn schrieb sie zum 
Nahost-Konflikt:

„The only way to talk to people like 
you is by assuming the style of Ha-
mas. I wish all of you lice-infested, 
dirty murderers will receive Hamas‘ 
‚kisses.’”215 

Csanád Szegedi ist seit 2009 Mitglied 
des Europäischen Parlaments und 
war einer der Mitbegründer der Job-
bik und der Ungarischen Garde. Der 
Garde blieb er auch nach dem Verbot 
verbunden: bereits in der ersten Ple-
narsitzung des Parlaments nach der 
Wahl trat er in der Uniform der Garde 
ins Plenum. Szegedi setzt sich vehe-
ment für den Austritt Ungarns aus der 
EU ein und verbrannte 2012 vor Jobbik-
AnhängerInnen während einer Anti-EU 
Demonstrationen die Europafahne.216  

2010 forderte Szegedi auf einer Pres-
sekonferenz die Einrichtung von „be-
sonderen Zonen“ für Menschen, die 
die öffentliche Ordnung (gemeint waren 
vor allem Roma) gefährdeten. Er kün-
digte weiter an, dass die dort lebenden 

Menschen unter Aufsicht der Polizei 
leben würden und nach Registrierung, 
das Gelände außerhalb der nächtlichen 
Ausgangssperren verlassen dürften. 
Szegedi hob besonders die Stadt Mis-
kolc hervor, in dessen Außenbezirken 
illegale Roma-Siedlungen seien. Diese 
sollten als erstes per Zwangsräumung 
durch die Kommunalverwaltung in die 
„besonderen Zonen“ verbracht werden 
können. Jobbik-Parteivorsitzende Vona 
unterstrich auf der gleichen Pressekon-
ferenz, dass noch weitere Schritte nötig 
seien um das ‚Problem‘ der Koexistenz 
von UngarInnen und Roma im Land 
zu lösen. Da die Integration der Roma 
gescheitert sei, wäre es nötig, Roma-
Kinder in Internatsschulen getrennt von 
ihren Familien zu unterrichten.217  In der 
Pressekonferenz forderte Szegedi also 
indirekt, aber unverblümt die Errich-
tung von Roma-Ghettos und Vona den 
zwangsweisen Entzug des Sorgerechts 
von Roma-Kindern. Diese ‚neuen Lö-
sungen‘ wären nötig um einen BürgerIn-
nenkrieg in Ungarn zu verhindern.218 Da 
dieser immer wahrscheinlicher werde, 
riet Szegedi während einer Rede 2012 
den UngarInnen Nahrungsmittelvorräte 
anzulegen. Die EU versuche bewusst 
Ungarn zu kolonialisieren, indem die 
Menschen durch die aktuelle Finanz-
krise gezwungen werden, ihren Besitz 
zu verkaufen. Ähnliches sei auch schon 
durch den angeblich planvoll gesteuer-
ten Umzug von Roma in Wohngebiete 
geschehen, um dort den Grundstücks-
preis zu senken.219 Im Juni 2012 wurde 
bekannt, dass Szegedi selbst jüdische 
Vorfahren hat und seine Großmutter 
Holocaustüberlebende ist.220  

Csanád Szegedi

*22.09.1982 in Miskolc. Ausschüs-
se: Binnenmarkt und Verbraucher-
schutz (Stellvertreter), Regionale 
Entwicklung (Mitglied), Fraktions-
los. 
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Béla Kovács ist seit 2010 Mitglied des 
Europäischen Parlaments und hat sich 
seitdem innerhalb seiner Partei als Au-
ßenpolitiker einen Namen gemacht. 
Er arbeitete an einem internationalen 
Netzwerk von Beziehungen zu anderen 
Parteien. Die Bedeutung, die ein Wahl-
sieg bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament für rechtsextreme Parteien 
haben kann, fasst Kovács während ei-
nes Interviews zusammen:

„Jobbik‘s EP election breakthrough 
unleashed sizable dynamics in 
terms of foreign relations. In addi-
tion, it is important to take note of 
the significance and weight of our 
newly attained parliamentary legiti-
macy. As a result, new opportuni-
ties present themselves that will 
advance future international expo-
sure.”221 

In einem Interview zusammen mit Nick 
Griffin von der BNP rechtfertigt Kovács 
die Gründung der Ungarischen Garde. 
Für ihn stelle die Ungarische Garde 
eine Selbstverteidigungseinheit dar, die 

nicht gegen die Roma an sich gerich-
tet sei, sondern vor „Roma-Kriminalität“ 
schützen soll. Vor allem in ländlichen 
Gebieten würden ältere Menschen von 
Roma attackiert, bestohlen und zum 
Teil getötet. LandwirtInnen würden die 
gesamte Ernte vom Feld und sämtliche 
landwirtschaftliche Geräte gleich mit 
gestohlen.222 Auf die Ziele seines Man-
dats im Europäischen Parlament an-
gesprochen, erklärte Kovács, dass die 
Hälfte seiner Arbeit mit der Eröffnung 
eines Büros in der Ukraine geleistet sei. 
Dort würde er sich um die Belange der 
ungarischen Minderheiten außerhalb 
Ungarns kümmern. Das zweite Ziel sei 
mit der Anerkennung der European Al-
liance of National Movements als Eu-
ropapartei bereits ein gutes Stück vor-
angekommen, da nur gemeinsam und 
gut vernetzt auf die Arbeit im Parlament 
Einfluss genommen werden könnte. 
Sein persönliches politisches Ziel sei es 
zudem, einmal als Berichterstatter vom 
Parlament bzw. des zuständigen Aus-
schuss benannt zu werden.  Im gleichen 
Interview bekräftigen Kovács und Griffin 
ihre enge politische Verbundenheit.
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